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81. Bie Wurzeln der modernen Demokratie, 

1. Die moderne Demokratie wurzelt in dem Gedanfen der 
Bolfsfouveränität. Diefer findet fich auch vereinzelt im Mittel- 
alter ausgefprochen, aber immer nur mit der Verbrämung, 
daß das Volk durch die „lex regia‘“ de3 römischen Rechts 
feine gefamte Machtvollfommenheit bei der Staatsgründung 
ein für allemal dem Monarchen übertragen Habe. Der Aus- 
jpruch Ulpians, auf dem diefe Auffaffung ruht, wird von der 
Mehrzahl der mittelalterlichen Publiziften, allen voran 
Thoma von Aquino, vorgetragen. Damit war auch das 
Prinzip der Volfsfouveränität als Teitende Direftive aller 
ftaatlichen Einidhtungen im Mittelalter fo gut tie vollfommen 
befeitigt. Exft der Tätigfeit der Reformatoren, inäbefondere 
der Faloiniftifchen Richtung, war e3 zu Beginn der Neuzeit 
vorbehalten, diefe Frage wieder in Fluß zu bringen. Demo- 
fratifche Anfäbe finden fich fehon im Neformationsprinzip 
auögefprochen. €&3 find dies der Grundfaß der freien Prit- 
fung der Heiligen Schrift und des allgemeinen 'Prieftertums. 
Während aber das Luthertum bafd in Abhängigfeit unter 
den einem Abjolutismus zufteuernden deutfchen Territorial- 
ftaat geriet, Calvin auf fontinentalem Boden aus feiner 
Kirche auch nur eine arijtofratifch "geführte Theofratie zu 
bilden verjtand (fiehe E. Teoeltich) in Hinnebergd Kultur 
der Gegenwart, I, 4. Abtlg., ©. 316f.), find jene Wur- 
zeln der modernen PBemokratie erft im Boden Englands 
aufgefeimt. Hier brachte es Die enge Verbindung von Kirche 
und Staat, Bistum und Königtum, wie fie durch Heinrich VIII. 
und Efifabeth gefchaffen wurden, fehon von felbft mit fich, daß 
bei den großen die damalige Zeit beherrfchenden Fragen über
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die Form der Kirchenverfaffung der Streit bald vom reli- 

giöfen ins politifche Gebiet übertragen wurde. €3 ift eben 

das Charafteriftifche diefes Werdeganges auf englifdem und 

fpäter auf neuengfifhem Boden, daß er das Problem, wie 

die dem Willen ihres Autors ariftofratifch geführte calvi- 

niftifehe Kicchenverfaffung in eine demofratifche umgeftaltet 

werden Tönnte, allmählich ‚auf die Staatverfaffung und 

ihre Orgamifation übertrug. 
11. Den führenden Anteil an diefem Entwidlungsgang 

hatten zunächit die Puritaner (darüber und zu Zolgendem: 

Ch. Borgeaud in den Annales de P’Ecole libre des sciences 

politiques, 1890, ©. 20ff. und 1891, ©. 1ff.). Aber e3 waren 

nicht etiva die äfteren Puritaner, die entfprechend ihrem Namen 

nur die Reinigung der anglifanifchen Staatsfirche von den 

Reften de3 Katholizismus in laubenzlehre, Liturgie, Kicchen- 

difziplin und Kicchenverfaffung anftrebten, fondern die jpäteren 

ımter dem Namen der Kongregationaliften befannten Selten, 

aus denen die „Heiligen“ Cromiellß, die Sndependenten, 

herborgingen. Während noch Cartroright als Vertreter der 

älteren Richtung nur Sreiheit der Kirche vom Staat und Ab- 

ichaffung des Bistums fordert, verlangt Robert Bromne in 

feinem um 1582 gejchriebenen Buche „A Booke which 

sheweth the life and. manners of all true Christians“ be- 

deutend mehr, wenn ex jagt: „Die wahren Chrften bereinigen 

fi) zu Gemeinden von Gläubigen (companie or number of 

beleevers), welche durch freimilfigen Vertrag mit Gott (by 

a willing covenant made with their God) fi) unter die 

Herifchaft Gottes und des Heilands geftellt Haben, die das 

göttliche Gefeg in einer heiligen Gemeinschaft behüten." 

Mochte auch immerhin Brorone zu diefer Formulierung 

feiner Kicchenverfaffungsidee durch die in feiner Heimat 

(Scaffchaft Norfolt und Stadt Normwich) um die Zeit bejon- 

der3 zahlreich vertretenen Berufsgilden und Irnumgen, die
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übrigend Teineswegs eine3 religiöfen Sintergrundes ent- 

behrten (fiehe Toulmin Smith, English Guilds, London 1870), 

angeregt worden fein, da3 Driginelle feiner Saflung liegt in 

Doppelte. Einmal ift hier zueıft Scharf hervorgehoben, daß 

der Grlindungdaft der Kirchengemeinde (covenant) ein Ver- 

trag fei, nicht zroifchen Wolf und Fürft unter mechjelfeitiger 

Garantieleiftung gegenüber Gott, tie dies zu Beginn det 

Neuzeit im Anfchluffe an das Alte Teftament von den 

Monarchomachen, inzbejondere Junius Brutus (Peudonym 

für Philippe Mornay, geb. 1549; fiehe Elfan, Die PRubli- 

ziftit der Bartholomäusnacht, 1905) in feinen Vindiciae 

contra tyrannos (erfhienen 1579) und von Buchanan, dem 

Freunde von John Knog, behauptet worden mar, fondern 

ein Vertrag de3 Volkes mit Gott. Damit war der Weg ge- 

ebnet zur Auffaffung, daß der Gründungsverkrag nur ein 

Bertrag der Volfsmitglieder untereinander tar, zuc Auf 

faffung de3 fpäteren pouvoir constituant!), Godann far 

durch die Jdee des Kongregationalismus oder ndependen- 

tiamus die Formel gegeben: freiefte Selbfiverwaltung jeder 
Gemeinde, unabhängig von der Nachbargenteinde. 

Für Brorne befehränfte fich diefe Lehre aber durchaus 
nicht bloß auf das veligiöfe Gebiet. Er fagt nämlich) (a. a. D. 
Definition 114): „Wir geben aber unfere Definitionen in einer 

generellen Form in jo viel Ausdrüden, damit fie auf den 

Staat Anwendung finden.” Damit war der Gedanfe der 
Bolkefouveränität zu einem treibenden Motiv der modernen 
Demokratie geworden. Durch die Pilgrimbäter, die 1620 auf 
der Mayflower nach Amerifa zogen, wurden die Seen des 
politiichen und refigiöjen Kongregationaligmus jenjeit3 des 

Atlantifchen Ozeans weiter propagiert, tvie wir gleich jehen 

werden. Sn der Heimat blieb e3 den Independenten im Heere 

1) Richard Hoofer, der in feinem Treatise on the Laws of ecclesiastical Polity 

bk. I, ch. X, 4 einen ähnlihen Sat vorträgt, fchreibt erft_1594.
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Crommells vorbehalten, die Grumdfäbe des Kongregationalis- 

mus in politifche Forderungen umzufegen und jo die leiten- 

den Gedanken der modernen Demokratie zu formulieren. 

Nach Yangen Beratungen innerhalb de3 Heeres formulieren 
fie namentlich unter der Leitung de radikalen John Lilburne, 
de3 Hauptes der Levellers, u. a. das fog. „Agreement of the 
People“, das am 20. Januar des Jahres 1648/49 dem Parla- 

ment vorgelegt wurde. Wenngleich) diefes eıfte Verfaljungs- 

projeft für England durch die Diktatur Cromivells niemals 
zum Bejchluß erhoben oder fonft zur Ausführung gelangt ift, 

verdient e3 doch den angejehenften Plab in der Gejchichte der 

modernen Demokratie, denn deren Grundlagen find hier Iharf 

prägifiert und zwar zum exften Male in der Gejchichte. 

Schon die dem „Agreement“ vorausgehenden Verhand- 

Yungen, insbefondere die zu feiner erften Zafjung führten — 

da3 vorhin erwähnte, am 20. Januar vorgelegte ift feine Dritte 

Faffung — geben al Ziwed de3 Dokument? an, daß er ein 

Raft fei unter ven Vollsgenoffen, um in bindender Weife für 

die oberjte Gewalt im Staate Schranfen aufzurichten und 

fo die Voffsfreiheiten zu fichern (fiehe Walther Rothichild, 

Der Gedanke der gejhriebenen Verfaffung in der englifchen 

Revolution, 1903, insbefondere ©. 81f.): „Solfte und je- 

mand fragen,” — fo heißt e3 in einem Briefe, der dem 

‚Agreement‘ al3 Anhang Hinzugefeßt wurde — „warum wir 
den Wunfeh haben, unfere Grundrechte in einem Qer- 
trage mit dem Volke zu erflären und nicht Tieber ftatt 

deffen eine Petition an das Parlament gleichen nhalts 

richten, fo ift die Begründung Har: Kein Gefeb de3 Rarla- 

ments ift unabänderfic) und fan infolgedeffen euch (d. i. das 

Vol) und una (d. i. da3 Heer) eine genügende Gicherheit 

bieten, und bor dem zu bewahren, was ein anderes Parla- 

ment beftimmen fan, wenn e3 verderbt ift; außerdem jollen 

die Parlamente die Befchränkung ihrer Macht von denen er-
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haften, welche fie damit betrauen, und desmwegen foll das 
Volk erklären, was die Aufgabe und Macht der PBar- 
lamente ift. Das bildet den Anhalt diefes ‚Agreement‘.” 

Damit wird der fchlichte Kovenant der Kirchenverfaffung 
zur erjten und wichtigften Lebensäußerung des jouveränen 
Bolfes in feinem pouvoir constituant. Die Notwendigfeit 
einer gejchriebenen Verfaffung al3 Grundlage der modernen 
Demokratie ift damit gleichfall3 gegeben. 

Daran fchließen fich nod) Forderungen tie: Übertragung 
»der oberiten Gewalt im Stante an eine einzige repräfen- 
tative VBollßverfammlung; Einrichtung einer Egefutivgemalt, 
deren Yunftion auf die Dauer der Legislatur bejchränkt ift 
und die duch Wahl der Legislatur hervorgeht, Forderung 
von Neumahlen alle zwei Sahre, gleichmäßige und propor- 
tionelle Verteilung der Wahlfite; allgemeines Wahlrecht für 
ale BVolljährigen, ausgenommen Dienftboten und Armen- 
unterftügimgsbedürftige; Glaubenzfreiheit; Trennung des 
Stantes von der Kirche; Aufrichtung von Schranken jelbft 
für die gefeßgeberiiche Gewalt in Gejtalt von Treiheits- 
rechten und Beihränfung ihrer Seffionen. Treilich mar 
diefen Grundfäßen die Realität erjt jenjeits de3 Ozeans be- 

ichieden. 
II. Die Demokratie in Amerifa hebt bei jenen exjten 

Siedelungen ver Pilgrimväter an. Die Kongregationalijten, 
die 1620 von Holland aus nach Amerifa zogen und New Piy- 
mouth gründeten, errichteten noch während der Zahrt den 
fog. „Plantation Covenant“ nad) dem Mufter der ihnen ge- 
läufigen Church Covenants. Er ift die erfte gefchriebene 
EStaatöverfaffung und hebt alfo an (B. P. Poore, The Federal 
and State Constitutions of the United States, I, 6.931): „Im 
Namen Gottes, Amen! Wir, die unterzeichneten Unteriomen 
Ceiner Majeftät unfere3 fouveränen Herim Sacob, von Gottes 
Gnaden Königs don Großbritannien ufr., haben zur Ehre
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Gottes, der Verbreitung des chriftlichen Glaubens, zur Ehre 

unferes Königs und Vaterlandes eine Reife unternommen, 

um die erfte Kolonie im Norden von Virginia zu begründen, 

vereinigen und wechjelfeitig durch der gegenmärtigen feier- 

Yichen Vertrag vor Gott und in unfer aller Gegenwart zur 

guten Ordnung und dem Gemeinmwohl und der Verfolgung 

obiger Ziele. Kraft diefes Vertrages werden wir erlafjen, 

dekretieren und einrichten folche gerechte und gleiche Gefebe, 

folche Anordnungen, folhe Verfügungen, folche Verfaffungen, 

forche Umter, al8 fie für das Allgemeinmohl der-Kolonie er- 

noünfcht feheinen, und wir verfprechen allen [ehuldigen &e- 

Horfam und Unterwerfung. Zum Zeugnis defjen haben wir 

unfere Namen daruntergefegt am 11. Nov. anno Domini 

1620." 

Auf diefer Grundlage wurde dann das exite politiiche 

Gemeintvejen demofratifcher Struftur auf dem Boden Neu- 

engfands begründet. Während aber diejes fowie das 1629 

in der Maffacjufett3-Bai gegründete altmählich dem im 

Calvinismus ftedenden Gedanken einer durch die Kirche ge- 

Teiteten Ariftofratie verfiel, zweigten fi) von ihnen 1638 

Tonnectieut von Nem Plymouth und 1641 Providence bon 

Maffachufett3 ab, um fi), dem Gedanken des Kongregatio- 

nafismus getreu, eine wirflich demofratifche Berfaffung zu 

geben. Hhnkich ging 1639 das neugegriümdete Nerv Haven 

por. In den Fundamental Orders of Connecticut, welche 

1638/39 auf einer am 11. Januar zu Hartford abgehaltenen 

Bollsverfammlung ratifiziert wurden, gaben fidh die drei 

Städte, melche die Kolonie bildeten, eine Verfaffung, die nicht 

HIoR deshalb bemerkenswert ift, weil fie fich in ähnlicher Weife 

die Grundgedanken der modernen Demokratie zu vermirt- 

Yichen trachtete, toie da8 Agreement of the People in bet 

Heimat, fondern weil hier zum erften Male eine bundezftaats- 

ähnfiche Berfaffungsorganifation auf der Grundlage der Bolks-
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fouveränität durch Gejamtaft (covenant) aller Bollblirger 

gegeben wurde, um bereinft von Den 13 Neuengland-Stanten 

in der berühmten Eingangaformel der heutigen Uniond- 

verfaffung befolgt zu merden. „We... doe therefore assotiate 

and conioyne ourselves to be as one Publike State or Com- 

monwealth, and doe, for our selves and our Successors and 

such as shall be adioyned to us att any time herafter, enter 

in to Combination and Confederation togather ...“ (Siehe 

Poore, I, ©.249.) 

Sn diejer Verfaffung finden wir die gleichen Züge der 

modernen Demokratie, die auch fonft der Kongregationalis- 

mus aus fi) heraus Fraft feiner immanenten Tendenz ent- 

wideln mußte: Volffouveränität und verfafungsgebende Ge- 

mwalt der Generalverfammlung aller Vollbürger, Beamte aus 

Volswahlen hervorgehend, jährliche Neuwahl der teprä- 

fentativen Legislatur, Selbitverwaltung u. a. m. Wie fehr 

dem Kongregationaligmug diefe Grundzüge immanent waren, 

geht am beiten aus der Tatfache hervor, daß fie fogar zum 

Gegenftand der gottesdienftlichen Predigten benüßt wurden. 

Sn einer finden toir folgende Thefen aufgeitellt (Johnston, 

Connecticut, 1887, ©. 72): „Die Wahl der Behörden ge- 

hört dem Volfe Fraft göttlichen Auftrags. Diejenigen, die 

das Recht haben, Beamte und Behörden zu wählen, haben 

da3 Recht, die Grenzen der Machtvolffommenheit und ber 

Ämter feitzufeben, zu denen fie jene berufen. Und dies 

vor allem deshalb, weil der Urjprung det Staatögewalt in 

der freitvilligen Übereinftimmung des Volles ruht." 

Wohl oder übel mußten dann New Plymouth und be- 

fonderd Maffacdhujetts fi dem neuen Geifte anbequemen. 

Giner der exiten, die hier Diefen neuen Weg einjchlugen, war 

der Prediger John Whfe in Zpswich, der auch die Reform 

von Maffachufetts inaugurierte. Ar feiner „Verteidigung 

der Kirchenverfaffung von Neuenglard (zit. bei Borgeaud,



12 Formen der Demokratie. 

Eitablissement et r&vision des constitutions, Paris 1893, 
©. 17) jagt er: „Stellen wir uns eine Menge von Menichen 
vor, alfe gleid) und frei, Durch das Gefeh der Natur an dent 
Punkte angelangt, um freiwillig unter fich ein pofitiiches 
Gemeinwejen zu bilden. Sit ihre Situation von der Xıt, 
um einen Staat zu bilden, fo müffen jie verjchiedene Ver- 
träge fchließen (covenants). Geber einzelne muß fi) ber- 
pflidhten, mit den andern eine dauernde Gemeinfchaft zu be- 
gründen, damit alle durch gemeinfamen Beichluß gemein- 
fame Mapregeln für das allgemeine Woht beichliegen Fönnen. 
Ein Dekret, geheiligt durd) eine Abftimmung, muß jofort eine 
Staatöverfaffung einrihten, und wenn der Vertrag, den 
jeder unterzeichnet hat, die auödrücliche Klaufel enthält, daß 
man fi) in der Solge an die Entjcheidung jener erjten Ab- 
ftinmung halten mwolfe, fo werden alle dur) den Majoritäts- 
beichluß verpflichtet, Die fo eingerichtete Staat3verfaffung arı- 
zunehmen, mag aud) die perjünliche Meinung des einen 
oder anderen eine andere wünfchen.” 

Damit war zum erjten Male die verfaffungsgebende Ge- 
malt de3 Bolfe3 (pouvoir constituant) anerkannt. 

Die Fundamental Orders of Connecticut blieben Bi3 in 
da3 19. Sahrhundert hinein das feuchtende Vorbild deriameri- 
fanifchen Demokratie. Dem Kontinent Teuchtete eine andere 
Tadel, die von Sean Jacques Rouffeau. Wermgleich fie für 
die Ummwälzungen auf dem Kontinente bedeutfam wurde und 
in den padenden Schlagwörtern und bündigen Gäben bon 
Rouffeaus „Gejellffchaftsvertrag” ftets al3 Nevolutionszünd- 
ftoff gedient hat, es find doch nur Theorien gegenüber der 
praftifch ausgereiften Demokratie der Neuenglandftaaten. 

82, Die Formen der modernen Dentofratie. 

Aus den durch die Puritaner in Neu-England gelegten 
Keimen der modernen Demokratie entwidelten jich ihre
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heutigen drei Formen: zuerft der amerifanische Typus, die 
von uns jo genannte gewaltentrennende Demokratie, danı 
die Schweizerdemofratie, die wir die unmittelbare nennen 
möchten, und fchließlich der franzöfifche Typus, die parla- 
mentarifche Demokratie. Der unmittelbaren läßt fich die 
mittelbare oder Nepräfentativdenofratie gegenüberjtellen, 
welche entiveder die gemaltentrennende oder die parlamen- 
tarifche ift. Jeder der drei Formen ftand ein Theoretifer als 
Pate zur Seite: der gewaltentrennenden Demokratie Monte3- 
quieu und der „Zederalift”, der parlamentarifchen Demo- 
Fratie Prevoft-Paradof. Die unmittelbare Demokratie mweift 
auf Nouffeau zurüd. Ehe wir die Unterjchiede der drei 
Formen in der Praziö fennen lernen, wird e3 vielleicht von 
Nusen fein, ihre Theoretifer zu Worte fommen zu lafjen. 

1. Die Theoretifer. 
1. Der „Federalist“. Piefe „Bibel des demofratiichen 

Beiftes”, wie da3 Bud) öfters genannt worden ift, befteht aus 
einer Reihe von Effays, die in öffentlichen Zournalen (der 
erste am 27. Oktober 1787) zunächit erichienen, päter aber in 
einer Ausgabe vereinigt wurden (exfte Ausgabe von Hamilton 
1788). Der erfte Effay vom 27. Oftober führte fchon den Titel: 
„The Federalist Nr. 1“. Da3 Ganze behielt dann den Namen. 
Das Werf hat nicht einen, fondern gleich drei Verfafjer, näm- 
lich Hamilton, Madifon, Zohn Zay, die ihre Feder in den 
Dienft der Sache, d. i. der Verteidigung des von der Kon- 
vention zu Philadelphia für die Vereinigten Staaten be- 
fhloffenen Berfaffungsentwurfs ftellten. Die Verteidigung 
wurde indbefondere vor dem Bolfe von New York ge- 
führt, fnapp vor Beginn der Gtaatslegislatur, die zur Na- 
tififation des BVerfaffungsentiwurfs eine Berfajjungsfonven- 
tion einberufen follte, 

.  Dak man den Freiftaat damals allenthalben in Amerika 
wollte, ift nach dem vorausgegangenen englifchen Regime
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und feiner Arterflärhih. Aber man wollte den Zteiltaat, auf- 
gebaut auf einer Gewaltentrennung nad) dem Rezepte von 
Montezquieu (fiehe „Federalist“ Nr.47ff.): Gemwaltenaffumu- 
Yation in einer Hand ift nach Montesquieu die Vernichtung der 
Freiheit. Wollte man diefe aber auf ewige Grundlagen ftellen, 
fo ift die Gemaltentrennung nötig. Aber wie ift diefe zu ver- 
ftehen? Ettva fo, daß feine der drei Bewvalten, der legiälativen, 

egefutiven und richterlichen, irgendwelchen Anteil oder irgend- 
eine Kontrolle über die Akte der anderen befigen dürfe? 
Keineswegs! antwortete darauf der „Federalift". Die Ge- 
mwaltentrennung foll nur die Bedeutung haben, daß Feine ©e- 
malt die Befugniffe der anderen volffommen am fic) veiße. 
Ein Anteil der einen an den Befugniffen der anderen (partial 
agency) ift nicht ausgejchloffen. Wie aber num fich diefe Ge- 
maltentrennung fichern? Dadurch, daß man ettva jeder oder je 

ztvei von ihnen zufammen das Recht des Appelt3 arı das Volf 

gebe? Das Mittel würde bald verbraucht fein, zudem ver- 

bürge e3 ducchaug nicht, daß die Gemaltentrennung immer auf- 

rechterhalten würde, da die erefutive und die richterliche Ge- 

roalt weniger Anhänger im Volke hätten als die legiälative, 

icon deshalb, weil die Mitglieder der erjteren an Baht ge- 

vinger feien al die der feßteren, die mehr Freunde im 

Boffe anmwerben Fönnten. Im Falle des Appelß D. i. 

der Volßahftimmung würde die Legislatur immer alß 

Siegerin hervorgehen. Ein zuverläffiges Mittel der Durd)- 

führung der Gemaltentrennung tmäre aber der Grundjaß, 

daß Feine Gewalt bei der Emennung der Träger ber 

beiden anderen Gewalten mitwirken dürfe („Federalist“ 

Nr. 51: „It is evident that each department should have 

a will of its own, and consequently should be so con- 

stituted that the members of each should have as little 

agency as possible in the appointments of the members of 

the others“). Aus diefem Grunde wird aud) die Beltellung
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des Präfidenten durch die Legislatur verworfen („Federalist“ 

Per. 68 und 71), ebenfo wie jede Abhängigfeit der Exekutive 

von der Legislatur. Das andere Mittel, die Gewaltentren- 

nung durchzuführen, werde durd) die Betrachtung aufgegeben, 

daß in jeder Republik die Legislatur am eheften unter den drei 

Gemwalten die Tendenz beige, die Befugniffe der anderen 

Gemalten an fi) zu reißen. Um dies zu verhindern, müfje 

man fie in zwei Kammern aufteilen, fodanın aber die an ji) 

fchwächeren beiden Gewalten, die exehutive und die richter- 

; liche Gewalt, irgendwie verjtärken. Die erefutive Gemalt 

Tönne man bei gewiffen Arten ihrer Verwaltungsalte durch 

die Verbindung mit dem fchwächeren Teil der Legiälatur 
(se. dem Genate) in Verbindung treten Yaffen und ihr über- 
Dies ein qualifiziertes d. i. fuspenfives Veto verleihen (Nr. 51 

und 73). Die richterfiche Gewalt erhalte das Recht, die Gejebe 
auf ihre Verfaffungsmäßigfeit zu prüfen. Das gebe ihr feine 

Guperiorität über die gefeßgebende Gewalt, fondern bejage 

nut, daß beide Gemwalten einen Höheren („superior“) an- 

erkennen müßten nämlich das Volt (Nr. 78). Die Gewalten- 
trennung nad) Montequieu, fo für den Freiftaat zugerichtet, 
ift der Mittelpunkt der amerifanifchen Demokratie, Die wir bie 
gemwaltentrennende nennen tollen. , 

2. Rouffeau. Im feinem „Contrat social‘ (zuerft er- 
fchienen 1763) geht er von einem Naturzuftande aus, in dem 
jeder ermachfene Menfch der ungebundenften Sreiheit lebe. 
Um nun eine Nation zu begründen, fei das Eingehen eines 
Sozialvertrags nötig, der dem Naturzuftande ein Ende be- 
reite. Denn die fonft vortrefffiche Natur der Menfchen Tönne - 
nicht die foziale Ordnung fchaffen („ordre social“), die ein 
heiliges Recht („droit sacre““) und die Bafis anderer Ordnungen 
(iv. IV, ch. 1) fei. Diefe Sozialordnung Tönne nur durch 

Vertrag gefchloffen werben (‚il est done fond& sur des con- 

ventions“).
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„Diefer Vertrag, der gemwilfermaßen dem einzelnen Durch 
die Not aufgeziwungen ift, muß einftimmig angenommen 
werden, umd wenn die Klaufeln des Vertrags verlegt würden, 
toirde jeder feine ursprüngliche Freiheit wieder annehmen. 
Alle diefe Rlaufeln reduzieren fich auf eine einzige, nämlich 
die Veräußerung, Die jeder einzelne mit feinen Rechten an die 
Gejamtheit vornimmt; dem zumächft, indem jeder einzelne 
fich ganz Hingibt, ift die Bedingung für alle gleid), und dann: 
ift einmal die Bedingung der. Hingabe für alle gleich, jo hat 
niemand ein Intereffe, Diefe Bedingung den anderen fchiverer 
zu geftalten." Ebendeshalb fan aber die oberite Gewalt 
nur in einem jozialen Gemeinwefen, der Gefamtheit jelbit 
wohnen, der Souverän nur aus den einzelnen, die dad Ge- 
meinmwefen zujammenfegen, beftehen. Das Organ Diefes 
Souveräng ift die volonte generale. Sede Nepräfentativ- 
verfammlung ift verwerflich, nur die Gejamtheit des Volfes 
felbft Tann die volonte generale, die in der Gefebgebung zum 
Ausdrud fommen muß, bilden. „Da die Souveränität nur 
die Ausübung des allgemeinen Willens ift, jo Tann fie nie ver- 
äußert werden, der Sopuverän, der ein Sammelmwejen ift, 
farın nur durch fich felbft vepräfentiert werden ... Der Sou- 
verän far wohl jagen: ich will im Augenblid, was ein ge 
toiffer mill oder wenigftend zu wollen vorgibt, aber er Tann 
nicht fagen: was ein gewiffer morgen wollen svixd, werde ich 
auch wollen; denn e3 ift abfurd, daß fi der Wille für die Zu- 
Zunft joll Ketten anlegen fünmen. Wenn das Voff einfach zu 
gehorchen verspricht, fo TLöft es fich infolgedefjen auf, e3 ver- 
tiert feine Eigenfchaft ald Volk; mit dem Augenblid, da e$ 
einen Herm gibt, gibt e3 feinen Souverän mehr, und der 
politifche Körper ift aladann zerftört.” (L. II, ch. 1.) Xer- 

roirft Rouffeau fonach jede Repräfentativverfaffung, fo erfennt 
er wohl jo etivas, wie eine Trennung der Gewalten, an, aber 
diefe Fommt ihm nicht aus der Befolgung. Montesquieufcher 
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Weifungen und einer damit verfnüpften Koordination der 
drei Gemwalten, jondem die Trennung ift ihm eine Folge der 
Subordination der erefutiven unter die allmädtige 
legislative Gewalt, die volonte generale. Die legtere foll 
nicht ihre allgemeinen Geficht3punfte verlieren und deshalb 
nicht das Recht oder die Verwaltungstätigfeit im Einzelfalle 
ausüben, denn da3 Beichäftigen mit Einzelfällen würde fie 
in ihrer Würde herabfegen (livre III, ch. 1: „Il n’est pas 
bon que celui qui fait les lois les ex&cute, ni que le Corps du 

peuple detourne son attention des vues generales pour la 
donner aux objets particuliers“). Yus der Unterordnung der 
Erefutive unter die volonte generale folgt das Ein- und Ab- 
jegungörecht der Beamten durch fie (1. III, ch. 18: „Les 
depositaires de la puissance executive ne sont point les 
maitres du peuple, mais ses officiers; il peut les &tablir et 
les destituer quand il lui plait‘‘). Das find die Rouffeaufchen 
Grundlagen der unmittelbaren Demokratie. 

3. Vrevoft-Baradot. entwidelt in feinem Buche „La 
France Nouvelle, 1869° den Typus der dritten, der jüngften 
Yorm moderner Demokratie: der parlamentarifchen. Vorbild 
ift die parlamentarische Monarchie England, Ausgangspunkt 
aber das allgemeine Wahlrecht und die Volksfouveränität. 
Diefe Demokratie herzuftelfen, d.i. daß das Volk fich felbft re- 
giere nach dem Willen der größten Zahl und unter Aufrecht- 
erhaltung de3 Gejees der Majoritäten, das ift das Biel (ch. 1: 
„quelle soit en possession d’un gouvernement democratique, 
en d’autres termes, que le peuple s’y gouverne lui-m&me, selon 
la volonte du plus grand nombre et en observant la loi des 
majorites“). -Da3 ift eben der charafteriftifche Unterjchied 
ätwiichen der parlamentarifchen Monarchie und der parla- 
mentarifchen Demokratie, daß bei der exjten die parlamen- 
tariiche Negierung gemwifjermaßen das Iete Austunftsmittel 

1 ift, um fi) in feinem er= 
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erbten Rechte zu erhalten, während bei der parlamentarifchen 

Demokratie die parlamentariiche Regierung als das Haupt- 

mittel angejehen wird, die Boltzfreiheit zu erhalten. Dort 

ift der Ausgangspunkt: das ererbte Momarchentecht, Hier 

die Voffsfreiheit. Dort hat der Monard) das entjcheidende 

Iegte Wort, Hier das Volt bzw. fein Stellvertreter: die 

Bollsfammer. Deshalb will auch Prevoft-Paradol biejer 

weiten Kammer das „lebte Wort” („dernier mot“) geben, 

er will fie gegenüber der Erften Kammer und Der Ne- 

gierung mit präponderierender Gewalt ausftatten. Cr jagt 

(ch. 3 des erjten Buches &. 9): „Wenn das legte Wort 

der Regierung zuftedt, fo ijt die Volfsfannmer min eine Fon- 

fultative Behörde und der Defpotismus ift etabliert. . . . MNemt 

aber das Tette Wort der Rolfstammer zufteht, fo ift e3 die 

Nation, die immer ihr Yrteil modifizieren Tanıı, inbent fie 

ihre Repräfentanten durch) allgemeine Wahlen ändert.” Ver 

Appell an das Volt jpielt daherin der parfamentarifchen Demo- 

Fratie eine ungfeic) größere Rolle als in der parlamentarifchen 

Monarchie. Hier ift er mir ein Auskmftönittel, um eine 

Staatzkrife zu übertvinden, dort ift er ftändige Einrichtung, 

un den Bolfswillen zum oberjten Nichter bei Meinungs- 

verfchiedenheiten jener Organe (Minijter und Rollsfammer 

bzw. -Barfament) zu machen (©. 104: „rendre & la nation 

son libre arbitre et la mettre en demeure de se prononcer 

avec une souveraine independance sur la conduite de ses 

representants“). 

Um aber den Einfluß der Bolfsfanımer wirkic) fo prä- 

ponderierend zu geitalten, ift eg notwendig, ihe allein das 

Abfegen und Neubeftellen der Minifter zu überlafien. Der 

Präfident des Ninifterrat? joll Durd) Wahl von der Volß- 

fanımer beitelft, idr wahrer „leader“ werdet. 

Gegen diejen altmächtigen Einftuß (influence preponde- 

rante) der Volfsfammer find zwei Bolfwerfe aufzuführen:
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eine Erjte Kanımer, die al3 Interefjenvertretung gegenüber 
der auf allgemeinen Wahlrechte ruhenden Volksfammer ge= 
dacht ift, und ein „droit de dissolution“, das als Träftige Waffe 
den bon einem verantwortlichen Minifterium  bevatenen 
Staatsoberhaupt in die Hand gedrückt wird. Schiwierig ift 
es nur, in einer Nepublif die Veranttvortlichfeit des Staats- 
oberhaupte3 bon der der Minifter fcharf zu jondern, doc} 
fein unüberwindliches Hindernis (1. I, ch. 4). Borzu- 
ziehen wäre ja eine Monarchie der Temofratie, da das 
„Auflöfungsrecht" dam ganz fiher unparteiifch gehandhabt 
würde, während in der Demokratie der Präfident nur gar 
zu oft Parteimann fei. Aber der Monarch läuft eben viel 
häufiger aB der Präfident einer Republif Gefahr, fein eige- 
ner Premierminifter zu werden, „devenir soi-m&me une 
sorte de premier ministre perpetuel et inamovible et 
disputer aux cabinets et au Parlament des lambeaux 
de pouvoir“ (1. I, ch. 5). Um dieje „trifte Ambition 
getvilfer Tonjtitutionelfer Monarchen” zu vermeiden, und 
mweil der Staat mitunter durd) die Macht der Tatfachen 
der Republik zugetrieben wird, muß man eben auc) 
an die Möglichkeit einer parlamentarifchen Demokratie 
denfen umd fie, tie zuvor dargelegt, einrichten. „&3 will 
und allerdings fcheinen, daß dann ein wichtiger Veitandteif 
der pofitifchen Mafchine fehlt; wir fuchen mit Augen voll Be- 
dauern dieje Erjcheinung de3 BVollstribunen, der unter dem 
Namen König die Volkvertretung beobachtet, um fie fofort 
vor die Volfsfomitien zu fchiden, wenn er jie für drüdend hält 
oder auf den Wege der Bedrüdung begriffen fieht („afin 
de la renvoyer devant les comices populaires aussitöt quil 
la croit oppressive ou engagee sur le chemin de l’oppression‘‘); 
aber wenn auch die Repubfif feinen Raum hat für diefen nüß- 
\ihen Magiftrat, fo ift fie nichtsdeftowweniger, wenn fie einmal 
eritiert, eine fehr annehmbare Verfaffungsform und jehr 

3*F
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würdig treuer Unterftügung amd fichern Nefpett3 aller guten 

Mitbürger (bons citoyens)." 

m Gegenfage zu ben beiden vorhergehenden Formen 

Her Demokratie ift — mie wir jehen — Die parlamen- 

tarifche nicht auf einer Trennung der Gemalten, jondern 

eher auf einer Konfufion derjelben. aufgebaut. Inäbejon- 

dere werben die fehr mächtigen Minifter durch die nod) 

mächtigere Bollsfammer gewählt, Jener Grundfaß, den die 

geiwaltentrenmende Demokratie aufiteflt, daß bei einer wahren 

Trennung der Gewalten die Legislative niemals an der Be- 

ftellung. der Erekutiven beteiligt fein dürfe, wird hier in bezug 

auf die Minifterbeftellung und -abjeßung vollftändig preis> 

gegeben. Das Bud) von Prevoft-Baradol ilt eine der wichtig. 

ften Unterlagen det heutigen Verfaffungsform Sranfreid3 ge- 

worden. 

Kie geftalten fich nun dieje Theoreme in der Praris? Wie 

find vie Unterjchiede in den charafteriftifchen Smitituten jeder 

der drei Formen Der Demofratie ausgeprägt? 

II. Die drei Formen der Demokratie in der Staat3- 

pragis. 
Allen Demokratie Tiegt das Prinzip ber Bollzfouderätti- 

tät zum Grunde, d. i. der Grundfab, daß die Endentjheidung 

in allen wichtigen Staat3altionen bom Bolfe gegeben toird, 

während in der Monarchie der Monarch das jog. „dernier 

mot“ hat. 

Sn der Prazis geitalten fic) die Unterjchiede der drei 

Formen der Demotratie folgendermaßen: 

1. die unmittelbare Demokratie, wo das Volk felbit und 

nicht durch Delegierte die wichtigiten Staat3funftionen in Ge- 

jebgebung und Perwaltung ausübt, wo inäbefondere die ge- 

jeßgeberifchen Tunktionen und manche Alte der Verwaltungs- 

tätigfeit Durch. Das Referendum dem Bolfsentjcheid zugeführt 

werden; 
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2. die repräfentative Vermofratie, wo die wichligften 
Staatzfunftionen durch Nepräfentanten de3 Bolfes vollführt 
werden. Diefe Form der Demokratie Tarın 

. a) die geialtentrennende fein, wo Regierung und BVolfe- 
verfrefung nad) dem Prinzipe der Trennung‘der Gemalten 
volfftändig voneinander unabhängig find, vo das Minifter- 
Tabinett nicht al Ausfchuß des Parlaments die Kontrolle und 
Leitung der Volsvertretung hat, ihr deshalb auch nicht ver- 
antroortlich ift, fondern nur bon dem Chef der Exekutive ab- 
hängt, oder 

b) die parlamentarische Demofratie, two die Gemalten- 
twennung nicht durchgeführt ift, vo vielmehr Regierung und 
Parlament miteinander durd) ein der Parlamentömajorität 
entnommenes Minifterfabinett verbunden find. 

Die unmittelbare Demokratie ift heute in der Schtveiz, 
im Bund, aber noch mehr in den Kantonen verwirklicht, die 
gewaltentrennende Demokratie ift im Norden und Güden 
Amerifad zu Haufe, die parlamentarische Demokratie wird 
durd) Frankreich, Ducch Venezuela, ©. Domingo und Chile 
vertreten. sn Venezuela dürfen zivar die Minifter während 
ihrer Amtödauer feinem der beiden Häufer des Kongrefjes 
angehören. Das gleiche in ©. Domingo und Haiti. Trogdern 
muß man aud) diefe Republifen zu den parlamentarifchen 
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“ zählen. Denn in Venezuela zwingt ein Mißtrauenspotum der 
Zolksfammer das Minifterium zum Abtreten (Art. 34, Abf. 1 
der Berfaffung von 1904). Ir Haiti hat die Staatöpraris feit 
jeher, insbefondere aber nad) der Staatzfrife von 1897 das 
parlamentarifche Regime anerkannt (fiehe Soubies u. Carette, 
Regimes politiques, I [1906], ©. 47f.). Auc) in ©. Domingo 
ift die parlamentarische Regierung in Funktion, die Kammer 
tchtet an fieben Staatzfekretäre die Snterpellationen, bver- 
langt bon ihnen Berichte (Art. 62 der Verfaffung vom 20. Juni 
1896) und macht fie verantivortfich, felbft mern fie im Auftrage
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des Präfidenten gehandelt haben, der übrigens mit ihnen zur 

Berantwwortung gezogen werden Far (Art. 60: „y serän 

responsables de ellos, aunque reciban orden escrita del Presi- 

dente, quien por este hecho queda tambien responsable““). 

II. Die Ausprägung der Unterjdhiede in den ftaatsrecht- 

fihen Suftituten. 

Zunächit wollen wir Die gewaltentrennende gegen die 

parlamentarifche Demokratie Tonteaitieren. 

1. Der Grundjaß der Gewaltentrennung ift in der ge= 

waltentrenmenden Demokratie ein Grumddogma. Aus- 

drüdlich ausgefprochen war er fchon in Der franzöfiichen 

Erklärung der Menjchenrechte (At. 16) von 1789, dann in der 

franzöfifchen Verfaffung von 1791, von Heute geltenden Ber- 

faffungen verkünden diejen Grumdjag ausprüdlic einzelne 

füdamerifanifche Verfaffungen (3. B. Brofifien, Art. 15, 

Guatenala, Ver. in der amendierten Form vom 5. Nob. 

1887, Aıt.3: „El Poder Supremo de la Nacion ... se divide 

para su ejercicio en legislativo, ejecutivo, y judicial, y habra 

en sus funciones entera independencia“). Ex Yiegt, werm auch 

unausgejprochen, Det nordamerifanifchen Umonzverfaffung 

zugrunde. Demgegenüber fernen die »parlamentarifchen 

Demokratien der Gegenwart, allen voran Frankreich), jenen 

Gegenjab nicht. (Siehe Duguit a. a. 9. ©. 329 ff.) Selbit 

wenn man ihn nur in dev bejchränften Bedeutung auffaßt, 

daß fein Organ eines Gewaltenteiles an der Beltellung des 

Organs eines anderen Sewaltenteiles beteiligt fein darf (jiehe 

oben die Auszüge aus dem „Federalist“), jo fehlt Dieö Kıi- 

terium in der franzöfifchen Republif von heute deshalb, weil 

Hier die zur Nationalverfammlung vereingten beiden Kam- 

mern der Legislatur den Präjidenten wählen. 

9. Aus dem eben dargelegten Unterjchiede zwijchen der 

gewaltentiennenden und parlamentarifchei Demofratie — 

ich meine dem Fehlen dei Gewaltentrennung hier und ihren 
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Borhandenfein dort — folgt eine Reihe von Unterfchieden in 
bezug auf die Wahl der Minifter. Jr der gewaltentrennenden 
Demokratie find die Minifter Beauftragte des Chef3 der 
Grehitive, des Präfidenten. MB folche vürfen fie nicht Mit- 
glieder der Legislatur fein. Zn der parlamentarifchen find fie 
e3 für gewöhnlich. Aus dem nämlidhen Grunde haben die 
Minifter in der gewaltentrennenden Demokratie gemöhnfich 
nicht Zutritt zur Legislatur und freies Wort in ihrer Mitte. 
Das Gegenteil ift in der parlamentariichen Demokratie die 
Regel. Schlieplich Hängen infolge der Gewaltentrennung die 
Minifter in der Demokratie, in welcher diefer Grundfab durdh- 
geführt it, feinestegs, wie in der parlamentarischen Demo- 
fratie, bon einer Vertrauens- oder Mißtrauenzkundgebung 
einer oder beider Kammern de3 Parlaments ab. 

3. Die Getaltentrennung bewirkt in der einen Form der 
Demokratie, daß ein fuspenfives Veto des Präfidenten die 
einzige Waffe ift, mit der er eine ungwedmäßige Gefebgebung 
wiederhalten Fam. Auch dies entfpricht nicht dem Typus 
der gewaltentreimenden Demokratie, denn danad) dürfte der 
Präfident überhaupt fein Veto der Gefeßgebung ausüben. 
Doch der amerifanifche Typus hat nun einmal das fuspenfive 
Veto gezeitigt, und fo it 3 denn in der gewaltentrennenden 
Demokratie vorhanden; in der parlamentarifhen Demokratie 
ift aber nicht einmal dies Veto vorhanden. Wie der parla- 
mentariiche König niemals feine Sanftion zu Gefeßen ver- 
weigern darf, die von feiner Regierung im Barlament oder 
vom Parlamente unter Bilfigung feiner Minifter durch- 
gebracht worden find, jo Hat auch der parlamentarische Bräfi- 
dent Fein Sanftions- und auch fein Vetorecht. Weder die 
heutige franzöfifche Verfafjung (Art. 7 des Berfaffungsgefeges 
vom 16. Zuli 1875), noch Die von Venezuela Tennen ein juspen- 
jiveg Veto. Die Verfafjung Frankreichs fpricht nur von einer 
„Verweifung zur nochmaligen Beratung”, die von Venezuela
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nicht einmal davon, Ir den Berfaffungen von Haiti (Art. MM), 

©. Domingo (Art. 31ff.) und Chile (Art. 13557.) ift ein 

fuspenfives Veto nad) dem Mufter der Vereinigten Staaten 

gegeben, aber e3 ift hier — ausgenommen Chile — durd) die 

Staatspragis zum toten Buchftaben geworden (jiehe Spubied 

1. Carette, I, ©. 18). . 

4. Ein anderer fehr marfanter Kuntraft zwifchen der ge= 

waltentrennenden und parfamentarifchen Demokratie beteht 

darin, daß dort dem Präfidenten niemaß ein Auflöfungsrecht " 

gegenüber dem Parlamente tejp. gegenüber ber Boftskammer 

gegeben ift, hier aber zum Mefen der Demokratie gehört. 

Denn auf diefern „droit de dissolution“ beruht nun die Mög- 

Yichfeit, die Vollsfammer zu einem wirflichen Vertreter des 

Boltsfouveränd zu machen. Sreifich Hat dies „droit de disso- 

Jution“ von allen parfamentarifchen Demofratien nur Trant- 

reich vertvirflicht (Berfaffungsgefeb vom 16. Suli 1875: „Le 

President de la Republique peut, sur Pavis conforme du 

Senat, dissoudre la Chambre des dsputes avant F’expiration 

legale de son mandat“). 

Da3 find die Unterfchiede der beiden Formen der Demo- 

fratie, wie fie fich in den Hauptfächlichiten Rechtzinftituten 

ausprägen. Andere werden in den folgenden Partien diejes 

Buches dargelegt. Zunäcit gilt e3 noch, Diele beiden %or- 

men der Demokratie, die wir unfer dem Kolleftionamen 

der repräfentativen zufammenfaffen Tönnen, einer dritten 

Form gegenüberzuftellen, ber unmittelbaren Demokratie. 

1. Die Gemwaltentrennung ift in der unmittelbaren Demo- 

kratie nur unvollfommen beriirfficht. Dort, to fie auftritt, 

folgt fie meift auß ber Unterordnung der erefutiven unter die 

Yegislative Gewalt, ganz jvie bei Rouffeau. (Siehe Lettres 

&crites de la montagne, Brief 7: „Le pouvoir legislatif con- 

siste en deux choses inseparables: faire des lois et les main- 

tenir, c’est-ä-dire avoir inspection sur le pouvoir ex&cutif. 
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Iln’y a point @’ftat au monde ou le souverain n’ait cette 
inspection sans cela toute liaison, toute subordination man- 

quant entre ces deux pouvoirs, le dernier dependrait de 

Yautre.“) Wie wenig die Gemwaltentrennung 3. B. in dev 
Schweiz durchgeführt ift, geht am beten Daraus hervor, daß 
die Bundesverfammilung hier richterliche Zunftionen, 3.8. die 
Entfcheidung von Kompetenzionflitten und von Beichwerden 
gegen Entjcheidungen des Bundesrat? in Aominiftrativ- 

"fteeitigfeiten (Art. 85, Ziff. 12 und 13), aber aud) Funktionen 
befigt, die fonft der Exekutive zuftehen, wie z.B. Verfügung 
über dad Bundesheer, Oberaufficht über die eidgenöffifche 
Verwaltung und Nechtöpflege (Art. 85, Ziff. 9 und 10), das 
Begnadigungsrecht (Art. 92). Aber felbjt dort, wo die Ge- 
woltentrennung in einzelnen Kantonsverfaffungen ausdrüdtich 
anerkannt ift (4.8. Uri, Art. 14 $ 1, Solothurn, Verfaffung von 
1887, Art. 4, Teffin 1892, Art. 1), ift das nur fo gemeint, 
dab jede der drei Gemwalten befonderen, nicht aber bonein- 
ander unabhängigen Organen übermwiejen wird (fiehe Bar- 
thelemy, Pouvoir executif, 1906, ©. 257). 

2. Die oberjte Leitung der Exekutive hat ein fog. pouvoir 
directorial, ein bom gejebgebenden Körper gewähltes Kol- 
legium. Hier gibt e3 Teine bejonderen Minifter. Chef der 
Exekutive und Minifter fallen zufammen. Cine bejondere 
Minifterverantwortlichkeit, fei e8 gegenüber dem Chef der 
Erefutive, fei e3 gegenüber dem Warlament, gibt e3 nicht. 
Ungeftrebt wird nur, die Verantiwortlichkeit diefer Exekutive 
dem Bolfe gegenüber befonder3 wirkam zu geftalten. Ver- 
langt wird ein Mbberufungsrecht des Volkes gegenüber der 
Exekutive (fiehe Turti, Gefchichte der Schweizer Vollrechte, 
1900). 

Ein folches Abberufungsrecht ift aber gegenwärtig fchon in ein- 
zeinen Kantonsverfaffungen gegeben (fiehe 3. B. Tefliner Ber 
faffung vom 2. Yuli 1892, Art. 15, $ 3). Sm einzelnen Kantonen
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findet fid) jogar ein Abberufungdrecht gegenüber der Legiglatur. 

So bejtimmt Art. 22 der Berner Berfaffung vom 4. Juni 1893: 

„Außerordentlicheriveije findet eine Gejamierneuerung des Großen 

Rates ftatt, wenn diefelbe duch Volfsabftimmung beichloffen wird. 

Eine folhe Abftimmung ift vom Großen Rate anzuordnen, fobald 

12.000 ftimmberechtigte Bürger fie in der vom Gefeße zu betin- 

menden Korn begehren." hnlich $ 44 der Buzerner Verfafjung. 

3. Die Parteiherrfchaft, wie fie jowohl die gemwaltei- 

trennende al auch die parlamentarifhe Demokratie Feunt, 

wird ausgefehaltet, verlangt wird bielmehr eine verhältniä- 

mäßige Anteilnahme aller Parteien im Gtaate fowogl au 

der Gefebgebung, wie an der Verwaltung. Daher hier das 

PVoftufat der Proportionalwahl vorherrjcht und die übrigen 

ftantsrechtlichen Snftitute in einer der tepräfentativen Demo- 

fratie unbefamten Weife umbildet. 

4. Das Wolf folt felbit feine Gefeke fich geben, jeine Ver- 

waltung jelbft ausüben. Daher nimmt das Referendum, D. i. 

die Unterbreitung der wichtigeren Staatsakte für die Ent- 

fcheidung, des Volfes, Hier einen heroorragenden Plab ei. 

5. Die Legislatur befteht hier getvöhnlich aus einer Kam 

iner, da iveber für die Zwede der Durchführung einer Ge- 

waltentrenmung, wie in dent amerifanifchen Typus, noch für 

die Zwede einer ‚parlamentariichen Regierung, tvie in den 

franzöfifchen Typus, ein Seuat nötig exjcheint. 

$ 3. Die verfafjunggebende Gewalt oder 

d03 jogenannte pouvoir eonstituant. 

I. Die Theorie. 
Ynter pouvoir constituant de3 Volfes veriteht man 

feine oberfte Gewalt, fi) eine Verfafung zu jegen und 

fie nad) Bedarf abzuändert: lex populi suprema voluntas. 

Die Lehre hat im englifchen und fcottijchen Presbuterial- 

Kirchenfyftem ihren Urfprung. Die Lehre vom firchfichen
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Covenant, durch den fih die Gläubigen verpflichten, treu 
bei ihrem &lauben und der Kicchenverfaffung auszuharren, 
it der Beginn der Lehre vom pouvoir constituant. Schon 
im ‚Agreement of the People‘ der Soldaten Cromivellß wird 
die Auffaffung vertreten, daß diefer Vollsverirag über dent 
Barlament jtehe, Traft der formellen Anjchlußerklärung der 
Mitbürger. Auf dem Boden Neu-Englanda verbreitete fich 
diefe Anfchauung und drang namentich in die Ktolonialver- 
fafjungen von Connecticut und Rhode land ein, die durd) 
die Berfanunlung und den einftinimigen Bejchluß der Kolo- 
niften angenommen wınden. Nicht etiva die Kleinheit der 
Gemeinwefen tar e3, melde die Verfammlungen ohne Nte- 
präjentanten ermöglichte, fondenit die Kirchliche Anjchauung 
der Kongregationaliften, dag man durch Govenant nicht bloß 
eine Kirchengemeinde, jondern aud) ein ftaatliches Gemein- 
wejen begründen fünne. Sn 18. Jahrhundert, namentlich) 
ober in der Berfafjungsurfumde von Mafjachufetts bon 
1780, it Diefer urfprüngfich eimftinmige Vertrag fehon 
zum Votum der Majorität mit der Verpflichtbarkeit auch 
der anderen, nicht zultinmenden Mitblirger gemorben. 
Die Berfaffung fommt hier in der Weife zuftande, daß die 
Gemeindeperfammlungen Ddiefer Kolonie (jog. town meetings) 
darüber befragt werden, ob fie den gegebenen Beitpunft für 
eine Verfafjungsgebung geeignet fänden, und ob fie für den 
zuftimmenden Fall Vertreter zu einer fog. State Convention 
entjenden twolften, welche dei Entwurf einer Berfafjung aus- 
zuarbeiten hätte. Dies erfolgt mm wirklich, und der von der 
Konvention ausgegarbeitete Entwurf tmird dann den town 
meetings zur Annahme vorgelegt, welche am 16. Juni 1780 
ftattfindet. Das Verfahren in Mafjacjufetts ift für andere Neu- 
Englandftaaten vorbildfich geworden, z. B. für New Hamp- 
ihire in den Jahren 1783 und 1791. Mllerding3 gab es aber 
aud) andere umd Dies var Die größere Zahl (9) von Kolonien, 

d
e
e
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melde die verfajfungsgebende Gewalt befonders gewählten 

verfaffungögebenden Konventionen einräumten. GSelbit die 

Unionverfaffung von 1787, die da3 pouvoir constituant des 

Volkes in der Vorrede anerfannt hatte („Wir, dad Volk 

der Vereinigten Staaten ... defretieren und etablieren nad- 

ftehende Verfaffung für die Vereinigten Staaten von Ame- 

tifa”), Yieß die duch eine Konvention zu Philadelphia aus- 

gearbeitete Verfalfung von befonder3 ad hoc gewählten Ver- 

faffungsfonventionen in den einzelnen Staaten vatifizieren. 

Erft im Laufe des 19. Jahrhunderts ift ‘das zuerft in 

Maffachufetts übliche Verfahren der Vollsbefragung und der 

definitiven Ratififation der dur, Konventionen audgearbei- 

teten Verfaffungsentiwürfe durch das Bolf jelbft auch in den 

übrigen Staaten zur Verrirkfichung gelangt. Wie jehr e8 

der presbyteriafen Rirchenverfaffung feinen Urjprung danft, 

geht aus der Tatfache hervor, daß aud) die Brazis des fog. 

jchottifchen Barrier-Act von 1697 den von bet Generalfynode 

beichloffenen, alö fog. „Ouvertures‘ an die Presbuterien ge- 

jendeten Kicchengefeen exit dann rechtsverbindfiche Kraft zu- 

{chrieb, wenn feines der Presbyterien Widerfprud) dagegen 

erhoben hatte (f. mein engfifches Stantsrecht, I, ©.635). Frei 

Yich die roivkliche Voffszuftinmung ift damit nicht gefebt, daS 

ift echt amerifanifche3 Erzeugnis, aber die Keime de3 Gedan- 

tens find im Presbyterialfyitem jchon vorgebiloet. 

Al Ergebnis der amerifanifchen Lehre vom „pouvoir 

constituant“ werden wir die beiden Grundfäge feitzuhalten 

Haben: 1. Die verfaffungsgebende Gewalt fteht dem Bolfe zu. 

2. Diefe Gewalt Tann nicht durch Nepräfentanten geübt 

werden. Wo dies doch geichieht, wo fog. Conventions bie 

Zerfaffung ausarbeiten, find fie bloß Delegatare des Volles, 

das felbit deren Afte ratifizieren muß. 

m Frankreich hatte man zu Beginn ber Revolution das 

amerifanifche Xorbild der verfaffungsgebenden Konpen-
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tionen und der Ratififation der Verfafjungen durch daS Volt 
wohl vor Augen. Ein „Cahier” (d. i. die Anftruftion der 
Wähler an die Abgeordneten) des Adels von Bugey (fiehe 
Borgeaud, Etablissement et Revision des Constitutions, ' 

Paris 1893, ©. 241) jagt: „Die oberjte Gewalt, die in der Aus» 
übung der volonte generale befteht, kann nicht zurüdgehalten, 
befchränft oder jemand anderem übertragen werden, da man 
wohl eine Gemalt, aber nit einen Willen ibertragen fann. 
Die Generalftände find nicht die Nation, jondern ihr Abbild; 
fie haben nicht die Vollgewalt der Souveränität, find aber 
dennod mit dem ausfchlieglichen Recht der Steuerberilfigung 
und Abfaffung neuer Gefege betraut, ohne aber dad Recht zu 
haben, jene Gejege vorzufchreiben, welche al3 Grundlage des 
BVerfaffungspertrages dienen, e3 wäre denn mit Zuftimmung 
de3 BVolfes („sans avoir le droit de prescrire celles qui servent 
de base au contrat social et & la forme du gouvernement, 

sans le consentement expr&s de la nation“). Alfo jelbjt der 
Adel hatte fich der Lehre vom „pouvoir constituant‘“ nicht 
verichliegen Können. Wenn trogdem die franzöfiiche BVer- 
faffung von 1791 im VII. Titel bei Verfaffungsänderungen 
nicht das Bolt aß die endgültig entjcheidende Synftanz 
einführt, jondern folche dur) vier aufeinanderfolgende Legis- 
Yativen (mobei die vierte entjcheidende aus der doppelten 
Anzahl der gewöhnlichen Abgeordnetenzahl befteht) berirfen 
Yäßt, jo lag dem die Furcht bor der „populace“ al Motiv 
zugrunde. 

Die Theorie, die die Vorgehen im Volfögeifte fchon vor- 
bereitet hatte, war von Gieyes in feinem berühmten „Was ift 
der dritte Stand” (Qu’ est-ce que le tiers-Etat‘‘) aufgeftellt. 
Sie ift die Lehre de3 pouvoir constituant in Frankreich bis 
auf den heutigen Tag geblieben. Siey& jagt (fiehe Politifche 
Schriften, überfegt von Ufteri, 1.80.1796, S.131Ff.): „Es ift 
unmöglich, einen Körper zu einem gewifjen Zmwede zu jchaffen,
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ohne ihm eine Organifation . ... zur geben. Dies ift e3, welches 

die Grumdberfaffung (constitution) diejes Körpers genannt 

wird. 63 ift offenbar, daß er ohne diefelbe nicht eriftieren 

* önne. 68 ijtaljo einleuchtend, daß jede übertragene Regierung 

ihre Grundverfaffung haben müfje, und oa von der Negie- 

rung im allgemeinen wahr üt, ift es and) von allen Teilen, 

woraus fie befteht. Alfo hat die Verfanmlung der Reprä- 

fentanten, der die gejebgebende Gemalt oder die Vollziehung 

des gemeinschaftlihen Willen? anvertraut ift, nur diejenige 

Art der Eriftenz, welche die Nation derjelben geben wollte. 

Sie ift nichts ohne ihre Grundformen; nur durch fie Ienft fie 

fich, Handelt und befiehlt fie... Man fühlt alfo die... Not- 

wendigfeit, die Regierung getviffen ... Formen zu unter- 

werfen, damit fie gefchit werde, für den Zived, für welchen 

fie eingerichtet, ift zu arbeiten, und ohrmmnächtig fei, fi) zu ent- 

fernen ... Allein man fage ung einmal, nach) welchen Ent- 

würfen ... man der Nation felbit eine Berfaffung geben 

fönnte. Die Nation eriftiert vor allem andern; fie ift der Ur- 

iprung von.affen. Zhe Wille ift immer gejegfich, fie ift da3 Ge- 

jeß jelbft. Won ihr und über ihr gibt e3 nur dag natürliche 

Recht... Vie Grundverfaffung ift nicht das Werk der ge- 

gründeten (pouvoir constitue) Gewalt, fondern der gründen- 

den Gewalt (pouvoir constituant). Keine Art übertragener 

Gewalt far an den Bedingungen ihrer Übertragung ettvas 

ändern. Auf diefe Art und nicht anders find die Verfajfungs- 

gejeße Grumödgefebe ... es ijt Mar, daß jie ji. nur auf die 

Regierung beziehen. &3 wäre lächerlich, anzunehmen, dafs 

die Nation felbit durch) Formalitäten oder dur) die Orund- 

verfaffung gebumden fei, denen jie ihre Bevollmächtigten 

unterivorfen hat. Wenn fie, um eine Nation zu werden, eine 

pofitive Form hätte erwarten müffen, fo würde fie e niemals 

getvorden fein. Die Nation bildet fid) durd) Das bfoße 

natürliche Recht. Die Regierung im Gegenteile fan nur 
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dem pofitiven Nechte angehören. Die Nation ift alles, was 
fie fein fanıı, Dadurd) allein, daß fie es ift; es hängt nicht von 
ihrem Willen ab, fi) mehr oder weniger Rechte anzueignen... . 
Die Regierung übt nur infofern eine wirkliche Gewalt aus, 
als fie verfafjungsmäßig ift; fie ijt nur infofern gefeßmäßig, 
als fie den ihr aufgelegten Gefeken getreu ift. Der National- 
twille hat im Gegenteil nur feine Realität nötig, um gefeb- 
mäßig zu fein; er ift der. Uriprung alfer Gefeglichfeit. Die 
Ration ift nicht allein feiner Berfaffung unterworfen, fondern . 
fie fanıı und muß e3 aud) nicht fein... Mit Hilfe diefer Er- 
läuterungen Tönnen wir auf die Frage, die wir und vorgelegt 
haben, antworten. &s ift ausgemacht, daß die Teile deffen, 
welches ihr für die frangöfifche Grumdverfaffung haltet, unter 
fi) nicht einig find. Wem fteht e3 zu, zu entjcheiden? Der 
Nation, unabhängig, wie fie e3 notwendigeriveife ift, von jeder 
pofitiven Zorm ... Die gewöhnlichen Stellvertreter eines 
Bolfes Haben den Auftrag, nad) dei Grundformen den 
ganzen Teil des gemeinfchaftlichen Willens zu vollziehen, 
welcher zur Exhaltung einer guten gejellichaftlihen Verival- 
tung nötig it. Ihre Macht ift auf dies Geichäft der Regierung 
befchränft. Wußerordentliche Stellvertreter werden jede 
beliebige neue Vollmacht haben, welche ihnen die Nation 
geben will. Da fich eine große Nation jedesmal, wenn e3 
außerordentliche Umftände fordern fönnten, nicht wirklich jelbft 
veriammeln Tan, fo muß fie außerordentlichen Stellver- 
tretern die bei diefen Gelegenheiten notwendigen Vollmachten 
anberkrauen. Wern fich die Nation vor euch, verfammehr und 
ihren Willen ausdrüden könnte, würdet ihr e8 wagen, ihr 
denjelben zu beftreiter, weil fie if in diefer und nicht in. 
jener Form ausübt? Hier ift die Wirflichfeit alles, die 
Som ijt nichts. Eine VBerfammlung außerordentficher Stell- 
bertreter erjebt die Verfammlung diejer Nation. Sie bedarf 
8 ohne Atmeifel nicht, daß fie mit der ganzen Ausdehnung
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de3 Nationalmwilfens beffeidet werde; fie bedarf nur, und zivar 

in feltenen Fällen, eine befondere Volfmacht; allein fie ver- 

tritt die Nation in ihrer Unabhängigkeit von allen Grund- 

formen. & ift hier nicht nötig, foviel Vorficht anzuwenden, 

um den Mifbraud) der Gewalt zu verhindern; Dieje Stefloer- 

treter find nur für eine einzige Angelegenheit und nur für 

eine gemwiffe Zeit angeorinet. ch jage, daß fie bei allem, 

worüber fie zu entjcheiden haben, an feine Grundformen 

. gebunden find. Exjtens würde dies widerjprechend fein, 

denn diefe Formen find unausgemacdt; fie jollen fie erit 

beftimmen. Zweitens haben fie in der Art von Angelegen- 

heiten nichts zu fagen, für welche man beftimmte Yormen 

feftgefegt Hatte. Drittens find fie an Stelle der Kation jelbit 

gejeßt, welche die Grundverfafjung zu beftimmen hat ... fie 

dürfen gleich einzelnen im Naturzuftande ihren Willen äußern; 

fie mögen abgeordnet fein, fie mögen fi) verfammeln, fie 

mögen beratfchlagen, auf welche Art e3 aud) fei, fofern man 

nur nicht verfennen farn (und wie könnte fie die Nation, 

welche fie abgeoronet Hat, verfennen?), daß fie Traft einer 

außerordentlihen Kommifjion des Volfes handeln, jo wird 

ihr gemeinfchaftlicher Wille fo viel al der Wille der Nation 

jefbft gelten. Jch will nicht jagen, daß eine Nation ihren ge- 

mwöhnlichen Stellvertretern die neue Kommiffion, wovon bier 

die Rede ift, nicht geben fönne. Diefelben Perjonen fünnen 

ohne Bmeifel in verjdhiedene Berfammlungen eintreten 

und aufeimanderfolgend, Fraft bejonderer Bollmachten, Ge- 

falten ausüben, die ihrer Natur nach fich vermifchen müflen. 

Doch aber ift e& immer wahr, daß eine außerordentliche 

Stellvertretung der gewöhnlichen gefeßgebenden Berjann- 

Yung nicht gleicht, denn fie haben ganz berjchiedene &e- 

walten." 
So weit Gieyes. Die Grumdjäbe, die er hiernady ent- 

toidelt, find folgende:
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1. Die Nation hat ein pouvoir constituant, da3 von den 
dur) die Verfaffung gegründeten Gewalten, der Legislative, 

_ Exekutive und tihterlichen Gewalt (pouvoirs constitugs), bet= 
 Ichieden ift. 

2. Das pouveir constituant der Nation ift an Feine Ber- 
faffungsfchranfen gebunden und fann aud) an feine gebunden 
ierden. Darauf hat die Nation ein natürliches Nedt. Da- 
mit proffamiert die moderne Demokratie ein perpetuierfiches 
Recht auf Revohution. 

3. Da3 pouvoir constituant fan nicht bloß durch die 
Nation felbft, fondern aud) durch außerordentliche Stell 
berfreter der Nation ausgeübt werden. 

4. Diefelden find ebenjowenig wie die Nation an irgend- 
welchen Auftrag gebunden. 

5. Die Ausüber de3 pouvoir constituant dürfen fich mit 
feiner Funktion befchäftigen, welche den gewöhnlichen Teilen 
der Stantögewalt (pouvoirs constitus) übertragen find. 
Sie dürfen nur die Verfaffung geben. 

Punkt 1,2 und 5 find denn auch in den Bereingten Staaten, 
wie wir jehen werden, heute in Geltung. Daß die Nation an 
feine Schranken gebunden werden Ian, werm fie da3 pouvoir 
constituant ausübt, ift in Frankreich ebenfo twie in den Ver- 
einigten Staaten — hier tohl unter den Einfluffe puritanifcher 
Doftrin — aber auch, in der Schweiz anerkannt (für Teßtere 
fiehe ‚Burdhardt, Einleitung, ©. 9). 

Waz diefe puritanifche Anfchauung in unferer Frage anlangt, To fagte fon Rainboromw in den Verhandlungen über da3 ‚Agree- ment of the People‘: „Aber jelbft wenn e3 Gejeße find, unter denen 
die Bevöfferung immer gelebt Hat, wenn das Volk nur findet, daf 
jene nicht mehr freier Männer twürdig find, fo fenne ich feinen 
Grund, der mi abfchreden follte vor Gott und vor der Welt, mit 
allen Mitteln zu verfuchen, das zu gewinnen, was für das Vol von 
größerem Nuben wäre als die Regierung, unter der eg Iebt.” (Clarke, 
Papers I, ©. 246ff.) Ghnlich erflärte damals der Hauptmann 
Clarke (a. a. D. ©. 338): „ch jebe borans, daß alle Völker und 

Hatjhet, Allgemeines GStaatsredjt II. 3
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Kationen die Freiheit haben, ihre Konftitutionen zu ändern und 

zu mwechleln.” („I presume that all people and all nations have 

alibertyand powerto alter and change their constitutions if 

they finde them to bee weake and infirme.‘“) 

Das ift dad Grumdrecht der Nation auf Revolution. Die 

übrigen Punkte der Lehre Sieyes’ find nur in Frankreich) 

heimifch geworben, tie wir gleich jehen werben. 

&o haben Amerifa und Sranfreich — die Schmeiz folgte 

beiden — ihre befondere Lehre dom pouvoir constituant 

ausgebildet. Zivar war in Stankeich für kurze Beit das 

amerifanifche Vorbild zur Geltung gefommen, namentlid) 

als Condorcet, der unter amerifanifchem Einfluffe ftand (fiehe 

Borgeaud a. a. D. ©. 248 ff.) in jeine Girondiftenverfaffung 

die Ratififation aller Berfalfungsreformen dur die Ur 

wählerverfammlungen (assemblees primaires) aufnahm. Die 

Verfaffung der Safobiner unter Führung Robepierred von 

1793 Tante eine Snitiative zur Berfaffungsänderung durd) 

eine beftimmte Zahl von Urmählerverfammiungen, die Be- 

fragung des Voltes, ob eine Verfaffungsrevifion ftattfinden 

folte, und eine eigene Berfaffungstonpention, welche den 

Entwurf der Verfaffung teip. Berfoffungsänderung auszu- 

arbeiten hatte (Art. 115fF.)- Auch wurde jene Berfaflung 

jetoft durch Plebilzit angenommen. Desgfeichen die Direl- 

torialverfaffung, Mit den fiegeeihen Waffen des Direl- 

toriums drang Diele ameritanifch  franzöfiiche Auffaffung 

aud) in die Schweiz, mo fie übrigens, wie wir bald hören 

werden, einen fir bie mannigfachen Yormen des Ber- 

faffjungsteferendums vorbereiteten Boden fand. Die beiden 

Napoleon haben von dem Blebifzit reichlich Gebraud ge- 

mat. Trogdem ift in Frantreid) bi8 auf den heuligen 

Tag die Lehre Sieyeg’ und nicht die der Amerifaner in 

der Fınge Deö pouvoir constituant die herifchende ge- 

blieben.
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1. Die Verwirklihung der Theorie in den Haupttypen 
der modemen Demokratie, 

Oberjter Grundjag in den Bereinigten Staaten ift, daß 
das fouveräne Voff fich felbft feine Berfaffung gebe. Für 
die Union ift diefer Grundfaß, wie wir in dem dritten Band 
zeigen, nicht vein dDucchgeführt. Wohl aber herrjcht er in den 
meilten Einzelftaaten. Er bezieht fich hier zunächit auf die 
endgültige Sanftion des von der gemöhnlichen Legislatur 
oder von einer Verfaifungsfonvention ausgearbeiteten Ent- 
murfes. Dieje erfolgt gewöhnlich durch das Wolf. Ex bezieht 
fich aber auch darauf, daß dem Wolfe gemöhnfich die Frage 
vorgelegt wird, ob eine folche Berfaffungsrevifion vorzunehmen 
ei, wa3 meift dann zu gefchehen pflegt, wenn der Entwurf 
durch eine Verfaffungsfonvention ausgearbeitet werden fol. 
Der Weg der Bollbefragung und Berfafjungstonvention mit 
nadhträglicher Ratifitation, wie er alfo fchon 1780 in Maffa- 
Aufett3 praktiziert wurde, ift heute üblich, wenn e3 fich um 
eine Totalrevifion handelt. So fehr ift dies Verfahren ein- 
gebürgert, daß e3 jelbft dann zur Avendung fommt, wenn 
e3 nicht durch einen Verjafjungsartitel vorgefchtieben ift und 
die Ynitiative der gewöhnlichen Legisfatur zufommt. (So 
geichehen 1845 in New York.) Das ift aber die Bedeutung 
des Grundfages, daß die Nation bei Ausübung ihres pouvoir 
constituant an feine Schranken gebunden ift. 

Gewilje Verfaffungen, tie 3. B. die von Ohio, Maryland, 
Michigan, Yowa fchreiben vor, daß die Verfaffung periodifch 
tebidiert werden fol. Der Zwed diefer. Beftimmung it, 
der Wählerichaft die Verfaffungsinitiative zu gewähren, ohne 
die Vollsbefragung, ob eine Verfajfungsänderung ftatt- 
finden foll, nötig zu machen. Dadurch) unterjcheidet fich 
aber auch das in den Vereinigten Staaten übliche Zer- 

- fahren von dem in der Schweiz, daß hier die Verfaffungs- 
Initiative feitens de3 Volles jederzeit und nicht — wie in 

3#
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den Unimöftaaten — exjt nach einer beitimmten Beitperiode 

gegeben ift. 

Zede amerifanijche Berfaffungsfonvention ift feinesiwegs 

feföftgerrlich, fie ift bloß Mandatarin des Volles. Sie fan ihr 

Mandat nicht überichreiten, insbejondere feine Verfaffungs- 

änderung in anderer Richtung vornehmen als derjenigen, welche 

ihr durch Snitiative deö Boffes rejp. der Legislatur, MO viele 

das Recht hierzu hat, aufgegeben ift. Dies gilt auch) in der 

Schweiz (Entjcheidung des Bundesgericht in Sachen Kündig 

& Konforten gegen Bafelftadt [1899], BD. [1], ©... 

Bartielle Verfaffungsrevifionen werden geroöhnlich nicht 

duch Verfafjungsfonventionen, fondern durch Die Qegis- 

{atux ausgearbeitet. Doc) handelt dann die Regislatur nicht 

gejeßgeberifch, jondern al3 Konvention: ihre Mitglieder 

find nicht Repräjentanten des Dolfes, fondern Delegierte, 

Beauftragte (jiehe Jameson, Constitutional Conventions, 

&.578ff). möbefondere faın fie nicht eine ganz neue Ver- 

faffung entwerfen, fondern ihr Vorgehen ift genau durd) die 

gegebene Berfaljung borgezeichnet. Eine große Zahl von 

Verfaffungen fchreibt überdies vor, daß, wenn mehrere 

Amendements zur Verfaflung vorliegen, fie nur getrermt dei 

Ratififation des Boltsfouveräns unterbreitet werden bürjen. 

Sn einigen findet fi) jogat die Beftimmung, daß innerhalb 

einer Seffion nicht mehr als ztvei Artifel der Berfafjung, die 

voneinander unabhängig find, revidiert werden dürfen, andere 

verbieten mehr als ein Revifionsprojekt innerhalb eine3 Zeit- 

vaums, 3. B. von 5 Jahren, dem Bolfe zu unterbreiten. Tie 

Majorität der Verfaffungen erflärt die einfache Majorität 

der Abftimmenden zur Ratififation des Berfafjungzrevilions- 

entourfs für ausreichend. it Nhode Jeland ilt qualifi- 

zierte (3/5) Majorität erforderlich (Indiana und Oregon ber- 

Iangen. Majorität der abftinmenden Staatwähler, aljo 

ebenfalls eine Art qualifizierter Majoritüt). 
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Ss Frankreich jchreibt Art. 8.de3 Gefebes vom 25. Februar 
vor, daß die Kammern fpontan oder nad) Aufforderung des 
Nräfidenten der Republif getrennte Beratungen vornehmen 
und mit einfacher Majorität erklären dürfen, daß eine Ver- 
faffungsrevifion jtatthabe. 

Hierauf treten beide Kammern al Nationalverfammlung 
zufammen. Hier entjcheidet Stimmenmehrheit. Ir ihrer 
Arbeit it die verfaffungsrevidierende Nationalverfammlung 
durd) Feine Schranke, insbefondere an feinen Auftrag der 
Legislatır gebunden. Nur darf fie nicht die republifanifche 
som abändern. Doc) ift dies nach Anficht angefehener 
Schriftiteller (jiehe Duguit a.a. D. ©. 1102) Feine Schranfe 
für die Revifionsverfammlung, fondern bloß für die beiden 
die Verfajfungsinitiative übenden Kammern. Auf dieje 
Weife ift alfo die Lehre von Gieye3 verivirklicht, daß die 
Revifionzverfammlung ebenfowenig wie die Nation an 
Srumdformen gebunden werden Fönne, welche die Verfaffung 
für die Nevifion vorichreibt. Aber auch diefer Sa bon 
Eieyes findet feine Anerlennung, daß die verfafiungrevi- 
dierende Verfammlung außer dem Next ver Verfaffungs- 
tebifion fein anderes Gefchäft gefeßgeberifcher u. a. Natur 
übernefmendürfe (fiehe Duguit a. a. 9. ©. 1099). Die 
Schweiz folgt im großen und ganzen dem nordamerifanifchen 
Typus in unferer Frage. Nur ift hier die Verfaffungsinitiative 
des Volfes viel jhärfer ducchgebifdet, al in den Vereinigten 
Staaten, wie wir bald fehen werden. 

I. Die Verfaffungsrevifion in der Staatspragis der 
modernen Temokratie. (Siehe Arnoult, De la revision 
des Constitutions, Paris 1896.) 

1. Anı edeften nähern fich dem Typus der Monarchie in 
unjerer Frage jene Demofratien, welche da3 Volt Feinestvegs 
an der Verfajjungsrevifion beteiligen, fondern diefe Zer- 
faffungstevifion definitiv den gejeßgebenden Körperjchaften
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übertragen, ohne daß fogar eine Neuwahl erforderlich wäre. 

Hierher gehört Brafilien (Art. R), Venezuela (Art. 1277f.), 

Merito (Art. 127), Ecuador (Berfajj. von 1897, Art. 139) 

und Panama (Berfalj. vom 13. Febr. 1904, Urt. 137). 

2. Weiter auf dem Wege bes Shealtypus der Demokratie 

ftehen fchon jene Republiten, welche ziwat da3 Revifionswerf 

nur der gewöhnlichen Legislatur übertragen, aber wenigitens 

dazmijchenliegende Neumahlen verlangen, aljo verlangen, Daß 

zwei Legiälaturen über dad Revifionzwerf abjtimmen, wobei 

dad Votum der zweiten in feinem Umfange vorgezeichnet 

ift durch den Umfang, den die erfte Kegisfatur Dem Revifiond- 

wert gegeben hat. Hierbei Tann entweder das Prinzip be- 

folgt werben, daß der gemöhnliche Lauf und die Dauer det 

eriten Legiälatur durch nichts abgekürzt werden darf (jo in 

Bolivia: Art. 133), oder daß bie die Berfaffung zuerjt be- 

{chfießende Legislatur | ofort aufgelöft wird (jo EHile: Art. 158). 

3. In der Mitte zwoiichen 1 und 2 ftehen jene Verjafjungen 

patlamentarifcher Repubfifen, welche das franzöfiiche Mufter 

einer Nationalverfammlung befolgen: fo Haiti (Art. 194f., 

doch tritt Hier dieje Nrationalverfammlung erft in der nädjten 

Seffion nad dem Beichluß, zu revivieren, zufammen) und 

©. Domingo (Art. 108FF.), nur wird in der zulegt genannten 

Republif bejonders qualifizierte Snitiative und eine qualifi- 

zierte Majorität des Kongrefjes für die Erflärung der Not- 

wendigfeit einer Revifion verlangt. 

4, Eine vierte Gruppe zeigt |hon einen ausgefprochenen 

Sieyag-Typus. Nicht mehr die gewöhnliche Legislatur, fon- 

dern eine mit der Ausarbeitung betraute eigene verfafjungd- 

revidierende Verfammfung wird bejonder3 gewählt, wenn 

die ordentliche Legiöfatur jich über die Zmecmäßigfeit einer 

Berfaffungsrevilion ausgejprochen hat. Hierher gehören! 

Argentinien (Art. 60f.), Honduras (Art. 144 der Berfafjung 

vom 2. Nov. 1904), Cuba (Verfafjung vom 21. Febr. 1901, 
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Art. 115), Guatemala (Verfaffung in der amendierten Form 
von 1887, Art. 1005.) und Colombia (Berfafjungdamende- 
ment vom 17. April 1905, Art. 1ff., jedody mit der Eigen- 
tümlichfeit, daß die Dauer der Nationalfonvention auf 30 Tage 
beichränft ift, wenn der Präjident nichts anderes bejtimmt, 
und daß fie aud) legislative Zunktionen ausübt), Paraguay 
(Art. 123), Salvador (Art. 148) und Nicaragua (Verfafjung 
von 1905, Art. 119). 

5. Ein mittleres Shftem zmwijchen den Berfaffungen, 
welche ihre Revifion der ordentlichen Legislatur, und den- 
jenigen, welche fie einer bejonderen Nationalfonvention 
übertragen, weifen diejenigen Demokratien auf, welche für 
gewiffe Yälle das eine oder andere Syitem zur Anwendung 
bringen: fo die Vereinigten Staaten von Amerifa, deren 
Unionzverfaffung (Art. 6) bald den einen oder anderen Weg 
borjchreibt, je nachdem die Sitiative zur Verfafjungsände- 
tung vom Kongreß mit 2/;Majorität in beiden Häufern oder 
von %/, der Einzelitaatzfegislatuven ausgeht. m erfteren 
Falle erfolgt die Verfafjungsrevifion Durch den Kongreß, im 
zweiten Falle durch die Verfaffungsfonvention. Die Rati- 
fifation der fo beichlofjenen Revifion findet je nad) Belieben 
de3 Kongrefjes bald durd) 3/, der Einzeljtaatslegisfaturen, 
bald durd) 3/, der in den Eingeljtaaten einberufenen Ver- 
faffungsfonventionen ftatt. In diefe Gruppe gehören nod) 
Cofta Rica (Art. 131Ff.) und Uruguay (Art. 152Ff.), welche 
die Partialrevifion der ordentlichen. Legielatur, die Total- 
tevijion der bejonderen Verfaffungsfonvention übertragen. 
zn Cofta Rica find zwei gleichlautende Voten für die Partial- 
tevifton erforderlich, in Uruguay genügt ein folches, 

6. Rum fommen die Verfaffungen in Betracht, welche dem 
Volfe einen direkten Anteil an der Verfaffungsrevifion ein- 
täumen, nicht erjt durch Vermittlung von Repräfentanten, 
und zwar find in biefer jechiten Gruppe jene zu nennen,
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welche dem Volke zwar nicht die Verfaffungsinitiafive, wohl 

aber die Verfaffungsratififation zugeftehen. Die Smitiative 

fteht hier bald der ordentlichen Legiäfatur, bald ihr und 

eigenen Verfaffungsfonventionen zu. Hierher gehören Ar- 

Yanfas, Texas, Louifiona, Miffiffippi, welche die Berfafjungs- 

initiative und Formulierung der Revifion einer Legislatur 

überlaffen, ferner Indiana, Oregon, New Zerjey, Penn- 

fylvania, Vermont, Connecticut, Rhode Jaland, die fie zwei 

hintereinanderfolgenden Legislaturen anvertrauen (alfo Neu- 

wahl, die dazwifchenliegt, nötig wird), [hlieflich Georgia und 

Maine, two die Znitiative refp. Formulierung der Verfafjungs- 

vevifion bald der ordentlichen Legiglatur, bald einer Ver- 

faffungsfonvention übertragen ift, ohne daß das Volk zuvor 

über die Notwendigfeit folcher Einberufung befragt wird. 

7. Noch) weiter gehen diejenigen Demokratien, melde fo- 

wohl die Snitiative als aud) die Ratififation der Verfafjungd- 

änderung dem Volfe zufchreiben. Doc, muß man hier unter- 

icheiden: 
A. Staaten, in denen die Verfaffungsinitiative in einer 

Boltsbeftagung, ob revidiert werden foll, befteht. Hier Tann 

fie entweder ausfchfießlid) dem Loffe zuftehen, ohne nod) 

einem andern Staatsorgan, menngleich mitunter die Aht- 

regung zur Volßbefragung von der Legislatur oder einer 

Zahl von Wählern ausgehen muß.. Hierher gehören Kentucky, 

Kanton Freiburg, Bafel-Land, Neucjätel, Waadt, Unter- 

twalden nid dem Wald. Jun New Hampfhire, das übrigens 

‚auch hierher gehört, twird das Volf periodifch befragt, ob eine 

Berfaffungsrevifion ftattfinden foll. Die ordentliche Legiö- 

Yatur hat gar Feinen Teil an der Verfaffungzrevifion, welche 

regelmäßig einer befonderen Berfafjungsfonvention über- 

tragen ift. Diefer Staut ift der in unferer Frage am 

weiteiten vorgefchrittene in den Dereinigten Staaten 

(Art. 98ff. der Verfafjung). 

 



Die Staat3praris. 41 

Oder die Volksbeftagung fteht neben der von der gejeb- 
gebenden Körperjchaft ausgeübten Verfaffungzinitiative: 

a) jowohl für die Partial- als für die Totalrevifion, fo 
in Thurgau, Wallız; 

b) die Totaltevifion ift der Volsbefragung aflein refer- 
viert, jo in Luzern, Yargau, St. Gallen, Bafel-Stadt; 

e) die Ausarbeitung der Verfaffung ift bald der ordent- 
lien Legislatur, bald einer Berfaffungsfonvention vor- 
behalten, die Volfsbefragung findet aber nur im legteren 
Salle ftatt. Hierher gehören Florida, Nevada, Wisconfin, 
Tennejjee, Colorado, Sllinois, Wabama, Nebraska, Nerv York, 
Virginia, Yotwa, Michigan, Ohio, Maryland. 

B. Staaten, in denen die Snitiative von einer gewiffen 
Zahl von Wählern refp. Bürger ausgeht (fog. Plural- 
wnitiative), twobei zu bemerfen tväre, daß jolche Snitiative fich 
nır auf die Partialrevifion bejchräntt. Bei Totaltevifion 
it aud) Hier immer nod) Volfbefragung nötig. Im übrigen 
find zu unterfcheiden: 

a) Staaten, wo außer der Pluralinitiative noch, ergänzend 
die Volßbeftagung Hinzutreten muß, namentlich wenn fich 
die gefeßgebende Körperfchaft der Pluralinitiative widerfekt. 
Hierher gehört die Bundesverfaffung der Schweiz, ferner die 
von Solothurn (Verfaffung in der gmendierten $orm von 
18%, Art. 80), Züri, Genf, Graubünden, Bern. 

b) Verfaffungen, wo die Bluralinitiative von Feiner Volts- 
befragung fontrolliert wird. Hierher gehören Schtoyg von 1898 
(Art. 103), Unterivafden ob dem Wald (Verfaffung von 1902, 
At. 76 in fine), Teffin, Uri, Uppenzett-A.-Rh., Schaffhaufen. 

C. Staaten, wo die’ Verfaffungginitiative von einem ein- 
zelnen Bürger ausgehen Tan, fog. Smdividualinitiative. 
Hierher gehören Glarus und Appenzell-J.-RH. 

Einen Sondertypus, der mit den aufgezählten nichts zu 
Ihaffen Hat, zeigt der Siaat Delatvare, wo die Bartialtevifion
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ausfchließfic der ordentlichen Legislatur, die Sotafrevifion 

aber unter Snitiative der Legislatur von einer Verjajjungd- 

fonvention auszuführen ift, deren Werk vom Bolfe tatifi- 

ziert wird. 

$4. Die rechtliche Stellung der Tegiflatur: 

Volksjonveränität und Legislatır. 

Die Rechtsitellung der Legislatur in der modernen Demo- 

fratie wird durch zwei Momente beftimmt: ducd) ihr Ver- 

hältnis zur Voltsfouveränität und zur Erefutive. 

1. a3 zunächit das erftere Verhäftnis anlangt, jo gebietet 

das Wefen der Voltsfouveränität, die Nation al Träger der 

Staatsfouveränität aufzufaffen. Freilich geht die Lehre der 

Republifaner gewöhnlich noch weiter, begeht fcheinbar einen 

juriftifchen Denffehler, indem fie den Staat mit einem feiner 

Elemente identifiziert, weil angeblich in biefer Auffalfung 

die Wurzel der modernen Demokratie fiege (fiehe Duguit, 

©. 84). Danach) ift die Nation al3 folche nicht bloß, wie die 

herrjehende Theorie in Deutichland (Gierke, Sellinef u. a.) 

annimmt, ein Organ ded Staates, fondern eine vom GStaate 

verfchiedene Perjönlichfeit mit eigenen Rechten, die eben nut 

der Nation zufommen. Dieje als juriftiiche PVerfon gedachte 

Nation befist eine urfprüngliche und unveräußerliche Soube- 

ränität, wie Art. 3 der Erflärung der Penjchenrechte vom 

Sahre 1789 oder Wit. 1, titre III der Verfaljung von 1791 

für Sranfreich es formulierte: „La souverainet& est une 

indivisible et imprescriptible. Elle appartient & la nation.“ 

Diefer Sag ift auch in den meilten amerifanifchen und 

{chtveizeriichen Einzelftantsverfaffungen (ausgenommen Nerv 

York, Allinois, Michigan, Wizconfin, Nebraska und Miffij- 

fippi) ausdrüdfich außgefprochen, fiegt aber aud) denjenigen 

zum Grunde, denen er nicht ausdrüctich zu oberjt angeheftet
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it. Aus ihm folgt, daß alle oberen und niederen Staats- 
organe gegenüber dem fouveränen Volfe nur eine doppelte 
Rechtzftellung haben fünnen: entweder fie find Repräfentanten 
des Volkes, die dann, wenn ihr Wille den der Nation vertritt, 

So fagt Art. 2 titre III der franzöfiichen Verfaffung von 1791: 
„La nation, de qui seule &manent tous les pouvoirs, ne peuvent 

les exercer que par delegation.“ 
Die Bublitationzformel der Gefege mancher armerilaniichen 

Einzelftaaten fautet: „The People of the State... represented 
in Senate and Assembly, do enact as follows...“ 

oder bloß Agenten d.i. Vollzieher des Bollswillend. Die ordent- 
liche Zegislatur kann in den modernen Demoktatien al Staat3- 
organ entweder das eine oder dad andere jein. \n der 
tepräjentativen Demoftatie (d. i. der gewaltentvennenden und 
parlamentarifchen) ift die Legislatur Repräfentant des Volfes. 

Die Formel der rechtlichen Stelfung der Legislatur in der Re- 
präjentativdemnofratie liefert jchon daS ‚Agreement of the People‘ 
{in feiner erjten Form) $14: „Die Macht diefer und afler fünftigen 
Repräfentativen (sc. Legizlaturen) diefer Nation ift nur geringer 
a3 die ihrer Wähler und erftredt fich, ohne Einwilligung oder 
Mitwirkung irgendwelcher VPerfon, auf die Eintihtung und Ab» 
Ichaffung von YAmtern ujw....” (zit. bei Rothiilo a.a.D, ©&.96). 

Sin der dem Parlament vorgelegten dritten Gorm Des ‚Agree- 
ment‘ lautet der entjprechende $ 8: „That the Representatives 
have, and shall be understood to have, the supreme trust in order 
to the preservative and government of the whole“ (fiehe Gardiner, 
Constitutional Documents of the Puritan Revolution, 1889, &.279). 

Sn-den Verhandlungen fagt aud) Crommell (Clarke, Papers, 1, 
"©. 278): „that the foundation and supremacy is in the people, 

radically in them, and to bee sett downe by them in their repre- 
sentations.‘“ 

Ir der unmittelbaren Demoftatie aber ift_fie es nicht 
minder. 

Das Mak von Kontrollen, die in allen drei Arten der 
Demokratie zum Schube des Mandanten (d. i. deö Volles), 
der Regislatur auferlegt werden, ift verjchieden, bald mehr, 
bald weniger intenfiv. (Siehe darüber nod) in $ 7.)
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Aus diefer Kontrolfe des Volfes alS des Mandanten über 
die oberften Organe der Nation al die Mandatare folgt, 
dag die gejeßgebende Gewalt durchaus nicht allmächtig ift, 
mie mit dies in der Monarchie gefehen haben. Der Sab der 
franzöfifchen Verfalfung von 1791 (titre I, $ 3): „Le pouvoir 
lEgislatif ne pourra faire aucunes lois qui portent atteinte 

et mettent obstacle & l’exercice des droits naturels et civils“ 

gift auch in den anderen Demokratien. Die Grund- und, Ftei- 
heitsrechte find die Schranfe de3 Gefebgeberd. Das ijt fchon 
alles Nechtzdogma der Demokratie, das”jeine früheite An- 
erfennung in ‚Agreement of the People‘ (88) findet. reilich 
in der parlamentarifchen Demokratie ijt diefer.Saß nur lex 
imperfecta, da ihm die Gerichte zu feiner Durchjebung nicht 
die Hand bieten. Nichtödeftoweniger gilt er aud) hier und 
fomit ift Der Gejebgeber der Demokratie im Gegenjaß zu den 
Gefeßgeber der Monarchie nicht onmipotent (f. Duguit, S.50). 

Ein anderer bedeutfamer Unterfchied zwifchen der Stellung 
N 2egiälatur in der Monarchie und Demokratie ift der, da 
fie nicht aß Organ des Staates, fondern als Mandatar der 
Nation aufgefaßt wird. Nation und pouvoir legislatif, find 
mit juriftifcher Perfönlichkeit auögeftattet, um ihr gegen- 
jeitiges Verhältni3 zu regeln. Daneben ift für eine juriftiche 
Perfon de3 Staates Tein Plab, und fomit Föft fich in einer fehr 
angejehenen franzöfifchen Theorie die ftantlihe Gebiets- 
förperfchaft in einen Kompfer von Rechtsverhäftniffen auf, - 
die zwifchen den Staatäorganen ımd der Nation und den 
Staatdorganen im Verhältnis untereinander und zu den Be- 
herrfchten beftehen (Hexvorragendfter Vertreter diefer Theorie 
Duguit, L’Etat, les gouvernements et les agents, Paris 1903)}). 

AS Ergebnis des Kontraftes werden wir. wohl feitzuhalten 
haben: in der. modernen Monarchie ift Die Legisfatur alf- 

1), Siehe au Otto Mayer in der Feftgabe für Zaband 1908 1. Bd. ©. 50ff. 
über diefe franzöfifche Stanterechtsiehre. 
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mächtiges Staatsorgan, in der modernen Temofratie ift fie 
tepräjentativer Mandatar der Nation, dejjen Gewalt mır 
jo weit reicht, al fein Auftrag (mandataire representatif). 

11.-Da3 Berhältnis der Legislatur zur Exekutive wird in 
der gewaltentrennenden und in der parlanıentarifchern Demo- 
kratie beherrfcht von einem Mißtrauen gegenüber der Legis- 
latur, einem Zutrauen de3 Verfaffungsgejebgebers gegenüber 
der Erefutive, die man deshalb bejonders im Vergleiche zu 
jener erjteren zu ftärfen fucht. Sm der unmittelbaren Demo- 
tratie, inZbefondere der fchtoeizerifchen, ift Hingegen das Zur- 
trauen zur Legiölatur das Leitmotiv, das Miktrauen gegen- 
über der Erefutive Die Regel. 

&o jagt fchon der „Federalift" Nr. 48, da man fid) in 
einer repräfentativen Demokratie befonder3 vor der Legid- 
latur und ihren Übergriffen in acht nehmen müffe. €3 wird 
ausgeführt, daß in einer erblichen Monarchie die erefutive 
Gewalt mit gerechtem Miktrauen zu behandeln fei, ebenfo 
in einer unmittelbaren Demofratie, da das Volk Hier nicht 
immer in der Lage ei, Tontinuierlih Beratungen zu pflegen 
und fic) zu vorausgeplanten und mohlabgewogenen tionen 
zufanmenzutum, und daher ambitiöfe Sntrigen der Erefutive 
zu erwarten ftünden. „Wo aber” — fo fährt der „Federalift” 
fort — „tie in der repräfentativen Demofratie die erefutive 
Gewalt forgfältig befchränft ijt (carefully limited), fomohl in 
dem Uinfang tie in der Dater ihrer Gewalt und vo die legiö- 
lative Gewalt ducd; eine Verfarmmfung geübt wird, welche in- 
folge eine3 mahrjcheinlichen Einfluffes auf das Volk beherrfcht 
wird von einer umerjchütterlichen Zuperficht auf die eigene 
Kraft, eine Berfammlung, die genügend zahlreich ift, alle 
Leidenfchaften nachzufühlen, welche die Menge beherrichen, 
aber doch nicht jo zahlteich, um ihre eigenen PBaffionen nicht 
zu befolgen ..., da ift e3 zunädjft die unternehmungs- 
Iuftige Ambition diefer Gewalt, gegen welche das Volk feine
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ganze Eiferfucht richten und alle Vorfihtsmaktegeln treffen 

muß.” Deshalb twird denn auc, vom „Federalift” die Auf- 

teilung der Legiglatur in zwei Abteilungen, wie fie die 

Unionsverfaffung vomimmt, al3 ziwedmäßig gepriefen, Deö- 

gleichen die Ausitattung der Erekutive mit einem Veto gegen- 

über der Legislatur, um eritere zu ftärlen (Federalist Nr. 51 

ed. Ford ©. 345: „As the weight of the legislative autho- 

rity requires that it should be thus divided, the weaknes 

of the executive may require, on the other hand, that it 

should be fortified‘). 

Aber auch) der parlamentarifhen Republik Tiegt fchliehfich 

da3 Miktrauen gegenüber der allmächtigen Vollsfammer zu- 

grunde und Prevoft-Baradol verlangt deshalb aß Schub- 

wehr da3 „Droit de dissolution“ d. i. der Apell an das Volt 

für den Präfidenten. €3 ift die Möglichkeit, an das Bolk dur 

Neumahlen zu appellieren, wenn die überwiegende Stim- 

mung der Volksfammer nicht mehr dem Volfswillen ent- 

ipricht. (Prevost-Paradol, La Nouvelle France, ©. 107: 

„Investie de la sorte d’un pouvoir pr&ponderant et universel 

sur les affaires interieures et exterieures de la nation, sur 

la composition et sur la marche du pouvoir executif 

cette puissante assemblee doit elle-m&me, &tre contenue 

de deux manieres: .. 2° par le droit indispensable de 

dissolution.) Sntereffant ift, daß aud, die Väter der nord- 

amerifanifchen Unionverfaffung die Eventualität eines folchen 

„Appell an das Volk" in Betracht zogen, ihn aber de3- 

Halb als Mittel gegen die Übergriffe der Legislatur für 
unzureichend hielten, weil er das Gleichgewicht der Drei 

Zeile der Staatsgewalt ftören, fein häufiger Gebraud, die 

Stabilität der Staatöverwaltung hindern und die Gtaatz- 

maschine Erjehütterungen ausfegen Tönnte („Sederafift" 

Nr. 49). Hingegen fand diejes Diffolutionsrecht der Ere- 

Eutive auch in die franzöfifchen Berfaffungsterte von 1875 
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Eingang: der Gedanke ward aber hier ebenfalls vom Miß- 
trauen gegen die Legiälatur geboren in ähnlicher Weije 
wie in den Vereinigten Staaten. Der Herzog von Broglie, 
einer der Väter der Verfaffung, jagt hierüber (Vues sur le 
Gouvernement de la France, ©. 287): „Die wahre Urjache, 

: der praftifche Grund ift die ftändige Schwäche oder bejier 
die natürliche Furchtfamfeit der erefutiven Gewalt, die fich 
bemüht, die Widerftände zu entwwaiinen, anftatt fie männlich 

" zu befämpfen und fie zu überrwinden. Die Hauptjchmwierigfeit 
“ Für fie fiegt in der Vollsfammer; fie ift der Herd der Rivali- 

  

täten, der Prätenfion, der Strebereien. ... Anftatt fich auf 
- die Erfte Kammer zu fügen und der Zweiten die Stimm zu 

bieten ... beugt die Regierung ihr Knie, anerfennt ihren 
 ,Herm‘ und fehmeichelt fi), vor feinen Augen Gnade zu 

finden... .” 
So fehen wir die beiden Arten der Demokratie, Die parla- 

mentariihe und die gemwaltentrennende, von tiefjten Mik- 
trauen gegen die Regiöfatur erfüllt. Anders geftaltet fich ihre 
Stellung in der unmittelbaren Demokratie. Mag fie auch) 
dem Bolfsfouverän nod) jo untergeordnet fein, Der Exe- 
futive gegenüber genießt fie Den großen Vorzug, daß legtere 
ihr vienftbefliffener Agent, fie feine Herrin if. Dur Niß- 
trauen gegen die Exekutive durch Vertrauen zur Legis- 
latur ift deren rechtliche Bofition hier beftimmt. Schon bei 
Nouffenu ift die Legislatur das Organ der volonte generale 
und daher mit dem Souverän fo gut wie identiich, daher: „Die 
Erehutive muß ftet3 von der Legislatur abhängig fein und 
fontrolliert werden” (Lettres &crites de la montagne, part II, 
lettre 7, ©. 422: „Sans cela, toute liaison, toute subordination 
manquent entre ces deux pouvoirs, le dernier ne döpendroit 
point de l’autre; l’ex6cution n’auroit aucun rapport ne- 
cessaire aux lois: la loi ne seroit qu’un mot, et ce mot ne 

signifieroit rien“). Aus diefer Ommnipotenz Der Legislatur
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folgt nach) Roufjeau, daß in dem Augenblide, wo fie, d. i. das 

Bol, verfammelt ift, jede andere NRegierungsgervalt zefjieren 

müßte (Contrat social, liv. III, ch. 14: „A Vinstant que le 

peuple est legitiment assembl& en corps souverain, toute 

jurisdietion du gouvernement cesse, la puissance executive 

est supendue‘'). 

Unter dem Einfluffe der franzöfifchen Revolution drangen 

diefe Zoeen in die Schweiz ein umd haben hier da3 Verhältnis 

von Legislatur zur Egefutive maßgebend beftimmt. Freilich) 

war e3 nicht die unmittelbare Demokratie, mie fie Rouffenn 

. wollte, fondern die repräfentative, die anfangs in der Schweiz 

feften Fuß fahte. Ext in der Mitte des 19. Kahrhunderts 

folfte diefe durch Einführung des Referendums verwirklicht 

werden, wie hir in dem folgenden zeigen mollen. Aber 

immerhin bfieben die wichtigften Thejen Rouffeaus fehon da- 

mal ein zu befolgendes Vorbild. Zutrauen zur Regis- 

Yatur, Mißtrauen gegen die von ben Fantonalen Patrizier- 

familien vermalteten Imter der Exekutive waren hierbei die 

beftimmenden Leitmotive (fiehe Eurti, Schmweizeriiche Volfs- 

gejekgebung a.a.D. ©.122ff.). In der Berfaffung von Bern 

vom 31. Juli 1831 Heißt e8: „Die Souveränität wird durd) 

den Großen Nat al? Repräfentanten deö Bolfes ausgeübt.” 

  
Sn der heutigen Verfaffung von St. Gallen (von 1890) ift 

dem Großen Rat „als oberiter Behörde des Kantons” unter - 

Vorbehalt der „verfaffungsmäßigen Souveränitätsrechte de3 

Volkes”, die Gefehgebung (Art. 154), aber aud) bie Aus- 

übung „aller anderen Hoheitsrechte de3 Staates" überlafjen. 

Ähnlich drückt fich die heutige [Cmeizeriiche Bundesverfaffung 

aus (Art. 71): „Unter Vorbehalt der Nechte des Volfes und ! 

der Kantone wird die oberfte Gewalt des Bundes durd) bie : 

Burdesverfammlung auögeübt..." Noch mehr ift die Unab- - 

hängigfeit der gefeßgebenden Körperihaft (Landögemeinde) ° 

in den Urkantonen zum Ausdrud gebradjt. Kurz, die gejeb-
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gebende Körperichaft ift „unter Vorbehalt der Rechte des 
Volkes" die Herrin, die Erefutivgewalt die Dienerin. 

Aus diefem Zutrauen, das in der unmittelbaren Demo- 
fratie der gefeßgebenden Körperjchaft entgegengebracht wird, 

! au& dem Mißtrauen, mit weldem fie forohl in der parla- 
mentarifchen twie in der gemwaltentrennenden Demokratie be- 
handelt wird, ergeben fic, folgende juriftifche Konfequenzen 
und Untericiede. 

1. Befteht in der unmittelbaren Demokratie über die Kom- 
petenz zu einem Staatsafte Ziveifel, fo fpricht die Ver- 
mutung für die Kompetenz der gefebgebenden Körper 
Thaft (fiehe 3. B. Art. 55 der St. Gallener Berfafjung von 
18%, 541, Buchltabe 2 der Zuger Verfaffung von 1894, $6, 
Biffer 14 der Tefjiner Verfaffung von 1892: „Er [se. der 
Große Rat] übt alle Souveränitätsrechte aus, die nicht in 
der Verfaffung ausdrüdlich einer anderen Behörde vorbehalten 
find"). Weder die parlamentarifche (fiehe Barthelemy, Pouvoir 
executif, 1907, ©. 301) noch die gemwaltentrennende (fiehe 
Reinsch, American Legislature and Legislative Methods, 
1%7, ©. 224) fennt diefe Praesumtio juris. 

2. Sn der unmittelbaren Demokratie gilt die Gewalt der 
Erxefutive meift nur al3 von der gefebgebenden Gewalt dele- 
giett. Lebtere Fan diefe Delegation im Einzelfalle zurüc- 
ziehen und an fich ziehen, d. h. über den Kopf der Exekutive 
enficheiden. Dies mird in der Schweiz zwar nicht für den 
Bund (fiehe Yurdhardt, ©. 785), wohl aber für die Kantone 
amerfannt (jiehe Orelli, Das Staatsrecht der Schweizer. Eid- 
genofjenschaft, ©. 43ff. und O. Adams, La Confederation 
suisse, ©. 48). Sn der geiwaltentrennenden parlamentarifchen 
Demokratie ift died unzuläffig. 

3. m übrigen ift auch in den drei Arten der Demokratie, 
wie wir bald fehen werden, die Verteilung der FZunf- 
tionen zwifchen Legislatur und Erekutive verfchieden aus- 

Hatfdjet, Allgemeines Einatret IT. 4
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gefallen, je nachdem exjlere oder Ießtere der beiden Ge- 

walten vom Berfaffungsgefeßgeber mit Mißtrauen behandelt 

worden ift. 

$ 5. Die Drganifation der Legißlatur. 

I. Ein- oder Zweilammeriyiten. 

Die Demokratie richtet naturgemäß das Einfammer- 

ipitem ein, und zivar find bie Argumente für diefe3 [on in . 

der franzöfifchen Konftituante von 1789 treffend formuliert 

worden. Ginmal anerkennt die Demokratie feine Vorrechte : 

und Stände, fonderm geht von der Gfeichheit der Staats 

bürger au. Pie Einrichtung einer Erften Kammer, die aus 

Privilegierten oder aus Vertretern ftändifcher Snterefjen zu- 

fammengefegt wäre, ift demmad) hier undenkbar (Thouret, 

Archives parl., I. ser., vol. VIII, ©. 580; „J’ai voulu par 

une seule Chambre remedier A l’aristocratie des ordres . .““). 

Sodann verlangt die Volfzfonveränität, die in der Regis- 

Yatur Yediglich zum Ausdrud Tommen foll, Einheit, weil nur 

diefe Einheit die Vollfraft verbürgt (Rabaud-Saint-Etienne, . 

Arch. parl. a. a. ©. ©. 569: „Mais le souverain est une | 

chose une et simple, puisque c'est la collection de tous sans ' 

excepter un seul: donc le pouvoir legislatif est un et simple, 

le souverain ne peut pas &tre divise, car iln’y a pas plus 

deux ou trois ou quatre souverains. Et au rebours et par 

consequent si vous divisez le pouvoir legislatif en deux ou 

trois, vous divisez le souverain en deux ou trois, chose qui 

n’est pas au pouvoir des hommes, car ils ne peuvent pas 

faire que le souverain, qui est necessairement la collection 

de tous en un, soit autre chose que la collection de tous 

en un“). Man fieht, daß diefe lebtere Argumentation 

mwefentfich an einer Vorausjegung hängt, die eigentlich mır 

in der unmittelbaren Demokratie im Rouffeaufhen Sinne 

gegeben ift: nämlich Daß die Zegiälatur als volonte generale, 
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al3 einziger Repräfentant de3 fouveränen Volf3 aufgefaßt 
wird. 

Daher hat das Einkanımerfyften al demokratifche Ein- 
tihtung nur in den Schweizer Kantonen — in dem Bunde 
war e3 durd) Etablierung des Bundezftantes und der damit 
für die Einzelftanten im Ständerate notiwendigen Vertretung 
ausgejchloffen (fiehe Bd. III diefes Werkes) — ferner ausnahmg- 
meife in manchen zentralamerifanifchen Republifen Eingang 
gefunden: nämlich S. Domingo (Verfaffung von 1896, Art.18, 
hier jog. Congreso), Panama (Verfaffung von 1904, Art. 53, 
jog. Asamblea Nacional), Honduras (Verfaffung vorn 1904, 
Art. 66: Congreso de Diputados), Cofta Rica (Berfaffung von 
1871, in der amendierten Form von 1905, Art. 64: Congreso 
Constitucional), Nicaragua (Berfaffung von 1905, Art. 49: 
Asamblea de Diputados), Salvador (Verfaffung von 1886, 
Art. 54: Asamblea Nacional de Diputados), Guatemala (Ber- 
faffung von 1879, in amendierter Form bon 1887, Art. 40: 
Asamblea Nacional). 

Prinzipiell fteht feit, daß fomohl Die gemwaltentrennende 
al3 au) die parlamentarische Demokratie unbedingt eine Exfte 
Kammer neben der reinen Bollstammer brauchen. Die ge- 
waltentrennende Demokratie erblict in der Aufteilung der 
Legisfatur eine Schwähung und ein Mittel, um deren fonft 
übfihe Übergriffe gegenüber den beiden anderen Gemalten, 
der erefutiven und tichterlichen Gewalt, zu verhindern 
(‚Federalist‘ Nr. 51, ©. 345: „In republican government, 
the legislative authority necessarily predominates. The 
remedy for this inconveniency is to divide the legislature 
into different branches“). Sn der patlamentarifchen Demo- 
Eratie dient eine Exfte Kammer vorwiegend al unentbehrliche 
Schranfe einer Volfsfanımer, die nad) dem Wefen des parla- 
mentarifhen Regimes natürlich an Macht alle anderen über- 
tagen muß (Prevost-Paradol a. a. ©. ©. 104: „‚Investie de 

4*
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la sorte d’un pouvoir preponderant et universel sur les 

affaires interieures et ext£rieures de la nation ... cette | 

puissante assemblee doit, elle-m&me, &tre contenue, de 

deux maniöres: 1. par l’existence d’une autre assemblee, 

dont le concours serait necessaire pour la confection des : 

lois, et qui exprimerait aussi son avis sur la politique 

generale ..“). Demnach) haben die meiften Demokratien | 

heute das Zmeifammeriyften. 

Freilich hat aud) diejes den Übelftand, daß e3 nur zu leicht 

den Konflikt zwijchen den beiden Teilen der Regißlatur erinög- 

licht. In der Monarchie Hilft da3 Königtum den Ausgleich ! 

herbeiführen. Auch) gift der Wille der Vollsfammer im Falle; 

des Konflift3 in der Monarchie deshalb al3 der bedeutjamere, 

weil er fich auf allgemeines, gleiches und direftes Wahlrecht 

ftügt, während die Eijte Kammer diefen Vorzug nicht befibt. 

Sm der Demoktatte fiehen fich beide Kammern gemwiffermaßen 

al8 gleichwertig gegenüber, da jie, tvie wir bald jehen werden 

(jiede unter IT), auf mehr oder weniger homogener Wahl- 

bafis ruhen. Um nun hier den Konftikt zuoifchen beiden Teilen 

der Legislatur zu befeitigen, find andere Mittel nötig. Wir 

Tennen deren zivei. Das eine ift die jogenannte Durdhzäh- 

Yung. Beide Kammer beraten und bejchließen über den 

Gegenftand de Konflilt3 in gemeinfamer Sigung. Diejes 

Ausfunftsmittel war fehon in der franzöfifcden Konftituante 

von 1789 als Mittel zur Ergänzung de3 Yiweilammeriuftems 

bon Dupont de Nemours angegeben: „Sch verlange, daß dieje 

Berfammlung, weldje eine Einheit fein muß, für die Zmede 

der Nıbeit in zwei Kammern aufgeteilt werde ... Dei Senat, 

aus ung gleichen Perfonen zufammengejekt, wird die Gejeb- 

entwürfe der Repräfentantenfammet digfutieren, Die Jdeen 

entwiceln und die Gründe angeben, telche ihn bei Annahme 

oder Ablehnung der Entwürfe der Repräjentantenfammer 

Yeiten. Dreimal foll der Senat auf feiner Meinung beitehen.   
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Wenn dan nod) immer Differenzen zmwijchen ihm und der 
! Repräfentantenfammer vorhanden find, jo follen fich beide 
Kammern zu gemeinjamer GSigung zufammenfinden, um 
über den Gegenjtand mit Stimmenmehrheit zu entjcheiden.” 

Diejes Mittel der Durchzählung findet fich heute ber- 
einzelt (jiehe auch Band III über der Commonwealth of 

| Australia) in einigen amerifanifchen Nepubfifen, z.B. in 
Uruguay (Art. 61: Die Majorität, die hier aber für die Ab» 
fiimmung in gemeinjamer Sibung berfangt wird, ijt die 
Bieidrittelmajorität), Bern (Art.62: ebenfalls 2/,-Majorität), 
Ecuador (Art. 55). 

Ein anderes Mittel, Konflikte, die namentlid) auf dem 
Gebiete der Gefebgebung zmwifchen beiden Kammern ent» 
ftehen fönnen, zu bejeitigen, geben die Verfafjungen bon 
CHile (Art. 41) und von Paraguay (Art. 75). 

Sn Chile wird jeder Gefegentwurf, den die eine Kam 
mer angenommen, die andere verworfen hat, nochmal in 
jener Ranımer, in welcher er feinen Urdprung genommen 
(jog. origimierende Kammer), beraten, und wenn er zum 
zweiten Male hier mit ?/;Majorität dDurchgeht, jo gilt er aß 
‚bom Parlamente (Kongrefje). befchloffen, wenn nicht die 
andere Kammer ebenfall3 mit 2/,-Majorität ihn wieder ver- 
wirft, In Paraguay gilt der Rechtsfab, daß, wenn die origi= 
nietenden Kammer die zu ihrem Entwurf bon der anderen 
Kammer gemächten Amerdements verwirft, und diefe lebtere 
auf ihren Amendementsbejchlüffen mit 2/;-Majorität bei 
nocdymaliger Beratung befteht, die Amendements al3 von 
der origievenden Kammer genehmigt angejehen werden, 
wenn diefe fie nicht ebenfall® mit 2/,-Majorität veriwirft. 
Für den Fall aber, daß die eine Kammer Den bon ber 
anderen Kammer bejchlofjenen Entwurf im ganzen ver- 
wirft, darf derjelbe im Kaufe derielben nicht wieder ein- 
gebracht werden.
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11. Sit aber das Zweifammerfuftern auch in der Majorität 

der Demoftatien afzeptiert, jo ergeben fich bei feiner Organi- 

fation nod) weitere Schwierigfeiten. Dieje beftehen azunädjt 

in der Tatfache, daß beide Kammern auf breitejter Wahl- 

Hafis organifiert werden müfjen, wenn möglich auf der Grund- 

Yage de3 allgemeinen, direften und gleichen Wahlrechts. Ju 

der Monarchie Hilft für die Bildung der Erften Kammer das 

Borhandenjein befonderer Kaffen und Stände, veip. be= 

fonderer wichtiger Interefjengruppen aus. Die von Volld- 

fouveränität und ber Gteichheit aller Bürger getragene Demo- 

Tratie Hat diejes Auzkunftsmittel nicht. Wenn ferner beide 

Kammern wirklich auf der Vafis eines allgemeinen, gleichen 

und direften Wahlrecht eingerichtet find, jo ergibt fi die 

weitere Schwierigfeit: wie die beiden Kanımern derart bon- 

einander differenzieren, daß fie nod) ihren Yied verjchiedener 

Filfenzbildung im Gemeiniutereije erfüllen Tönnten? Die 

Differenzierung fanrı nad) preifacher Richtung durch Die 

Rechtsordnung erfolgen: entweder durch Aufftellung bejon- 

derer Qualififationen für die Zunktion al3 Senator, oder Durd) 

Aufteilung der Zunktionen an beide Kammern, derart, daß 

gewiffe Befugnijje nur der einen oder anderen zuftehen, 

oder durch Überweifung der Vertretung rein probinzieller 

Intereffen an die Exite Kammer, den Senat, oder durch Ein- 

richtung größerer Wahlbeziufe für Senatswahlen. 

1. Bejondere Qualifikationen für die Funktion ala Senator. 

Diefe önnen folgende Formen annehmen: | 

a) Der Senator wird für eine längere Zeitperiode gemählt 

al der Volfzrepräfentant. So wird in 24 Staaten der Union 

der Senator für 4 Jahre gewählt, in Net Serien für 3 Jahre, 

während der Voffsrepräfentant in den meiften Staaten der 

Union für 2 Jahre (mar in Zouifiana für 4 Jahre), in Mafja- 

Aufetts, Rhode Jaland, Ne York und New Jerieh fogar_ nur 

für 1 Zahe beftelft ift. 
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b) Die längere Amtsdauer des Senators wird aud) da- 
durch erreicht, daß in den meiften Staaten der Union für den 
Senat nur Partialerneuerung, nicht Integraferneuerung, wie 
für das Haus der Repräfentanten, vorgeichrieben ilt. Dadurd) 
erlangen gemwiffe Senatoren ein befonderes Anfehen, da fie 
gewifjermaßen die Kontinuität diefer Körperichaft vertreten. 
Doch findet fi) auch in einzehten Pemofratien Pattial- 
erneuerung de3 Volköhaufez, jo 3. ®. in Peru (Art. 57 der 
Verfaffung), wofelbft beide Kammern alle 2 Jahre zu 
einem Drittel erneuert werden. 

c) Für die Funktion al® Senator wird ein höheres Alter 
als für die de3 Volfsrepräfentanten verlangt. Dies ift in den 
meiften Demofratien der Fall. 

d) Kür die Funktion alS Senator wird ein Tängerer Aufent- 
halt im Staate vor der Wahl verlangt, als für die Wahl zum 
Volfsrepräfentanten. So beträgt die Aufenthaltäzeit in Nerv 
Hampfhire für den Senator 7 Jahre, fir den Volfzrepräfen- 
tanten 2 Jahre. 

e) Für die Wahl zum Senator wird in einigen Demo- 
Fratien nod) eine bejondere Vermögenzqualififation verlangt, 
3. B. Delaware, Haiti (Axt. 50, Biff. 3), Colombia (Art. 94) 
n. a. m. Chile hat für die Volfsfammer aud) einen Ber- 
mögenszenfus eingeführt (500 PBefos, Art. 19), der aber für 
den Senat bedeutend höher ift (2000 Pefos, Art. 26), ähnlich 
Bolivia (Art. 57 und 62). 

2. Aufteilung der Zunftionen. 
Die gemwöhnlichfte Aufteilung ift die, daß im Falle der An- 

Hage hoher Staatzfunftionäre das Vollshaus Die Anklage 
erhebt, der Senat das Ilrteil fällt, ferner daß Finanzgejeke 
in dem Bollshaufe ihren Urfprung nehmen müjlen. Aber 
auch eingehendere Aufteilung der Funktionen findet fich 
namentlich in füdamerifaniichen Republifen. So hat in 
Ecuador der Senat nod) die befondere ausjchließliche Befug-
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nis der Rehabilitierung wegen politifcher Verbrechen un- 

{chuldig Verurteilter (Art. 47, Ziff. 2 und 3), ähnlich in Kolums 

bia (Art. 98), mo übrigens noch Hinzufommt: Krieggerflärung, 

Geftattung de3 PDurchmarjches fremder Truppen, Urlaub3- 

erteilung an den Präfidenten, wenn er fi) vom Umtsfik (ber 

Hauptftadt) entfernen will, Beftätigung gemiffer Beamten- 

ernennungen des Präfidenten u. a. m. rn Bolivia hat die 

Kollsfammer außer der Anklage hoher Staatöfunftionäre 

noch die Ernennung der Richter des Oberften Gerichtshofes 

auf Grund eines Dreier-Borfchlags, den der Senat macht 

(Art. 60, Abf. 2). Der Senat hat u. a. die auzichliepliche 

Befugnis, den Staatzbürgern die Annahme von Titeln und 

Orden ausmwärtiger Regierungen zu geftatten (Art. 63, Biff. 5) 

und öffentliche Auszeihnungen zu verleihen (Art. 63, Ziff. 7). 

Sm Venezuela hat die Deputiertenfammer das ausichließ- 

Yiche Recht (Art. 34), den Miniftern ein Mißtrauenzvotum zu 

erteilen und den Reich3anmalt zu wählen (Procurador Ge- 

neral). Auch fonft trifft die Verfaffung die Beitimmung, daß 

jedes der beiden Häufer diejenigen Funktionen habe, die ihn 

das Gefek überweife (Art. 34 veip. 37 in fine: „Son atri- 

buciones de la Camara de Diputados [refp. del Senado] und 

3° Las demäs que le sefalen las leyes““). Dadurd) ift die Mög- 

Yichfeit geichaffen, daß jedes der beiden Häufer bejondere 

Funktionen durch einfache Gejebgebung erhält. 

3. Überweifung der Vertretung befonderer provinzieller 

Smtereffen an den Senat. 
Während die Volksfammer auf rein numerijcher Wahl- 

bafis gewählt wird, indem auf eine Zahl von Bürgem ohne 

Kücdficht auf weitere territoriale Grenzen ein Repräjentant 

fommt, werben die Senatoren auf Provinzial- und Kom- 

mwmalverbände aufgeteilt. So ift in Süd-Karolina und 

Ne Zerjey jeder Senator von einer Grafichaft zu wählen. 

Snnfiches findet in Rhode Zeland und Maryland (fiehe 
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Reinsch, American Legislatures and Legislative; Methods] 2 
1907, ©. 197) und in einigen fübamerifanifchen- Kepubliten, X 
wie 3. B. Colombia (Art. 93), Chile (Art. 22), Benft. a 
Bolivia (Art. 61), ftatt. 

4. Die Einrihtung größerer Wahlbezirfe für Senatz- 
wahlen als für Vollshauswahlen ift ein in den Staaten der 
Union nicht unbefanntes Mittel der Differenzierung beider 
Häufer. So beftimmt die Verfafjung von New York (Art. 3, 
Selt.2), daß jeder Wahloiftrift für das Vollshaus (Assembly) 
ganz in einem Senatswahloiftrift gelegen fein muß (fiehe 
Reini) a.a.D. ©. 205). Dur) jolhe und ähnliche Bor- 
Ihriften wird namentlich erzielt, daß die Zahl der Senatoren 
bedeutend geringer ift alS Die der Vollgrepräfentanten. 

Parlamentarische Demofratien haben allerdings, da fie 
Trennung der Gewalten und dad damit verbundene Slqui- 
tihrium beider Häufer nicht zu beobachten haben, nod) die 
Möglichkeit, die Differenzierung derart vorzunehmen, daß 
d08 Vollshaus den Senat wählt oder daß jid) die Volfg- 
repräjentanten mit anderen Wählern al3 Wahlfolleg für den 
Senat Zonftituieren. Den erfteren Weg hat Haiti gemählt 
(Art. 49 der Verfaffung), den legteren das heutige Frankreich 
(Gefeb bom 24. Februar 1875). Sm diefer Republik befteht ver 
Senat qu3 ungefähr300 Mitgliedern, welche von Wahlkoflegien 
der Departements gemählt werden, die aus den Deputierten, 
den Generalräten, den Arrondiffementräten und Vertretern 
der Gemeinderäte (alle die Genannten, foweit fie dem be» - 
treffenden Departement territorial zugehören, fiehe E3mein, 
©. 762 ff.) beftehen.
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56. Dn3 parlamentariche Wahlrecht in der modernen 

Demokratie. 

1. Das Majoritätäprinzip in der modernen Demokratie. 

Verhältnismäßig jpät, exit mit der Rezeption des römischen 

Rechts, Ternte Die europäiiche Staatenwelt das Majorität- 

prinzip fennen. Die Kirche führte e8 bei ihren Wahlen zuent 

ein. Das Prinzip, wonad) die Majorität über die Minorität 

herrjchen jollte, ift der demokratifchen Stantzlehre fehon jeit 

dem Defenfor Pacis des Marfilius von Padua (1272 bis 

1342/43), d. i. alfo feit dem 14. Sahıhunderte befannt. Aber 

exit die Naturrechtälehte gab ihm ein Yundament, nämlid) 

den Gejellfchaftgvertrag, monad) bei der Stantengründung 

die Vollsgenoffen übereinfommen, daß die Majorität über 

die Minorität herrfche. In diefem Sinne iprechen fich nament- 

Yich) Chr. Wolf in Deutidjland (Jus naturae methodo scienti- 

fica pertractatum, pars VIII, I, $ 157: „Qui in eivitatem 

coeunt, tacite conveniunt, quod parti majori visum fuerit, 

id habendum esse pro totius populi voluntate .. .“), Yode 

(Two treatises on Government, 1690, ch. VII) in England aus. 

Zreilich die grundlegende Verbindung diefer Lehre mit - 

der Demokratie und Bolksfouderänität findet fich exit bei 

Rouffeau (Contrat Social, livre IV, ch. 11): „Nur ein einziges 

Gefet erfordert feiner Natur nad) Einftimmigfeit der Gtim- 

menden, das ift der Gejelljhaftsvertrag; denn der Ein- 

gritt in die Gefefffchaft ift ein At vollfommen freien Willen?. 

Nachdem jeder Meni frei geboren, Herr feiner fest ift, 

  

fann niemand unter was immer für einem-Vorwande ohne . 

feine ausdrüdliche Eintoilligung irgendeiner fremden Mad : 

fie unterwerfen. .. Mit Ausnahme diefes einen alles ver- 

pflichten die Beichlüffe der Majorität unter allen Umftänden 

die Minorität; da3 ift eine Folge de3 Grundvertrages felbft 

(„e’est une suite du contrat möme“)." Auch bei Wahlabftin- 
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mungen ergibt fid) für Rouffeau als Folge deö Contrat social 
das Majoritätzprinzip (livre I, ch. V: „La Loi de pluralite 
des suffrages est-elle m&me un 6tablissement de convention, 

et suppose, au moins une fois, l’unanimite‘). Contrat social 
und Bollsfouderänität feinen Daher aufs engfte mit dem 
Majoritätsprinzip bei Wahlen zufammenhängen. Dermoc) 
erkannte [hon NRouffenu die Schwäche feiner Deduftion und 
damit den wunden Punkt des Majoritätzprinzipes. E3 jagt 
am exrft angeführten Orte: „Man wird fragen: Wie ift e mög- 
ih, daß ein Menfch frei und zugleich verpflichtet fein Tann, 
fi) einem fremden, mit dem feinen nicht harmonierenden 
Willen zu fügen? Wie verträgt fich Die Freiheit der Oppo- 
nenten mit dem gebotenen Gehorfam gegen Gejebe, denen 
fie nicht zugeftimmt haben? PBarauf muß ich vor allem er- 
widern, daß die Frage jchlecht geftellt if. Jeder Bürger 
flimmt den Gefegen zu, welche im Wiverjpruch mit feiner 
Stimmenabgabe angenommen wurden, ja fogar jenen, die 
ihn für die Übertretung des Gefebes betrafen. Der ftändige 
Wille aller Mitglieder de3 Staates it der Gemeinmille, 
durch ihn ift jeder einzelne Bürger und frei. Wern man 
dem verfammelten Bolfe ein Gejeb vorichlägt, fragt man 
eigentlic) nicht, ob e3 diefem beiftimmt oder ed ablehnt, 
iondern ob das Gefeß dem Gemeintillen, welcher der feine, 
Tonform ift oder nicht. Zeder, der feine Stimme abgibt, |pricht 
hierüber feine Anficht aus; aus der Addition der Stimmen 
wird fodann die Kundgebung des Gemeinmwillens abgeleitet. 
Wenn daher die gegenteilige Meinung obliegt, beweilt Dies 
dem in der Minorität Gebliebenen nur fo viel, Daß er im 
Sutum war, und daß, mas er für dem Gemeinmillen ge- 
mäß hielt, in Wirfichfeit demfelben widerfprach; hätte da- 
gegen feine Privatmteinung obgefiegt, dann Hätte er ettons 
andere getan al3 er wollte, dann wäre er nicht frei ge- 
wefen.”
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83 ift dies eines der glänzendften Sophismen Roufjeaus, 
womit er Herrschaft der Majorität beim Gefeggebungswerfe 
rechtfertigt. Aber eben nur ein Sophisma! Lollends uner- 
täglich wird im demofratifchen Staat die Tyrannei der 

Majorität bei Wahlen. Imöbefondere trifft dies bei Träftig 
enttwideltem Parteiwefen zu, das Rouffeau noch nicht fannte 

(fiehe darüber Saripolos, La democratie et l’&lection pro- 
portionelle, Paris 1899, I, ©. 30ff. und II, ©. 67ff.). Die 
Allmacht der Partei dDrüct zunächit jedem Parteigenofjen ein 

Koch auf, das ihn bei Wahlen zum Stimmvieh degradiert, Die 

Partei verunftaltet, wenn fie in einer Legiglatur vorherricht, 
die Wahlbezirke derart, daß die Minorität ganz erdrüdt werden 

Tan. Geht man von der richtigen Meinung aus, daß das 

Volk Staatzorgan ift, das durch feinen Wahlivilfen im einzelnen 
bekundet, daß X oder J) der richtige Abgeoronete fei, um dem 

State Nüpliches zu bejchließen, geht man ferner, wie dies 

in der Denofratie unvermeidlic, ifl, Davon aus, daß jeder 

einzelne Wähler gleichwertig und gleichberechtigt diejen Wahl- 

willen tolfeftiv mit anderen zu betätigen hat, fo ift Majori- 

tätszwang als der, demofratifchen Gleichheit niderjprechend 

jedenfalls abzulehnen. Diefe Erkenntnis Hat jelbit Männern 

vorgefchmwebt, welche, wie Gieyes, das Majoritätsprinzip ad 

eine „unbeftreitbare Marime“ (Quest-ce que le Tiers-stat? 

ch. VI: „Nous avons dömontre la necessit& de ne recon- 

nattre la volonts commune que dans l’avis de la pluralite. 

Cette maxime est incontestable“) anfahen. Er und andere 
(fiehe Saripolos, I, ©. 155ff.) verlangen für jeden Wähler 

gleichen Stimmiwert. „Sch ftele mir” — jagt Sieyes (Qu’est- 
que le tiers-6tat? ch. VI) — „da3 Gejet im Mittelpunfte eines 
unendfic) großen Globus vor: alle Bürger ohne Ausnahme 

find in gleicher Entfernung davon an der Oberfläche des 

Globus und nehmen dort nur gleide Pläge ein.” Daraus 

folgt für Gieyez_(a. a. D. ch. III, $ 2), daß die Vertretung 
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jedes Bürgers „nicht bloß ein Bruchteil der Vertretung eines 
anderen fein darf. Diejes Recht ift ein einheitliches; alle üben 
e3 gleichwertig aus” („ne peut pas &tre une fraction de la 
representation d’une autre. Ce droit est un: tous l’exercent 
egalement“). Freilich da3 PBoftulat war Teichter aufgeftellt 
al3 erfüllt, und bildet noch heute ein Hauptproblem der 
modernen Demokratie, diefen gleichen Stimmmert jedes 
Wähler zu garantieren. Denn eine Hauptfchtvierigfeit fteht 
feiner Realifierung entgegen: fo arithmetifch genau, wie in 
der Theorie, Taljen fi die Wahldezirfe nach der Bepölfe- 
rungsziffer nicht abftufen. Aber felbit, wer Dies gelänge, 
würde noch durch gar nicht verbürgt fein, daß die Majorität 
in einem Wahlbezirfe die Minorität nicht unterdrüdt. Die 
Mittel, welche die moderne Demokratie zur Befeitigung diefer 
Schwierigkeiten aus fich jelbft heraus erzeugt hat, zerfallen 
in zwei Hauptgruppen. Die eine Gruppe fucht die Übel- 
ftände des Majoritätsprinzips Dadurch zu verringern, daß fie 
die Zahl der Wähler immer mehr erweitert, die Wahlvecht3- 
qualififationen immer mehr verringert, das allgemeine Wahl- 
recht in feinem Spealbild wenigitens annähernd zu erreichen 
fügt. Die andere Gruppe befteht aus Mitteln, welde den 
gleichen Stimmmert der Wähler fihern will. 

II. Mittel zur Befeitigung der mit dem Majoritätsprinzip 
verbundenen Übelftände. 

Zunäct fommen diejenigen in Betracht, welche durch 
möglichfte Erweiterung der Wahlrecht3bafis wenigstens einen 
unverfälfchten Majoritätswillen herbeiführen wollen. Das 
ift [don jedenfall ein Vorteil gegenüber jenen Wahleinrich- 
tungen, die eine Tyrannei der Majorität herbeiführen, toobei 
die jcheinbar herrichende Majorität tatfächlich mc die Minori- 
tätift. Durch die Erweiterung der Wahlrecht3bafig wird immer 
mehr das demofratijche deal erreicht, wonach die Beherrfchten 
durch ihre Zuftimmung die fie beherrfchenden Gewvalten auf-
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tichten und dem die amerikanische Unabhängigfeitzerflärung 

(Declaration of Independence) bon 1776 jo beredten Aus- 

druck Yeiht: „Um diefe Rechte, nämlich Leben, Freiheit und 

die Verfolgung des eigenen Gtücjeligfeitsideaß, zu fichenn, 

werden Regierungen unter den Menihen eingerichtet, welche 

ihre rechtmäßigen Gewalten von der Zuftimmung der Be- 

hertfchten (consent of governed) ableiten.” 

Diefe Auffaffung ftammt auch aus der Lehre det Puritaner. 

So fagt Rainborow in den Verhandlungen über dad ‚Agreement‘ 

(Clarke, Papers, I, ©.301): „Ich dente, e3 ift Kar, daß jedermann, 

der unter einer Verfaffungsform zu leben Hat, fi zuerft durch feine 

Zuftimmung unter diefe Verfaffung begeben muß; und ich denfe, 

daß der ärmfte Man in England nit am eine Berfafjung ge- 

punden ift, der er nicht zugellimmt hat” („and therefore truly, 

Sir, I thinke itt’s cleare, that every man is to live under a govern- 

ment ought first by his owne consent to putt himself under that 

Government; and I doe thinke that the poorest man in England 

is nott att all bound in a striete sense to that Government that 

hee hath not had a voice to putt himself under“). 

Diefem „consent of governed“ möglichft nahezufommen, 

fireben namentlich die Staaten der Union mit folgenden 

Mitteln am. Der Vermögenzzenfus ift überall abgejchafft. 

Das wahlfähige Alter ift allgemein da3 21. (in der Schweiz 

da3 zurücgelegte 20. gebenzjahr, in Zug dad 19., in Nid- 

walden und Schwyz fogar |hon das 18. Rebenzjahr, fiehe 

Schollenberger, I, ©. 47) Rebenzjahr. 

Gelbft die in europäifchen Demokratien noch vorfommenz- 

den Ausichliegungsgründe ber Augländereigenjchaft und des 

weiblichen Geichlechts find in manchen Staaten der. Union 

befeitigt. So werden in ben Staaten Zaho, Wyoming, 

Utah und Colorado Frauen al Barlamentsmähler zugelafien, 

umd in manchen Staaten werden aud) Ausländer als mahl- 

berechtigt erklärt, fofem fie nur die Abficht erflären, fi) 

naturalifieren zu fafjen (fiehe Annals of the American Aca- 

demy of Political and Social Science, BY. 28, 1906, ©. 419). 
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| Um den Wähler nicht zu fer ar den Wahlbezirk zu binden, 
namentlich mern er durch feine Befchäftigung an einem anderen 

| Orte zu weilen hat, fiehtein Gefet des Staates Kanfas von 1901 
vor, daß jeder Eifenbahnfchaffner, der infolge jeined Dienjtes 
vom Wohnort abwejend ift, an feinem momentanen Aufent- 
Haltzort wählen darf. Die Zahlung von Stenem al Er- 
fordernis der Wählereigenschaft ift in den meiften Staaten 
der Ilnion abgeichafft. 

Eng an die angeführte Gruppe von Mitteln fchließen fich 
jene an, welche zwar nicht durch Erweiterung der Wahl- 
techt3bafis, twohl aber in anderer Weife den umverfälichten 
Majoritätsiwillen zu erzielen fireben. Dahin gehört die Ein- 
führung des fogenannten „Australian Ballot“ in einer großen 
Zahl von Staaten der Union, d. i. der vom Staate und 
auf Koften des Staates vorgedrudten Stimmzettel, auf 
welchen auch die Namen der von den Parteien aufgeftellter 
Kandidaten verzeichnet find. Um aber die Barteiherrichaft 
nicht Dadurd) noch zu fteigern, ift in den meiften Staaten 
(eine Ausnahme macht 3. B. Sid-Dalota) anerfannt, daß 
der Wähler bei feiner Wahl nicht bloß an die auf dem 
Stimmzettel verzeichneten Kandidatennamen gebunden ift. 
„Steck des auftralifchen Ballot ift, jeden Wähler diefes un- 
ihäßbare Recht, fein Wahlrecht, zu fichern und ihn vor Betrug, 
Mißgriff und Umverftand der Wahlrichter zu fehüben” (Annals 
0.0.0. ©. 415: Nechtsfall State v. Conser, entjchieden von 
dem oberjten Gerichte von Ohio). Gleichen Ziwed erfüllen 
au die automatischen Stimmafchinen, die in einigen 
Staaten, 3.8. Ohio, Ahode land, Kanjas, beftehen, um 
die Wilffür von fogenannten- Wahllommilfionen bei Exnitte- 
lung des Wahltefultats und bei der Gültigfeits- oder Un- 
gültigfeitserflärung von Stimmzetteln zu verhindern. 

Der Erzielung eines unverfälihten Majoritätswillens 
dient au) die fogenannte Stimmpflicht mit Straffolge, Deren
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Möglichkeit z. B. die Verfaffung von Nord-Dafota von 1898 

(sec. 127) vorfieht, und die fid) auc) in einigen fchweizerifchen 

Kantonen findet (jo in Zürich, Schaffhaufen, St. Gallen, |} 

Thurgau, Yargau und in befehränftemn Make in Graubünden, M 

fiehe Triepel, Wahlrecht und Wahlpflicht, 1900, ©. 17). Mm ii 

Meziko (Art. 36, Abf. 3) und ©. Salvador (Art. 88 der Ver- &| 

faffung vom 4. Dezember 1883) ift nur Stimmpflicht ohne 

gejehliche Straffanktion vorgejchrieben. | 

Die Mittel, den Stimmmwert des Wähler zu heben, ihm: 

gleichen Effekt wie den anderen zu fichern, hat die moderne | 

Demokratie gleichfall zumege gebracht. Die wichtigjten unter | 

ihnen find: 
1. Das Proportionalmahlreht. Die Technik des „Pro- 

porze3" haben wir [chon im erfien Barbe fermen gelernt, hier 

fei nur die Bedeutung desfelben für die moderne Demofratie 

hervorgehoben. Zwar hat er feinen Wert in jeder Staatsfonn, 

in der e3 gilt, die Tyrannei der Majorität zu brechen. Seine 

Hauptmurzel liegt aber in der unmittelbaren Demokratie, daher 

auch die Schweiz fein Uriprungsland und die Stätte feiner | 

meiteften Verbreitung ift. In der unmittelbaren Demokratie 

fol der einzelne Bürger, da er nicht immer direft an der | 

Gejebgebung teilnehmen Tan, menigftens indirekt durch Aus- | 

übung feines Wahlvecht3 dies tun können. Der Bürger ift alfo | 

gleichzeitig Wähler und Gejebgeber (citoyen-lögislateur). „Da3 : 

Mojoritätsprinzip beruft zur Beratung der Befege nur einen 

Zeil des Volkes, der Proporz allein madjt aus der Legislatur 

eine verkleinerte Zandögemeinde” („la representation pro- 

portionelle en fait r&ellement une Landsgemeinde reduite““. 

Frey, Les lois suisses sur la repr. proportionelle comp. et com- 

mentees, Genf 1897, ©. 8). Das Ziel alfo ift ed, den Wähler | 

zu befähigen, die Legiäfatur zu einer verfleinerten Lands- ' 

gemeinde zu machen, an der er dann durch feinen Mandatar, . 

den gewählten Ahgeoroneten mitroirfen fann. Dies teixd aber 
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nur erreicht, wenn allen Meinungsrichtungen im Staate die 
Möglichkeit geboten wird, fi im Verhältnis zu ihrer nume- 
riihen Stärke vertreten zu laffen. Schon Victor Eonfiderant 
(geboren 1808, gejtorben 1893), der berühmte Schüler 
Fonriers, der Vater des jchmweizerifchen Proporzes, macht 
in Diefenm Sinne den Unterjchied zwifchen dem Vote decisif 

| und dem Vote reprösentatif von Berfammlungen (fiehe Klöti, 
| Die Proportionalwahl in der Schweiz, 101, ©. 21). 
„ern man in einer VBerfammlung über Maßnahmen berate 
und zulegt darüber abftimme, damı müfje natürlich die 
Minderheit ji) der Mehrheit unterwerfen.” Hier Tiege 
entjcheidendes Votum (Vote deecisif) vor. Beim Vote 
representatif dagegen handle e3 fich nicht mehr um Löfung 
einer Frage durd) Abftimmung, fondern um Delegation 
de3 Necdtes der Entjheidung, das prinzipiell allen 
Bürgern zufonme, auf eine Hleinere Anzahl von fähigen und 
wirdigen Bürgern. hnlich Tprechenfich auch die modernen Ber- 
treter de3 Proporzes (Ermft Naville u.a.) aus, die ihn als un- 
mittelbare Folgeerfcheinung der unmittelbaren Demokratie mit 
dem citoyen-legislateur auffafjen (fiehe Saripoloz, 11,S.18f). 

&o innig fcheinen PBroporz und unmittelbare Demokratie 
miteinander verfnüpft, daß e3 nicht an Stimmen fehlt, welche 
die Proportionalmahl nur auf dem Boden der unmittelbaren 
Demokratie für erjprießlich Halten, da die repräfentative 
Demokratie den Gedanken de3 citoyen-Iegislateur diteft aus- 
ichließe (jiehe Esmein, Droit constitutionel, ©. 665). Aud) 
der obere Gerichtshof des Staates Michigan hat einen be- 
fonderen Fall der Minoritätenvertretung, da3 fogenannte 
Kumulativvotum, al im Widerfpruch mit der Nepräfentativ- 
berfaffung flehend befunden (Maynard vers. Board of 
Canvassers cit. Annals, a. a. 9. ©. 440, An. 110). 

| _ Wir finden aud) in der Tat die häufigfte Verbreitung des 
Proporzes für Parlamentswahlen in der Schweiz, aljo in 

Hatjchet, Algemeines Staatsreht IL 5
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der unmittelbaren Demokratie. Neun Kantone haben den | 

Proporz. Teffin, Genf, Zug, Treiburg, Solothurn, St. Gallen 

haben das Proportionalmwahlrecht mit Kiftenfonfurrenz. Seit 

jüngfter Zeit bejitt auch Bafel den Proporz (Öejeb vom 26. Sa- 

nuar1905). DerRahlquotient, d.i. die Verteilungszahl, mittel 

deren die Vertreter auf die einzelnen Wahlgruppen verteilt 

werden, ift nicht nach dent und befannten van v’Hondtihen ) 

Verfahren gervonnen, fondemn viel primitiver. Das natürliche }; 

Verfahren ift nämlich, die Zahl der GSefamtwählerihaft mit der 

Zahl der Repräfentanten (jogenannten Wahltoeffizient) zu 

dividieren. Das Nefultat diefer Divifion ift der fogenamnte 

Bahlquotient. Wahlfoeffizient ift überall die einfache Vertreter 

zahl, in Solothurn die um eins vermehrte Bertreterzahl. Die | 

Verteilung der Repräfentanten auf die einzelnen Oruppen 

fan entweder fo erfolgen, daß die nad Parteien bezeichneten 

abgegebenen Stimmzettel zufammengezählt werben und jede 

Partei fo viel Nepräfentanten erhält, al3 in der Bahl ihrer 

Stimmzettel der Wahlquotient enthalten üt. Diefes 

Softem ift in Zug und Solothurn üblich. 

Die andere Verteilungsart ift die, daß nicht die Zahl der 

Stimmzettel, fondern der für den einzelnen Kandidaten abge- 

gebenen Stimmen mit dem Wahlquotienten dividiert wird. 

Die Gruppierung findet aber hier nicht nach) Stimmzetieln, 

die auf eine Bartei, jondern nad Stimmen, die auf-einen 

Kandidaten fallen, ftatt. Dies Verfahren findet ich nTeffin, 

Nevienburg, Genf, Freiburg (Schoffenberger, I, ©. 100). 

Sm den Vereinigten Staaten Hat nur det Staat Allinois 

jeit 1870 (Verfaffung III, Art. 4, Seft.7 und 8) das jogenannte 

Rumulativvotum (fiehe Band I $ 8) angenommen, dagegen 

findet ji) Proportionaliwahl und Minoritätenvertretung 

nicht felten für die Wahl der Kommunalorgane. 

Sm Brafilien findet fich das Vote limits (fiehe Band I $8) 

für Kommunal-, Provinzial und Pationalwahlen. Das erjte 
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Gefeg vom 20. Oftober 1875 ift gegenmärtig durch ein neues 
vom 9. Januar 1881 erjegt worden (Saripolos, TI, ©. 282). 

&3 ift von hervorragender Seite (Hilty) das Proportional- 
wahlrecht in Verbindung mit dem Referendum für über- 
flüffig erachtet worden. „Die Minoritätenvertretung fommt 

' Hei ung (d. i. in der Schweiz) wenigitens zehn Zahre zu fpät; 
‚ die Repräfentantenverfammlungen haben gar nicht mehr Die 

Richtigkeit... Zebt find diefe Berfammlungen, aud) die Bun- 
desverfammlung, infolge des fehr leicht gemachten Referen- 
dums ihrem wirklichen Wert und Wefen nad) bloß vorbe- 
ratende Behörden... Mit der modernen Demokratie ift das 
Minoritätenfgftem unvereinbar...” Diefe Erwägungen über- 
iehen, daß da3 Referendum nur eine negativ zerftörende oder 
pofitiv fanktionierende Funktion hat, welche fremde Geiftes- 

produfte al folche ablehnen oder annehmen muß. Selb- 
jtändig fchöpferiiche Bedeutung fonımt dem Referendum und 
daher dem Volfe mit alleiniger Hilfe des Referendums nicht 
zu. Dies ift exit der Fall, wenn das Volkjelbft in der Legis- 
latur proportionell vertreten ift (Klöti a.a.D. ©. 195ff.). 

2. Das fogenannte „primary law‘. 
Ein anderes Mittel, den Wert des Wählerftinnmvechtes 

gleich zu geftalten, hat da3 amerifanifche Staatsrecht ge- 
zeitigt. Bon der richtigen Grundauffaffung ausgehend, dap 
am meilten der Wert der einzelnen Wählerftimme innerhalb 
der eigenen Partei herabgedrüct werden Tann, dadurch, daB 
die Parteitvahlmacher (wirepullers und bosses) allein ihre 
Kandidaten und nicht die der Barteimajorität wilffommenen 
in den Parteiverfammlungen (primaries und conventions) 
ducchbringen, wird die Barteimafchine, ihr Wahlapparat unter 
die Rechtöfontrolfe geftellt. Insbefondere ift e3 die Urzelle 
der Partei, nämlich die Iofale Verjammkfung aller Partei» 

. wähle (primary), melde Gegenftand eingehender gefeb- 
| geberifcher Fürforge geworden ift. Daher nennt man bie hier- 

5*
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her gehörige Gefeßgebung ‚primary law‘. An Gtelle ber 

früheren Autonomie der politiichen Parteien treten bindende 

Rechtsnormen ftaatfichen Eingreifens und ftaatliher Kon- 

tolle. Dem Vorfigenden der Parteiverfammlung wird ein 

Eid abverlangt, wie dem ordentlihen Wahlbeamten für 

Parlamentswahlen, oder fie werden jogar vom Stante er- 

nannt. Das Recht jedes Parteigenoffen, feine Stimme ab- 

zugeben, wird von Gtant3 wegen geichüßt und bie Entichei- 

dung darüber, ob er überhaupt zur Partei gehöre, aud) wider 

den Willen der Barteigenoffen, von den ordentlichen Gerichten 

gefällt. Mitunter, wie 3. ®. in Ne York, wird die Wahl 

und Amtsdauer der Parteiorgane (general commitee of the 

party) durch) Gefeh beftimmt, und der Verjucdh, einen ord- 

nungsmäßig gewählten Parteifunftionär feines Amtes zu 

entfeßen, gift als vechtätwidrig. Die vollendetften diefer primary 

laws finden fi gegenwärtig in den Staaten Minnejota, Wis- 

confin und Oregon (fiehe darüber E. Ch. Meyer, Nominating 

Systems, Madison Wis. 1902). Man unterfcheidet da3 „open- 

primary-system“ von dem „closed-primary-system“, Bei 

dem erfteren hängt dad Wählen vor einer befonderen, meilt 

dur Eid oder fehriftliche Erklärung herzuftellenden Zu- 

gehörigfeit zur Partei nicht ab, während dies bei legterem 

tohl der Fall ift. Zuriftifch twird diefe gewaltige Einfchrän- 

fung, die der Staat dem Parteileben widerfahren läßt, Damit 

gerechtfertigt, daßfieals Entgelt fürdie Wadffoften dient, welche 

nun nicht mehrzwie früher, die Partei, jondern der Staat zu 

tragen hat. Namentlich hängt die Einführung der primary 

laws mit der des fogenannten Australian Ballot zujammen. 

Der Staat läßt auf feine Koften die gedrudten Stimmzettel 

hexftellen, auf welchen die Namen der Parteifandidaten von 

vornherein durch die betreffenden Parteien vorgefchrieben 

find. Eine Partei, die die vom Gtaate nun wünfcht, wird 

nad) der herrfchenden Meinung (jiehe Freund, Police Power, 
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1904, ©. 521) publici juris, d. i. öffentlicher Funktionär und 
dadurch von Staat? wegen tegulierbar. 

3. Die Kontrolle der Wahlfreiseinteilung. 
Eine der wichtigften Mittel zur Herftellung der Gleichheit 

des Stimmmertes im Wahlverfahren, das fid) die moderne 
Denofratie befonder3 argelegen fein laffen muß, ift die Re- 
qulierung der Wahlbezirfe, die Verhinderung, daß Durd) 
„Wahfkreisgeometrie” (in den Vereinigten Staaten Gerrym- 
ander genannt), durch Ungleichheit der Wahlfreife, das 
Stimmgewicht des Wählers in dem einen mwejentlich herab- 
drüct, in dem anderen, vielleicht nur um einige Kilometer 
entfernten wejentlich erhöht wird. Zunäcft gift beinahe in 

“allen Demofratien der fchon dem „Agreement of the People“ 
geläufige Grundfab, daß einer beftimmten, überall gleichen 
Zahl von Wählern eine gleiche Zahl von Repräfentanten 
entfpreche. 

Ganz radikal ift die Löfung, die dad Proportionalivahl- 
recht dem Problem gibt. Danad) twäre die Einführung des 
leßteren zugleich die Befreiung vom territorial abgegrenzten 
Wahlfreife überhaupt. E3 wäre die Befreiung des Volf3- 
fouwveräns von der Feljelung an die Scholle. So fagt fchon 
Eonfiderant: „Le procede electoral veridique consiste A 
briser la glebe, & laquelle est enchaine l’electeur, c’est-A-dire 

& laisser le corps &lectoral former lui-m&me librement ses 

collöges. L’electeur est souverain dans l’exercice de son 

droit d’election. N’enchainez pas le souverain. Que tous 
les electeurs d’une mä&me opinion puissent se r&unir, se 
grouper et se choisir en proportion de leur nombre et de 

leur droit, les representants qui leur conviennent, voilä le 
principe.‘“ 

Ähnlich, aber noch fchärfer, fpricht fich ein moderner Pro- 
portionalift (Karl Bürkli, Meine Proporzperle, Zürid) 1891, 
©. 23) aus: „Die Wahlfreiheit bedingt Abfchaffung des Wahl-
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Freisiyftenns, der fogenannten Wahlfreisgeometrie. Der freie 
Wähler foll nicht eingegrenzt fein in ein Revier, tie ein ent- 
Iaffener Zuchthausfträfling. Zrveizügigfeit des Wahlwillens 
Durch da3 ganze Wahlgebiet, Emanzipation oder Lodmachjung 
des Wähler vom Wahlfreife. Wie in den 30er Jahren die 
©tände- und Berufögruppen, d. h. die politiiche Macht der 
Stadtzünfte, auf Land hinaus in Ortögruppen d. h. in 
Wahlkreife verlegt wurden, fo follen mu auc) die engen Dirts- 
gruppen in Die mweitberbreiteten Meinungs-, Soeen- und Jı- 
tereffengrupben hinaus verlegt werden. Das ift der tiefere 
Sim der Proportionalvertretung ohne Wahlfreife. ... Der 
freie Wähler joll mit feinen Gejinnungsgenofjen im ganzen 
Kanton fich ungehemmt vereinigen, feinem Bertrauenzmamı 
Stimmen und ihn in den Rat wählen fünnen. Wer das Gängel- 
band der Wahlkreife noch bedarf, dem tft e3 ja nicht verwehrt 
nicht verboten, inmerhalb des Wahlfreisverbandes zu flimmen 
und fernen Vertreter um den Kirchturm herum zu fuchen undzu 
wählen; aber er lafje doch den anderen die Freiheit, über den 
Kirchturm hinaus bi3 an die Kantonsgrenzen zu jlimmen und 
zu wählen.” 

Diefe volftändige Lozlöfung von der territorialen Bafis, 
die in den Ländern des Proporzes fich zur Forderung ver- 
Dichtet, daß der ganze Staat ein einziger Wahlkreis jei, it 
aber felbft in der Schweiz nicht durchgeführt (fiehe Klött, 
©. 211). Nur eine wichtige Veitimmung hat hier diefe For- 
derung zur Folge gehabt, eine Beftimmung, die fich z. B. im 
Berfaffungsrechte de3 Kantons Teffin findet, wonach die 
Höcftzahl der Wahlkieife und die Mindeftzahl der in einem 
Wahlkreife zu wählenden Volfsrepräfentanten verfafjungs- 
mäßig vorgejchrieben find. 

Andere Mittel, der Wahlfreisgeometrie beizufommen, 
find in den Staaten der Union noch eingeführt worden. So 
die fogenannte „automatische Wahlkreiseinteilung”. Die Ver-   

   



Kontrolle der Wahlfreiseinteilung. 71 

faljung ftellt die Repräfentationzquote, d. i. die Zahl der Ab- 
georoneten, die auf eine gewille Zahl der Bebölferung 
entfallen, feit, und fie wird von einer Volkszählung zur 

| anderen automatifch vermehrt. Die ordentlichen Gerichte 
. wachen dann darüber, daß die Damit’betrauten Staatorgane 

(Legiälatur) verfafjungsmäßig verfahren (fiehe Reini) a. a.D. 
©. 208ff., fo 3. B. in Michigan, Wisconfin, Zndiana. Hier 
fagte der oberjte Gerichtshof: „The legislature has no dis- 
cretion to make an apportionment in disregard of enume- 

ration of inhabitants authorized to vote, as provided for 

in the Constitution‘). 
Eine andere Vorfchrift zu dem gleichen Zmede, die fid) 

in einigen Staaten der Union findet, (3. B. Birginien) ift, 
daß die Wahldiftrifte zufanımenhängend (compact) feien, 
daß, wenn ein Wahlkreis aus zwei oder mehr Graffchaften 
beftehe, diefe nicht durch Graffchaften getvennt fein dürften, 
die einem anderen Wahlfreife angehören (jiehe Stimson, 
American Statue Law, 1, ©.218). 

Die Mehrzahl der eben angeführten Mittel zur Befeitigung 
der Ausmwüchje unbejhräntter Majoritätsherrichaft werden 
twohl in allen drei Formen der Demokratie zur Anwendung 
fommen Fönnen. Einige von jenen Mitteln find aber durch 
das Eigentümfiche der einen oder anderen Demofratieform 
bedingt. So wird die Verhältniswahl beffer in der Schweiz 
gedeihen, Die primary laws find eine Solge der Barteienherr- 
Ihaft in den Vereinigten Staaten. Wo die Parteien wirklich 
herifchen d. b. Du; Verbindung der oberflen Stellen im 
Staate einen wejentlihen Einfluß auf Staat3verwaltung und 
Negierung ausüben, wie in den Vereinigten Staaten, da 
fommt e3 vor allem darauf an, Dieje Parteiherrichaft unter 
die Kontrolle der Staatögejebgebung zu bringen. Anders in 
der Schweiz, wo e3 allerdings aud) Parteien gibt, aber Tein 
wechjelnde3 Spiel_der Parteienherrichaft,. bei dem bald die
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eine, bald die andere Partei da3 Staatöruder führt. € 
exiftiert hier fein government by party (Lowell, Govern- 
ment and Parties, II, ©. 297). Hier wird es möglic) 
fein, in den oberften Stellen aud) Vertreter der Minder- 
heit gleichzeitig mit Vertretern der Majorität zu Worte 
fommen zu Yaffen. 

IU. Das Recht des Gemwählten. 
1. Die moderne Demokratie, melde Doc vorwiegend 

Volfsherrichaft dur) das parlamentarifche Wahlrecht be- 
deutet, hat eine große Neigung, Die Beziehungen des Ge- 
wählten zu feiner Wählerfchaft in die Form eines Mandatz- 
verhältnifjes umzugeftalten. Das imperative Mandat 
d. h. die Auffaffung, daß der Gewählte bloß da3 Sprachrohr 
feiner Wählerjchaft ift, fcheint im Wefen der modernen Demo- 
fratie begründet. Wo die unmittelbare Demokratie daS Pro- 
portionaftecht eingeführt hat, da fcheint e3 al notwendige 
Folge, daß die Anerkennung der Parteien al3 Yunktionäre 
de3 Staates (Einreichung von Parteiliften, Annahme nur von 
PBartei- aB Wahlfandidaten!) aud) das Verhältnis deö Ge- 
wählten zu feiner Wählerfchaft zu einem imperativen Mandat 
umgeftaltet. Denn menn der Gewählte frei von jedem Partei- 
programm auch Intereffen anderer Parteien vertreten Tönnte, 
fo wäre dadurch der ganze Zived der Proportionalwahl, allen 
Sptereifen, auch denen der Minderheit, geeignete Vertretung 
in der Legislatur zu geben, vereitelt. Wenn trogdent in der 
Schweiz dies nicht zum Borfehein fommt, fo liegt es in dem 

Fehlen jedes party spirit im Sinne des Gelüftes nach Partei- 
herrichaft. Auch hat das Volt im Referendum die nötige Kon- 
trolfe fchlechter Vertretung feiner Intereifen (fiehe darüber 
Kilian Tomn in der Einleitung zu Deploige, Referendum in 

Switzerland, 1898, ©. 26). 
Wo aber die PBarteiherrfchaft, wie in den Vereinigten 

Staaten, volffommen anerfamnt ift, da herrfcht auch das im-  
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perative Mandat. Berhältniswahl und namentlid) die pri- 
maries wirken nad) diefer Richtung. Daher ift- hier auch da$ 
imperative Mandat in den_Verfaffungen einiger Staaten der 
Union ausdrüdfich anerfannt. Sie gewähren nämlich jedem 
Staatsbürger da3 Grundrecht, fi) mit anderen zu verjam- 
meln, um die PBarteifandidaten, aljo inäbefondere die Volls- 
bertreter, zu inftruieren („the citizens have a right in a 
peaceable manner to assemble together for the common 

good, to instruct their representatives“, fo in der Berfaffung 
von 1857 Bill of rights Art. 18, Tenneffee 1870, I, 823, 
Arkanfas 1864, IT, 8 20; ferner New Hampfhire, Maffa- 
Aufetts, Maine, Vermont, Ne Gerfey, Ohio, Indiana, 
Minois, Michigan, Soma, Wetl-Birgiria, Nord-Farolina, 
Kalifornien, Nevada, Florida, Arizona, Oregon). 

Sn der parlamentarifchen Nepublif, wo die Barteiherr- 
haft zwar vorhanden it, fi) aber Hinter den offiziellen 
Kuliffen vollzieht, da ift ziwar dn3 imperative Mandat auch 
vorhanden, wie in Frankreich (fiehe E3mein, ©. 354). Aber 
tie hier die Parteien vom Nechte nicht gefannt find, fo ift 
auch das imperative Mandat, das faktiich befteht, vom Rechte 
nicht gefannt, ja fogar ausdrüdlid) verboten und aß „null 
und nichtig” behandelt (jiehe Loi organique vom 30. No- 
vember 1875, Art. 13). 

2. Der gewählte Volksvertreter bezieht in allen Demo- 
fratien Taggefder oder ein feftes Gehalt. Gerade die Demo- 
fratie hat ein befondered Smtereffe daran, die tüchtigften 
Terfonen als Abgeordnete zu gewinnen, da fie weder durch 
Rang- noch lafjenunterjchiede in einer vorgezeichneten Ric;- 
tung zu gehen und zu wählen bejchränft ift und auch nicht be» 
Ichränft fein darf. Aus diefem Grunde haben jehon die Väter 
der Unionzverfaffung, der erften Verfaffung, Die die modernen 
Diäten (über die alten englifchen fiehe mein engl. Staat3- 
tet, I, ©. 271ff., 339 ff.) der Volksvertreter einführte, fich
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gegen da3 englijche Vorbild, das heute folche Tiäten nicht 
anerkennt, und für die Einführung der Tagegelder entichieden 
(fiehe Baldwin, Modern Political institutions, 1898, ©. 325f.). 

Eine notwendige VBeichränfung einer jonft gar zu frei- 
gebigen demoftatiichen Legislatur ift die Beftunmung mander 
Staaten der Union, wonach die an die Volksvertreter zu 
zahlende Entjchädigung nicht erhöht oder vermindert werden 
darf zuungunften oder zu Zaften derjenigen, welche den darauf 
bezugnehmenden Beichluß gefaßt-haben (jo in Maine, Con- 
nectieut, Ohio, Indiana, Jowa, Minnejota, Delamare u. a.). 
Sn vier Staaten Tann fie überhaupt nicht erhöht werden 
(Vennfglvania, Virginia, Arkanjas, Nevada), in zwei Staaten 
fann fie nicht durch einfaches Gefeb abgeändert werden 
(Montana und Texas). Eine ähnliche Beftimmung findet fich 
auch in Cuba (Art. 52), Panama (Art. 61), Salvador (Art. 67, 
Biff. 19), Venezuela (Art. 45) und Mexiko (Art. 120), vo 
außerdem noch beftimmt ift, daß auf die Entjchädigung nicht 
verzichtet werden Fan, femer in Colombia (Art. 112) u. a. 
Su Brafilien bejtimmt die Verfaffung (offenbart nad) portu- 
giefiichem Vorbild), Dak das Salär (subsidio) de3 Boffs- 
tepräfentanten bzw. des Genator3 am Schlufje einer Legis- 
Yaturperiode für die folgende feitgejegt wird (Aıt. 22). 

87. Die Kontrolfmittel zur Überivadjung der Legislatur, 

insbei. das Neferendum, 

1. Im allgemeinen. 
Aus der Natur der demokratiihen Volfsvertretung als 

repräfentativen Mandatars des Volfes folgt, daß der Auftrag- 
geber, das Volk, Mittel haben muß, den Beauftragten, d. i. 
die Regisfatur, zu überwachen. ede der drei Formen der 

Demokratie hat ihre fpezifiichen Kontroflmittel ausgebildet. 

Wo, wie in der gewaltentrennenden, die Parteiherrichaft 

im ausgefprochenen Sinne befteht und. die in jeder Deno- 
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Im allgemeinen. [B) 

fratie vorherrjchende Neigung der Legiölatur, alle Staat3- 
tätigfeit an jich zu reißen, ganz bejonder3 ausnübt, hierdurch 
jedoch die Gewaltentrennung ilfuforifch zu machen droht, da 
toird Die Kontrolfe des Volfes in möglichfler Übertvachung der 
legisIntorifchen Prozedur, inZbefondere der parlamentarifchen 
Sejchäftsordnung beftehen. Denn diefer bemächtigt fich mit 
Vorliebe eine rüchicht3lofe Parteiherrihaft und macht fie 
ijren Zweden dienfibar. 

Wo die PBarteiherrichaft fehlt, wie in der unmittelbaren 
Demokratie, wo Wahlfänpfe nicht gefochten werden, um 
Perjonen, deren Herrfchaft e3 zu etablieren gilt, fondern 
um Maßregein, da hat man aud, fein Sntereife daran, 
durch die Gejchäftsordnung der Legislatur die Volfskon- 
troffe zu beforgen. Da fcheint das Näherliegende, Die bon 
der Legislatur beichloffenen Maßnahmen noch vom Bolfe 
genehmigen refp. wen die Legislatur fäumig ift, die Maß- - 
regeln vom Volfe einleiten zu laffen. Da ift mit einem Worte 
dad Referendum al Volfsfontvolle am Blake. Bei aus- 
gejprochener Parteiherichaft verfehlt e3 feine Wirkung, da 
e3 von den Barteier ebenfo bald monopolifiert werden Tönnte, 
wie die Legiälatur jelbft. Deshalb gedeiht da3 Referendunt 
nicht in den Vereinigten Staaten (fiehe Meyer, Nominating 
Systems, ©. 460ff.), obwohl e3 aud) hier vorfommt. 

Die parlamentarifche Demokratie beruht ebenfalls auf dem 
wechjelnden Pendelichlag der Barteiherrfchaft. Die oberjten 
Machthaber einer Partei verlaffen ihre Staatäftellen umd 
überlaffen fie den Machthabern der Gegenpartei, wie e3 eben 
eine richtige Parteiherrfhaft vorauzfegt. Eine Kontrolle der 

Legislatur dur) das Referendum geht aljo hier ebenfotwenig 
an wie in der gemwaltentrennenden Demokratie. Aber aud) 
eine Kontrolle Durch Figierung der Gejchäftsorpnung und 
durch Einengung der der Legislatur zuftehenden Latitude bei 
Seltftellung des modus procedendi widerfpricht einer Staat3-
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form, welche in dem Parlament den oberfien Vertreter de3 

jouverärien Volkes fieht. Deshalb murbe im Sahre 1893 

ein Antrag Waddingtonz im franzöfiihen Senate auf Über- 

Yaffung de3 Smitiativrecht3 in Finanzjachen ar die Regierung 

als Befchränfung — nicht bloß des Parlaments, fordern der 

Boltsfouveränität — aufgefaßt, (fiede Bodley, La France, 

2. Ausg. 1904, ©. 345). Die parlamentarifche Republik hat || 

ein britteg Kontroffmittel befonders enttwidelt, ven Appell | 

an das Volk, durch die von dem Staatdoberhaupte vor- {| 

genommene Auflöfung der Vollzfammer. | 

11. Die Kontrolle über die Legislatur durch die Öer | 

Tchäftzordnung. 
| 

1. Die Komiteeherrfchaft (government by committee). 

Die Neigung der demokratifchen Legislatur, welche fhon || 

der „Sederalift”, wie mir hörten, bloßgelegt hat, alles an,fic) | 

zu reißen, inöbejondere tet Eingriffe in da3 Gebiet der 

Erefutive und Verwaltung vorzunehmen, findet feinen mar 

fanten Audrud in dem Herrchen parlamentariiher Kom- 

miffionen, welche die ftaatliche Rermwaltungstätigfeit gleich) 

Behörden an fic) zu bringen willen, während die eigentlichen 

Stantsbehörden gleich Dienerm nur die Aufträge der parla- 

mentarifchen Komitees vollführen. Diefe Komiteeherrihaft 

findet fich nicht bloß in den Zereingten Staaten und in ben 

Segisfaturen der Einzelftaaten der Union, jondern au in 

der unmittelbaren und in der parlamentarifchen Demokratie. 

In der unmittelbaren ift fie fchon durch das der Verjafjung 

zugrunde liegende Übergewicht der Legislatur über die Ere- | 

futive, von dem wir oben hörten, gegeben. m der 

parlamentarifchen Demokratie jollte fie, wenn Dev enge | 

Yiiche Typ rein durchgeführt wäre, ausgejchloffen jein, e3 

follten danach) Minifter und parlamentariiche Komiteemit- 

glieder als gleichberechtigt Glieder fooperieren und ihre Bor 

ichläge dem Parlament, das unter allen Umftänden dominus
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negotii bleiben muß, unterbreiten. Saftijch Hat fic) aber aud) 
in Franfreich die Subordination der Minifter unter die parla- 
mentarifche Kommiffionen, in3befondere unter die parlamen- 
tarische Budgetfommiffion ausgebildet, eine Tatjache, der der 
hervorragende Sinanzpolitifer Leon Say folgenden Ausdrud 
gab: „Die Budgetlommiffion Hält fic) für die Regierung felbft, 
deren Berichterftatter Die Minifter find.” 

Die Tatfache, daß die Komiteeherrichaft felbit in Franf- 
reich eriftiert, wird mit Recht auf die Bureaus zurlcgeführt 
(Bodley a.a. D. ©. 338). Die Deputiertenfammer teilt 
fich alle Monate in elf Bureaus, die durd) Xos beftellt find, 
Sedes Bureau ftellt ein Kommifjionsmitglied. Dadurd ift 
die Zufammenfegung der YBureaus dem Zufall anhein- 
gegeben und der Ausflug des Minifterd bon der Kom 
niffionstätigfeit faftifh die Negel, während folch Aus- 
ihluß in England undenkbar ift, wenigftend für die wid)- 
tigften Kommiffionen. Ftanzöfiihe Autoritäten erbliden 
hierin (fiehe Pierre, Nr. 7ILFF.) die Hauptdiffereng zwilchen 
englifchem und franzöfiihem Parlamentarismus. 

Das Bureaufgflen ift aber die Frucht der franzöfi- 
{hen Nevolution und Hat fich feit der Zeit hier er- 
halten. Sieht man näher zu, jo ift überhaupt das Komitee- 
igftem in der oben gejchilderter Weife ein Produkt der Revo- 
lution. Auch die amerifanische Komiteeherrfchaft wird auf 
d08 PDurcddringen puritanifcher Nevolutionzideen zu- 
rüdgeführt (fiehe Jameson Political Science Quarterly IX, 
©. 246-267). Schon früher hatte das Parlament in England 

. bieganze Verwaltung des Staates durch Komitees zu beierf- 
ftelligen gejucht, fo daß Karl I. dagegen energifch proteftieren 
mußte („We are not ignorant how much that House 

hath of late years, endeavoured to extend their Privileges, 

by setting up General Committees, for Courts of Justice, 
for Trade, and the like; a course never heard of till of late“:
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Erklärung Karls I. in der Unterhausfigung vom 10.März 1629, 

jiehe mein engfifches Staatsredht, I, ©. 542). Auc, während 

der puritanifhen Revolution unter Crommell blieb der | 

Modus erhalten, man glaubte wohl auf diefe Weife durch 

Kollegialverfaffung der perfönlichen Willfür eine einzelnen 

Beamten zu fteuern (fiehe Jenks, Constitutional Experiments, 

1649-1660, ©. 11ff.). Bon England fam diefer Gedanfe der 

Berwaltung durch Parlamentsfommiffionen nad) Neu-Eng- 

Yand und ift hier dauernd in Geltung. Sm heutigen Kongreife 

gibt e3 fowohl im Senate wie im Repräfentantenhaus eine 

aroße Zahl von Komitees (da Ießtere hat gegen 50 ftändige 

Komitees), die ftändig funktionieren und vor denen die vom 

Kongreffe ausgefchloffenen Minifter erjcheinen, um Rede und | 

Antwort zu ftehen, Direftiven zu empfangen ufw. Das ilt | 

das von Woodromw Wilfon jo fritifch bemängelte „Congressional 

Government“ (fiehe deffen Buch unter dem Titel Congressio- 

nal Government, Boston 1887 und Bryce, American Com- 

monwealth, I. Ch., XV). Die Geichichte lehrt aber, daß Diele 

Verwaltungstätigfeit durch Komitees jeder Demokratie eigen 

ift und eigen fein muß. Auf diefem Boden erivächlt dann die | 

Barteiherrfchaft in den Vereinigten Staaten zu einer un | 

bezähmbaren Macht. Alles wird ihr untertan. Der Sprecher, | 

der die Komitees beftelft, die Vorfigenden der Komitees find | 

alfe Barteihäupter und die ganze Legislatur wird [o der Rartei- 

herrfchaft in rücficht8lofer Weife botmäßig gemacht. Dies trifft 

nicht BIO für den Kongreß, jondern auc) für die Einzeljtants- 

legislaturen der Union zu (fiehe Reinfch a.a.D. ch.V). Daher 

muß die Kontrolle der Legigfatur Hier in einer Berfaffungs- . | 

fontrolle der parlamentarifchen Gejchäftzordnung beftehen. | 

2. Die Verfaffungsfontroffe der parlamentarifchen Ge- 

ichäftsordnung (fiehe dazu Neinfch, ch. IV und VI). 

Bunächft wird dDurd) die Verfaffung die Seflionsdauer in 

einer Reihe von Staaten fehr Furz gehalten. Sodann ift in  
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einigen Staaten die Beflimmung zu finden, daß die Barla- 
mente nicht jährlich, fondern alle zwei Jahre, ja fogar bloß 
alle vier Jahre (jo insbejondere in Miffijfippi und Mabama) 
zufammentreten dürfen, während nur nocd) in jedh& Staaten 
(Georgia, Maffachufetts, Nerv Zerfey, Ahode Zsland, Nerv 
York und Süd-Rarolina) jährliher Zufammentritt vor» 
gejchrieben ift. Die Kürze der Sefjionen wird in einigen 
Staaten dadurd) erreicht, daß nur für eine beftimmte Zahl 
von Seilionstagen Diäten gezahlt werden, Go bejtimmt z.B. 
die Verfaffung von Termeijee, daß nur für 75 Tage, die von 
Teraz, dag nur für 60 Tage gezahlt wird. Ar Delaware, 
Florida, Indiana, Kentudy, Louijiana u. a. darf die Seffions- 
dauer überhaupt nur 60 Tage, in Mabama, Georgia, Kanjas 
und Nevada nur 50 Tage, in Süd-Rarolina und Wyoming 
nur 40 Tage betragen. Durch diefe beiden Mittel, Kürze und 
Seltenheit der Seffion, will man die Gejehgebungsmafchine 
vor zu haftiger Arbeit bewahren. 

Eine Neihe anderer Verfaffungsporichriften bejchäftigt 
fi) noch) näher mit der Geichäftgorbnung. So Ichreiben manche 
vor, daß ein Gejeb, da3 Rechtslekung anftrebt (im Gegenia 
zur bloßen Berorönung der Legiälatur: ordinance), die Be- 
fehlöffaufel (enacting clause) haben müffe. Dadurch. foll ing- 
bejondere verhindert werden, daß die Legislatur mit Um- 
gehung des Gouverneutbetos bloße Nefolutionen al3 Rechts- 
fetung gelten läßt. Eine andere Berfaffungsporjchrift 
it die, daß ein Gejeß nicht mehr alß einen in feinem 
Titel zum Ausdrud gebraten Gegenftand regeln dürfe. 
Durd; diefe Vorfchrift, insbefondere durch Die de3 Titels, 
wird erreicht, dag das Publitum auf die Bedeutung der 
Bi aufmerfjam gemacht wird. Die Vorfchrift, daß bloß 
ein Gegenftand von dem Gejehe geregelt fein dürfte, 
joll daS fogenannte Log-rolling der Legiölatur verhindern, 
d. 1. die Verbindung volfftändig disparater Normen in einem
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Gejege, um verjchiedenen Jnterejjengruppen zu dienen, Die 

nur auf diefem Kompromigmege für da3 Gefeh flimmen. 

Solche Log-rolling ift die gröbfte Entartung der demofra- 

tiichen volonte generale. Eine Reihe von Berfafjungen (4.2. 

von Arkanfas, Nord-Dafota, Pennfylvania, Whoming, 

Wafgingten u. a.) verlangt, daß fein Gejeb fo amendiert 

werden dürfte, daß dadurch) fein ursprünglicher Zived ver- 

ändert wiirde, Dadurch wird die beliebte Prayis der Legis- 

Yaturen verhindert, eine Bill derart zu amendieren, daß von 

der urfprüngfichen Bill nur Die enacting clause und eventuell 

der nunmehr irreführende Titel übrigbleibt. Um leicht- 

fertige Gefegarbeit zu verhindem, ift das bloße Bitieren von 

Gefegestitefn und Paragrapheır zum Ziverfe der Bezugnahme 

eines Gejeges auf ein anderes vorher ergangenes verboten, 

e3 muß vielmehr bei folcher Bezugnahme die Neuerung im 

Verhältniffe zum beftehenden Rechte augdrüdlich angegeben 

werden. Um ferner die Anfammlung von Binz in den legten 

Tagen der Sejfion, wenn fie gar zu jeht durd) die Legiglatur 

Hindurchgepeitfcht werden fünnen, zu verhindein, haben einige 

Berfaffungen die Vorfchrift, daß nad) einem beftimmten Zeit- 

punkt der Seffion feine Bill mehr eingebracht werben dürften. 

Diefer Zeitraum beträgt 3. ®. in Colorado 30 Tage feit 

Seffionzbeginn, Kalifornien 50 Tage, Maryland und Wa- 

ihington verbieten das Einbringen bon Bil in den lebten 

10 Tagen der Seffion u. a. Hhnliche Vorfhriften zeigen Die 

Verfaffungen von Minnefota und Indiana. Hier ift e3 ver- 

boten, eine Bill zwei Tage nad Seffionzjhluß dem Gouber- 

neur zum Zivede de3 ev. Vetos vorzulegen, dort, ar Tage 

des Seffionzchluffes eine Bill durchzubringen. 

28 Verfaffungen fehreiben vor, daß drei Gejeblejungen 

an drei verichiedenen Tagen vorgenommen werden müßten. 

Sm allgemeinen findet fich die Vorichrift, daß das effektive 

Sejen der Bill nicht flattzufinden braucht, wenn 2/,—/, 
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der anmejenden Mitglieder dem zuftimmen. Doh muß in 
einigen Staaten twenigfteng die dritte Lefung effeftiv fein, und 
davon Tann nur einftimmiger Bejchluß des Haufes dispenfieren. 

Wie weit man in Diefer Einengung der Geichäftsordnung 
gehen Tann, zeigt die Beftimmung der Berfaffung von New 
York (Art. 3, Set. 15): 

„Keine Bill foll pafjieren oder Recht werben, wern fie nicht 
mindefteng drei Zegislaturtage vor ihrer definitiven Annahme 
gedrudt und auf das Pult jedes Abgeordneten in ihrer end- 
gültigen Form gelegt worden ift; e3 wäre denn, daß der 
Gouvemeur oder fein Stellvertreter die Notivendigfeit ihre3 
jofortigen Paffiereng mit feiner Unterschrift und dem Staats- 
fiegel bejcheinigt. Vei der Yekten Lejung der Bill ift Fein 
Anendement erlaubt.” 

Die Verfaffung von Wentudy von 1891 fchreibt ebenfalls 
die vorherige Drudlegung der Bill vor. Sie beftimmt aud, um 
Verichleppungen in den allmächtigen Komitees zu berhindern, 
daß, werm ein Komitee den Bericht über eine Maßnahme 
(jogenannter report) verabläumt, jedes Mitglied des SHaufes 
berechtigt ift, die Aufmerfamfeit und Disfuffion dar- 
auf zu Ienfen. Ir Miffouri und Kentuch wird jedes Rafjieren 
einer Bill don einem Kormalaft, der Unterichrift des Prä- 
hioenten jedes Haufe3, begleitet. Diefe Unterfhrift beglau- 
bigt gewifjermaßen die Tatjache, daß die Bill ordnungsmäßig 
zuftande gefommen ift. Zn Miffouri fanıı jedes Mitglied des 
Haujes gegen diefe Beglaubigung proteflieren, und wenn vier 
andere Mitglieder e3 hierbei unterftügen, muß diefer Proteft 
in die Verhandlungsprotofolfe eingetragen werden. Um zu 
verhindern, daß eine Minorität des Haufes eine Bill pafliere, 
Ichreiben die Verfaffungen gewöhnlich vor, daß zur endgültigen 
Veihlußfaffung einer Bill die Majorität der gewählten Mit- 
glieder zuftimmen müfje (in Kentucy fogar 2/, der gewählten 
Mitglieder). Zn manchen Staaten wird verlangt, daß die 

Hatfhet, Allgemeines Stauttret IL. 6



82 Kontrolfmittel der Legislatur. 

Namen aller pro und contra Votierenden in da3 Ber- 

Handlung3protofofl aufgenommen würden, in anderen, daß 

dies auf Antrag eines einzigen Mitgliedes geichehen müfje. 

Die raditalfte Beichränkung findet fich in einigen Verfaffungen, 

mwonad) der Gejeßgebung die Regelung einzefner Materien 

volfftändig verboten ift. Die Verfaffung von Süd-Dafota 

zähjlt deren 45, die von Walhingten 84, die von Nord-Dafota 

fogar 90 auf (Barthelemy, ©. 74). 

Befondere Voririften finden fich für Sinanz-, ind» 

befondere Budgetgejebe (appropriation acts); fo ift 

3. B. in einer Reihe von Staaten das Syftem permanenter 

Appropriationen in Übung, monad) gemwifje Poften verfaj- 

fungsmäßig immer als bewilligt gelten (fo 3. ©. in Colo- 

tado, Connecticut, Jowa, Mimejota, New Hampfhire, 

Nord-Dakota, Süd-Karolina, Vermont, Weit-Virginia und 

Wisconfin). Eine Reihe anderer Gtanten, 3. B. Mabama, 

Arkanfas, Kalifornien, Penniploania u. a., verlangen, daß 

das Budgetgefe nur die ordentlichen Ausgaben für Die 

Staatsbehörden und die Stantzichuld enthalte, Dadurd) 

joffen Liebesgaben an einzelne Ortjchaften und Privat- 

forporationen, die fonft die Abgeorbneten zugunften ihrer 

Wählerichaft durchdrüden — ein Übelftand, der fie) auch in 

Frankreich vorfindet (fiehe Vodley a. a. 9.) —, vermieden 

werden. Eine allgemeine Verfaffungsnorm im Anihlufje an 

die vorige ift, daß Appropriationen, die andere Ausgaben vot- 

fehen (jogenannte special appropiations), nur, jede einzeln für 

fich in einem befonderen Gefege, geroähtt werden dürften. Die 

Zerfafjung von Miffouri fehrieb eine Rangordnung für die ; 

einzefnen Ausgabepoften de3 Vudgetgejebes vor. Die frühere 

Poft muß früher erledigt, d.h. verausgabt werden. 

Alle die angeführten Verfaffungsvorfäriften, und das 

macht diefe Kontrollmittel jo wirfam, ftehen unter dem 

Schub der ordentlichen Gerichte.    
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II. Das Referendum, d.i. das Mittel, durch Volkab- 
ftimmung das Volk direft ohne Vermittlung der Repräfentanten 
an der Geleßgebung zu beteiligen. 3 befteht in der Ein- 
tihtung, daß das Volf, d. i. die Gefamtheit der ftimmberech- 
tigten Bürger, üiber die Befchlüffe der gefeggebenden Körper» 
Ichaft abftinmt, entiveder ipso jure oder auf Begehren einer 
Anzahl Bürger oder einer Behörde. 

1. Gefhiehtlihe Entwidlung. (Siehe dazu befonders Th. 
Eurti, Gefchichte der jchtveiz. Volfsgefeßgebung, Bern 1882.) 

Zu der Schweiz finden wir die erjten Anfäbe eines Nefe- 
rendums, die.freifich niemals die Geftalt der modernen Voffs- 
gejebgebung angenommen hätten, wären ihnen nicht die 
Lehren und die Gejebgebung der franzöfifchen Revolution 
zu Hilfe gelommen. Sn einzelnen fchweizerifchen Kantonen 
(Ur, Schwyz, Ob- und Nidwalden, Zug, Glarus, beiden Appen- 
zell u. a.) beftand feit den grauen Tagen germanifcher Bor- 
zeit das fouveräne VBolfsorgan, die beratende und befchließende 
Landagemeinde, die fi aus den männlichen Altivbürgern zu- 
jammenfebte, Gejebe bejchloß, über wichtige Angelegenheiten 
beriet, die Kantonalbeamten wählte. Sie hat fi) in etwas 
modifizierter Zyorm bis auf den heutigen Tag in fechs Kan= 
tonen erhalten (den oben aufgezählten mit Ausnahme von 
Zug und Glarus; fiehe darüber Ayffel, Die Schweizer Land» 
gemeinden, 1903). Auch in anderen Kantonen bejtand das 
Auftitut der Vollzbefragung in wichtigen Angelegenheiten. 
Mitunter hatte, diefe Volfsbefragung eine föderative Grund- 
lage. So gab e3 in Wallis zwölf Gemeinden, die Zehnten, 
deren jede Boten in die Generalverfammlung des Kantonz 
entfendete. Aber diefe Generalverfammlung fornte nicht 
felbft Gefege geben, jondern Tieß ihre Beichlüffe noch durch 
die Boten den Zehnten zur Genehmigung vorlegen, twas 
man ad referendum nannte, ein Ausdrud, der wohl dem 
diplomatischen Stil der damaligen Zeit entlehnt war. hn- 

6*
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Yiche Verhältnifje waren in Graubünden, das fich au einem 

Bund von Gemeinden zufammenjeßte. Sm diejer Stants- 

praxis haben wir die eriten Winzeln de3 Neferendums zu 

erblicen, die fo mächtig im Schweizer Bolgbermußtfein Boden 

gefaßt hatten, daß jhon Fatio, Micheli in Genf, Henzi in 

Ber für ein ähnliches Snftitut der Voffsbeftagung zu Beginm 

de3 18. Jahrhunderts eintraten. Mit den franzöfifchen Waffeit 

am Ausgang de 18. Zahıyunderts drangen aud) die fran- 

zöfifchen Revolutionzideen ein. Sm Frankreic finden wir 

ichon den Beichluß de3 Konvent? vom 21. September 1792 

unter dem Einfluffe des amerifanifchen Borbilds und unter 

Fortentrvihung Rouffeaufcher Speen: &3 Tann feine Ver- 

faffung geben, welche nicht vom Bolfe afzeptiert worden ült. 

Daß hier der Geift Roufjeaus nachwirkte, zeigt dev Auzfpruc 

Couthons in derjelben Sibung (Moniteur, Reimpr. XIV, 

©.6f.): „Wir jmd hier aus allen Teilen des Reichs zu- 

fannmengerufen, um ein PBrojeft de3 contrat social zu eut- 

werfen; ic) jage Projekt, denn ich denfe, e3 gibt blok eine 

Stimme, alle Beftimmungen der Berfaifung dem Volfe zur 

Sanftion vorzulegen." Zn der Folge arbeitete zumädjft Con- 

dorcet namens der Gironde einen Berfaffungsentwurf 

(Sebruar 1793) auß, dev zwischen Gejeben und Dekretei, 

welche bom Repräfentativförper beichloffen waren, unter- 

{hjied. Nur die erjteren, deren Gegenftände im Entwurfe 

näher angegeben waren, follten dem Volfe zur „genfur" 

unterbreitet werden, das fie ausübte, wenn e3 fie al im 

Widerfpruc) mit dem Volfzwillen fiehend erachtete. Die 

Dekrete waren defnitivde Befchfüffe der Legislatur. Die Kon- 

flitution der Vergpartei, welche den Entwinf Condorcets er- 

jeßte im iibrigen aber, tropdem fie vom Bolfe genehmigt worden 

war, niemals in Pragis trat, {chveibt dem Volke ein Recht 

der „reclamation“ zu, die umerhalb 40 Tagen bon der Be- 

fanntinacjung des Gejebes angebracht werden mu, aber
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nur dann zu beachten ift, wenn fie in dev un eins vermehrten 
Hälfte de3 Departements von wenigftens einem Zehntel der 
Rählerfammkungen eines jeden Departements ausgejprocheit 
worden ift. Sit diefe Reffamation erfolgt, dann entjcheidet 
eine allgemeine Bolßabftimmung endgültig über Annahme 
oder Veriverfung des Gejehes. Diefe Zenfur oder Nefla- 
nation war nicht anderes als da3, was man heute als Nefe- 
tendumveto bezeichnet. Herault de Gechelies, der die Ein- 
führung diefes Inftitut3 zu begründen hatte, jagte, daß jie 
den Zwed habe, die Manie der Gejehesfabrifation zu heilen, 
duch) welche fonft die Gefeßgebung jelbit „ecrajiert” würde, 
(Moniteur, Reimpr. XXVI, ©. 617.) Zreilic) war er fi) 
auch darüber Har, daß mit Einführung diefe Jnftituts Ftank- 
reich aufhöre, eine rein repräfentative Berfafjung zu haben, 
vielmehr damit die Schwelle der unmittelbaren Demofratie 
betrete („c’est que la constitution frangaise ne peut pas 
etre exclusivement appelee representative, parce quelle 

n’est pas moins democratique que representative‘). Die 
Schule von Gracchus Babeuf bildete dann in Frankreich die 
Lehre vom Referendum noch weiter aus, und zwar alle 
Formen der Volksentfcheidung, jo daß fie der heutigen un- 
mittelbaren Demokratie am nächiten Fa. Inter der Macht 
und dem Einfluffe diefer Zdeen fand die Schweiz, alZ fie die 
Berfaffung vom 20. Mai 1802 der Volßßenticheidung unter- 
breitete. Sie wurde von Notabeln entworfen und allen 
Bürgem von über 20 Zahren zur Annahme refp. Ber 
werfung vorgelegt. Die Abftimmung erfolgte in dei Ge- 
meinden und die Stimmenden dinften fidh mwährend vier 
Tagen in den Gemeindefanzleien pro oder contra in die 
Regifler einzeichnen. Nichtftimmerde wurden al An- 
nehmende gezählt. Das war das erftemal auf fchweizeriichen 
Boden eine Abftimmung mit individueller Zählung am Wohn- 
ort, ohne daß mar twie bei dem Suiten der Yandsgemeinde
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fi an einem Orte gleichzeitig zu verfammeln und gleid)- 
zeitig abzuftimmen brauchte. An diefem Punkte ift auc) der 
deutliche Abftand ziwifchen dem, ton3 das Schweizer Referen- 
dum der Heimat verdankt, und dem, mas e3 Frankreich [chuldet, 

toahrzunehmen. 
Sm den Einzelfantonen hielt daS Neferendum exjt viel 

fpäter feinen Einzug. Zunächt a8 Veto gegenüber Gefegen 

im Ranton St. Gallen 1830/31, dem dann Bafel-Stadt 1832, 

Wallis 1839, Zuzern 1841 folgten. Waadt führte 1845 das 
fafultativeRteferendum ein allerdings mit der Bejchränfung, daß 

e3 nur dom Großen Nat, nicht von den Bürgern ausgehen 

durfte. Wie jehr gerade hier die Joeen Babeufs nachrirkten, 
wird durd) Beitgenoffen bezeugt (fiehe das Zitat auß einem 

Buche des Gefchichtichreibers Vulliemin bei Cunti, ©. 150). 
Sn der Zeit von 1848 bis 1870 erhielten alle Santone bis 
auf Freiburg das Referendum in der einen oder anderen Form. 

Sm Jahre 1874 fand es als farultatives Referendum in die 

Bumdesverfaffung Eingang (fiehe Art. 89), und 1891 wurde 

fogar die Vollsinitiative für partielle Verfafjungsänderungen 
(Bartialtevifionen) eingeführt (Art. 121). 

2. Die Formen de3 Referendum find: 
a) Das Veto. 
Wenn innerhalb eines durch die Berfaffung beftimmten 

Beittaums eine beftimmte Zahl von Bürgern einem bon 

der Legislatur angenommenen Gejebe opponiert, jo wind 

diefes der Bollzabftimmung unterbreitet. Die Perjonen, die 

fich der Stimme enthalten, werden den Annehmenden zu- 

gerechnet. Das Veto ift nur eine Übergangsform zum eigent- 

- lichen Referendum md ift daher in der Schweiz fait überall 

verichrwunden. 
b) Das Referendum. 

Bom Berfaffungsreferendum fpradhen wir fhon oben 

($ 3). Das Gefegesreferendum unterjcheidet ji) vom Veto 
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dadurch, daß es nicht bloß Tafjatorische Wirkung gegenüber 
dem Gejege hat, fondern zur Perfektion de3 Gejebes nötig ift. 
Das Veto fteht einem fertigen Gefebe gegenüber, das Rejeren- 
dum nur einem Gefeßentwurfe. Beim Referendum zählen 
nur die Stimmen pro und contra. Man unterfcheidet zwei 
Formen de3 Referendums, das obligatorifche und das fahıl- 
tative. Beim erfteren müfjen alle AUfte der Legislatur (Ge- 
fee, Verträge, Finanzbeichlüffe, Defvete), welche Die Ver- 
fafjung bezeichnet, der Volßsabftimmung unterworfen mwer- 
den. Beim legteren tritt die BolßBabftinmung nur ein, wenn 
eine dDurd) die Verfaffung näher bezeichnete Zahl von Bürgern 
ober die gejebgebende Behörde (z.B. Bafel-Stadt, Gt. Gallen 
und Zug) e3 verlangt. Die Schweiz gibt folgendes intereffante 
Bild (fiehe Schollenberger, I, ©. 66ff.): 

Gegenftand des Referendums find in einer Reihe bon 
Kantonen nur die Gejebe im materiellen Sinne, d. h., die 
Rechtsfäbe enthalten, fo in Aargau, Snnerihoden, beiden 
Unterwalden. Andere Kantone (z.B. Außer-Nhoden, Quzern, 
Schafihaufen, Thurgsu und Züri) unterwerfen aud) die 
Berträge dem Neferendum. Aber aud) bloße Beichlülje der 
Regiglatur, fei es, daß ihre Gegenftände ausdrüdlicdh in der 
Berfaffung aufgezählt find (z.B. Graubünden, Art. 2, Ziff. 5: 
„Beichlüffe des Großen Rats, durd) welche neue Fantons- 
behörden aufgeftellt werben follen”), fei eg, daß fie allgemein 
und verbindlich, aber nicht dringlicd) find (fo in Neuenburg, 
St. allen, Teffin, Zug), müfjen zuweilen der Volßsabftim- 
mung unterzogen werden. Cine bejondere Art von Be- 
fchlüffen find die jog. Sinanzbeichlüffe, welche die Finanzen 
des Staat? zum Gegenftande haben. Sie betreffen als 
orderttlihe Firanzbejchlüfie Budget und Rechnung oder als 
außerordentliche Sinanzbeichlüffe Steuern, außerordentliche 
Ausgaben, Staatögüter, Staatsanleihen, Bejoldungen. 
Werden diefe Finanzbejchlüffe dem Referendum unterjteltt,
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fo Spricht man von einen Finanzreferendum. Das Budget 
wird heute nirgends dem Volfe unterbreitet (früher in Yar- 
gau und Bern). Das Finanzreferendum findet fich in der 
einen oder anderen Korn in allen Kantonen, nur nicht in 
Bafel-Stadt, St. Gallen, Neuenburg und nicht im Bund. 
Wallis Hat nur das Finanzveferendum. Außer den eben 
angeführten Gegenftänden Fünnen auch die Legiälaturen von 
fich) auß andere dem Referendum unterftellen, tie dies im 
der Berfaffung von neun Kantonen (Aargau, Graubünden, 
Luzern, Schaffhaufen, Schwyz, Solotyum, Thurgau, Waadt 
und Zürich) vorgejehen ift. 

Was die Art des Referendums anlangt, jo haben eine 
Reihe von Kantonen ausfchließlich das fakultative Referendum, 
nämlich Bafel-Stadt, Luzern, St. Gallen, Teffin und Zug. 

Andere haben fakultatives und obfigatorijches Referendum 
nebeneinander, nämlich Schwyz, Uri und Wandt. Obliga- 
torifch ift in allen drei das Finanzreferendum. Zr Uri und 
Schtoyz ift aber aud) da3 Referendum über eigentliche Gejebe 
obligatorifeh, über andere Beichlüffe nur fakultativ. Aus- 
jchfießfich obligatorifches Neferendum haben alle übrigen 
Kantone, ausgenommen Freiburg, das überhaupt Fein Refe- 

vendum Tennt, und Wallis, da3 nur in Finanzjachen, hier 
allerdings ein obligatorifches Referendum hat. 

Mitunter ift in den Verfaffungen (4. ®. St. Gallen und 

Schaffyaufen) eine Art Vorabftimmung vorgefehen, d. 9. 
die Vorbefragung de3 Vol, ob gewiffe Grundfäge- in 
ein zu erlaffendes Gefeb aufgenommen werden follen. Es ilt 
dies ein Referendum „zur Beratung“, wie wir ed noch weiter 
unten in den Vereinigten Staaten finden werden. 

c) Die Volksinitiative, der jüngste Sproffe de Referen- 
dums, ift das Recht einer Anzahlvon Bürgern, zu veranlafjen, 

daß eine VBollsbefragung über einen beftimmten Gegenftand 

ftattfinde. Diefe Volksinitiative hat drei Formen. Die 
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eine bejteht darin, die Legisfatur zu veranlaffen, da fie bon 
ji aus einen Gefekentwunf dem Volke unterbreite, und wen 
fie) die Legiäfatur weigert, eine Volksbefragung darüber ein- 
treten zu lajjen, ob die Legisfatur einen folchen Entwurf aus- 
arbeiten jolle. Die andere radifalere Form ift, daß die Anı- 
tragfteller und Jnitianten felbft einen Entwurf anfertigen und 
der Bollsabftimmung unterbreiten dürfen. Die taditalftegorm 
findet fi in den Landsgemeinden als jog. „Antragsrecht” des 
einzelnen Stimmberechtigten. Für alle Angelegenheiten der 
Landagemeinde außer der Berfafjungsgefekgebung (in Glarus 
und Appenzell, Zuner-NHoden, auch für diefe) fteht in Uri, 
beiden Unterwalden, Glarus, Appenzelt, Snner-Rhoden das 
Antragsrecht jeden einzelnen fiimmfähigen Landmann und 
Niedergelajfenen zu (fiehe Nyffel, ©. 281). 

d) Eine befondere und höcht eigentümfiche Art it das 
Veto gegen die Delegation des Gejekgebungsrechts der 
Landögemeinde in Obrvalden. Hier Fan die Landsgemeinde 
in einzelnen Fällen den Exlaß eines Gefebes dem Kantonsrat 
übertragen. Wenn aber innerhalb von zwei Monaten nad) 
der Publifation eine3 foldhen Gefetes vierhundert Stimmfähige 
da3 Begehren ftellen, daß a8 Gefet der Bandagemeinde borge- 
legt werde, fo muß fein Vollzug filtiert und e3 felft der anoa- 
gemeinde zur Annahme oder Veriverfung vorgelegt werben. 
Diefe Form des Vetos gegen die Delegation ift fein fafui- 
tatives Referendum (wie Scholfenberger, I, ©. 70 annimmt), 
da e3 fich hier nicht um eine zur Perfektion des Gejebes 
nötige Genehmigung handelt, fordern um ein tichtige3 Ein- 
Ipruchörecht gegenüber einem an fich fertigen Gejete (fiehe 
Adffel, ©. 2887.). 

Zi den Vereinigten Staaten (fiehe darüber Oberholtzer, 
The Referendum in America, 2, ed., 1900) hat da3 &ejees- 
veferendum nicht jene weite Verbreitung gefunden, wie in 
der Schweiz, troßdem e3 als Verfaffungsreferendum hier
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viel früher zur Geltung gefommen, wie wir hörten (&. 277.), 

und in diefer Form hier eine ebenfo große Anwendung heute 

findet, wie in der Schtweiz. Schuld daran ift die Hartnädig- 

feit der Gerichte, mit welcher diefe den Gab „delegata potestas 

non delegatur“ vertreten, d. i. der Anfchauung find, Daß die 

der Legisfatur von der Verfalfung übertragene Germalt füg- 

Vic nicht an das Volt zurüdüberttagen werben dürfe, weni 

nicht die Verfaffung felbft dies vorjieht. Deshalb haben in 

neuerer Zeit eine Reihe von Staaten da3 Referendum aus- 

drüdlich in der Verfaffung vorgefehen. Im Jahre 1898 ift 

die Verfaffung von Süd-Dalota derart amendiert torben, 

dak fie nunmehr die Volfsinitiative und das fafultative 

Referendum borfieht. Im Jahre 1900 folgte Utah diefem 

Beilpiel, 1902 Oregon und 1904 Nevada (jiehe Annals of 

the American Academy of Political and Social Science, 1906, 

©. 63). Die fonft übliche Vetogewvalt des Gouverneurs gegen- 

über einfachen Gefegen zeffiert in dem Augenblide, too das 

Gefeg der Voltadftimmung unterbreitet wird (Berfaffung 

bon Oregon: „The veto power of the governor shall not 

extend to measures referred to the people“, übereinftimmend 

die von Sid-Dakota). Man muß fich jedenfalls vor Augen 

Halten, daß eine fo große Anwendung, tvie fie das Referendum 

in der Schweiz gefunden hat, wo man allgemein bon direfter 

Bolksgefegebung fpricht, in den Vereinigten Staaten deshalb 

unzuläffig wäre, weil fie jonohl det tepräfentativen Form 

der Demokratie al auch der Gewaltentrennung twider- 

fpräche, der Iegteren deshalb, weil das Veto des Gouver- 

news durch da8 Referendum ausgejchaltet werden müßte. 

Auch wäre da3 obligatorifche Referendum al auzichlieliche 

Form des Referendums unzuläflig, weil e8 der Repräjentativ- 

form der Demokratie zumiderliefe. Denn e3 darf, iwie Der 

oberfte Gerichtshof von Dregon e3 1903 auögefprochen Hat, 

durch Einführung de3 Neferendums die orönungsmäßige 
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Sunftion der drei Geivalten nicht wejentlich alteriert oder 
bejeitigt werden. Schlieklich fei bemeft, daß in den Ber- 
einigten Staaten Gejeke, die durch Neferendum zuftande 
gelommen find, nicht auf demjelben Wege aufgehoben zu 
werden brauchen, fondern dazu einfaches Gejeb genügt. Jır 
der Schweiz märe Died betreffs der durch obligatorifches - 
Referendum Hergeftellten Gejege unzuläffig. Einer befonder3 
beliebten und von den Gerichten protegierten Verwendung 
erfreut fich da8 Referendum zur Beratung oder das 
fog. „advisory referendum“. Go beitimmt das public opinion 
law des Staates Sllinoi3 bon 1901, daß 10%, der Stants- 
wähler oder 25% der Kommunalbürger eines Kommunai- 
verbands irgendeine Frage der inneren Politik (nicht mehr 
al drei auf einmal) dem Volke unterbreiten dürften, um 
deffen Meinung zu erfunden. In Terad und Kalifornien 
findet fich eine ähnliche Staatspragis. 

In Frankreich wurde fchon öfters der Antrag geftellt, daS 
Gefegeöreferendum einzuführen, die Deputiertenfammer hat 
fich aber bisher — felbft dem Referendum „zur Beratung” 
gegenüber — nablehnend verhalten, mweil e& der Repräfen- 
tativverfaffung widerjpräche. (Siehe Eömein, ©. 348. Ba- 
gegen aber Duguit, der ähnlich mie die amerikanifchen &e- 
richte ein Referendum „zur Beratung” für zuläfjig hält.) — 
Jedenfalls ftünde in Frankreich das Referendum in Wider- 
pruh mit dem Verfafjungsgefeh vom 25. Februar 1875, 
Art. 1, $1: „Die gefebgebende Gewalt wird von den beiden 
Kammern, der Deputiertenfammer und dem Senat, aus- 
geübt." Das Nejerendum würde nämlich die gejebgebende 
Gewalt den beiden Kammern und den Volfswählern über- 
antworten. 

IV. Ein“fpezififches Kontrolfmittel der Legislatur Hat die 
‚parlamentarische Republik, fpeziellfSranfreich, in Geftalt des 
Auflöfungsrechts entiwidelt, das ift da3 Auflöfungsrecht, das
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dem Bräfidenten der Republif gegenüber der Volfsfanımer 

zufteht. € ift dies „droit de dissolution“ (fiehe darüber ins- 

bejondere da3 Bud, von Matter, La dissolution des Assem- 

biees Parlamentaires, 1898) jedenfalls ein anorganischer Be- 
ftandteil jeder Republik und bisher in feiner üblich gewejen. 

Deshalb fagte aud) bei Beratung der franzöfiichen Qer- 

faffungsgefeße der Deputierte Bertauld: „Die Unberant- 

wortlicjfeit und das Auflöfunggrecht bilden die Beftandteile 

Töniglicher Rechte. Zch verftehe jie vollfommen, wenn die 

Staatzfouderänitätihre Infarnation in einer Dynaftie findet... 

Im Prinzipe begreife ich aber nicht, twie daS Auflöfungsrecht 

mit der Demokratie fich vereinbaren Yafje” (Journal officiel 

pom 3, Februar 1875, zit. bei Matter, S. 100). m der Tat 
iit e8 feit Zocfe üblich, die Auflöfung de3 Parlaments al Be- 
ftandteil monardjifcher Prärogative anzufehen. Zr Frank 

veich juchte man aud) die in jenem Vorwurfe Tiegende Wahr- 

heit dadurch abzujhwächen, daß man die Ausübung des Auf- 

löfungsrecht3 feitens des Präfidenten noch an die Zuftin- 

mung de Senates band. Der Vater der parlamentariichen 

Republik, Brevoft-Paradol, hat aud) Hierzu die Begründung 

geliefert (Nouvelle France, ©. 106): „Der Senat Fannı einen 

joliden Stübpunft für die Meinung der Regierung abgeben, 

nämlich dann, wern die andere Kammer unüberlegteriveije 

ihre Macht mißbraucht. Auch wird dad Auflöfungsrecht 

weniger fhüchtern ausgeibt feheinen, tern die Regierung 

darin durd) die Zuftimmung und die Mithilfe des Senats 

ermuntert wird, die andere Kammer vor die Volläwähler zu 

ichiefen, denen das Ießte Wort zufteht” („auxquels appartient 

le dernier mot“). 

Doc) fcheint diejes Mittel der Auflöfung in Frankreich 

nicht don Bedeutung zu jein. Nur ein einziges Mal ift es 

bisher ausgetibt. worden (1877, fiehe Matter, ©. 17 FF). 

Gegen den widerrechtlichen Gebrauch des Auflöfungsrechts
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jieht ein Gefe vom 15. Februar 1872 vor, daß dann fofort 
die Generalräte in den Departements zufammentreten und 
jeder für fich zwei Delegierte wählt zur Beichieung einer 
provijorifchen Verfammlung, welche fic) noch mit den Frag- 
menten der mwiderrecjtlich aufgelöften Legislatur zu ber- 
einigen hat. Sie it vechtögültig fonftituiert, wenn die Hälfte 
der Departements ihre Delegierten beftellt hat, und trifft 
alle Maßnahmen zur Wiederheiftellung der Drdnumg umd inz- 
bejondere der Legiälatur. (Art. If. des Gejetes.) 

v. Mährend von den angeführten Kontrolfmittel mehr oder 
weniger jedes einer fpeziellen Art der Demokratie entipricht: 
die Berfaffungsfontrolfe der Gefchäftsordnung bejonders der 
geialtentrennenden, das Neferendum der unmittelbaren, 
da3 droit de dissolution der parlamentarifhen Republik, 
fommen wir jet zu einem Stontrollmittel, da3 der neueften 
geit angehört, fich aber in alfenı Demofratien in einer mehr 
oder weniger ausgebildeten Form borfindet, nämlid) da3 fog. 
Abberufungsrecht der Legislatur durd) das Volf, 

Am früheten findet fich der Gedanke eines Abberufungs- 
recht3 in den Vereinigten Staaten. A die Unionzverfaffung 
den Einzelftaatsfonventionen zur Ratififation unterbreitet 
wurde, da gab e3 Staaten, die, mit einzelnen Beftimmungen 
des Entwurf unzufrieden, Amnendementz hierzu vorfchlugen. 
Ein Teil diefer Amendement® wurde dann fpäter aı- 
genommen, ein anderer Teil nicht. Zu den in der Folge 
nicht angenommenen Amendement3 gehörten zwei von 
New York und Rhode land bejchloffene, tonad; die 
Einzelftant3fegislaturen da3 Necht erhalten follten, die 
von ihnen gewählten Senatoren des Ynionsfongrefjes ab- 
zuberufen („and the legislatures of the respective states 
may recall their senators or either of them, and elect others 
in their stead, to serve the remainder of the time for which 

the senators so recalled were appointed‘“, fiehe die Amende-
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ments de3 Staates Nerv York in Fords Ausg. des „Federalift”, 

©. 645). Zu neuefter Zeit haben aud) einzelne Städte in den 

Vereinigten Staaten dur) Statuten (Charters) das Recht 

erhalten, daß eine gewiffe Zahl von Stabtwählern einen oder 

mehrere Stadtverordnete abberufen Tann. Dies ift 3. B. feit 

1903 für 2o3 Angeles (Kalifornien) u.a. der Fall (fiehe An- 
nals of the American Academy a. a. D. ©. 69f.). 

Sn den Schweizer Kantonen findet fich ein analoges 

Abberufungsrecht der Wählerschaft gegenüber der gejamten 

Legisfaturen in Aargau, Bafel, Bern und Luzern. 

Sr der patlamentarifchen Demokratie wird das Verhältnis 

zwifchen Wählerfchaft und Legizlatur ähnlich wie ztviichen 

Parlament und Miniftern durch ‚ungejchriebene Normen, 

durch Konventionalvegen figiert. So hat fich denn in Sranl- 

reich der Brauch ausgebildet, daß die Wahlfomitees, die die 

Kandidatur einer Verfon unterftügt haben, bon diejer eine 

Refignationsurfimde eingehändigt erhalten, mwodurd) fie auf 

den Sit, den fie in der Deputiertenfammer einnimmt, Vers 

zicht Yeiftet. Diefe Refignation teird dann von beim Komitee 

an den KRammerpräfidenten eingefchidt, wenn die Wähler- 

fchaft mit ihrem Vertreter in der Folge unzufrieden ift 

(Esmein, ©. 354). Im Zahre 1896 ift fogar der Antrag in 

der Deputiertenfammer geftellt worden, das Abberufungsrecht 

eines Abgeordneten der Wählerfchaft feines Wahlbezirks reip- 

einer Zahl von Wählern, die größer ift als diejenige, welche 

für den Abgeoröneten feinerzeit gejtinmt hatte, zu fonzedieren 

(Journal official vom 7. Nov. Chbr. de Deputes, ©. 1559). 

$ 8. Die Exekutive. 
1. Das Staatshaupt. 

1. Die Drganifation. 
&3 ift ein Grumddogma dev modernen Demokratie, daß 

die Spike der Eyefutivgemalt, ebenfo wie die tichtigften 
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Staatsbehörden, wen möglich, nicht mit einer einzelnen 
PVerjon, jonderm mit einer Berfonerrmehrheit befebt feien, da 
eritere der Bolfsfreiheit gefährlich meiden Tönnte, ein Kol- 
legium aber refp. feine einzelnen Mitglieder an der Spige der 
Exekutive fich gegenfeitig hemmten. Schon Die Staatslehre 
Calvin, die, tie wir wiffen, eine Wurzel der modernen Demo- 
fratie darftellt, fennt diefen Grundjag. Sr feiner Institution 
chretienne (IV, XX,8) jagt er, daß er jene Negierungsforn 
beborzuge, (‚ol plusieurs gouvernants ensemble, aidant les 

uns aux autres, s’avertissent de leur office, de sorte, que 

si quelqu’un s’el&ve trop haut, les autres lui soient comme 
censeurs et maitres“‘) imo mehrere Regierende gemeinjchait- 
ih ich gegenfeitig unterflüßen und ihres Amtes walten, 
derart, daß, wenn einer fich zu hoch erhebe, die anderen 
feine Zenforen und Herren jeien. 

Sn die reformierte Kirchenverfaffung drang diefer Grund- 
ja ein und mit ihr in die Gedanfenmweit der puritanifchen 
Revolution. So fagt Oliver Crommell (fiehe mein engl. 
Staatsredht, II, ©.112): „Da dort, mo die Regierung in die 
Hände einer Berfon gelegt ift, fie fi als eigener Nichter 
über dem Gefehe wähnt und außerhalb de3 Recht2bereichg 
und dur Gewalt jedermann nad) Belieben tyrannifiert, 
indem fie den einen ins Gefängnis fperrt, von dem anderen 
Geld fordert und möglicherweife beides, Freiheit und Geld, 
von einem dritten. .., jo ziehe ich die Vielföpfigkeit der Ere- 
futive ihrer Einföpfigfeit vor.” Diefem Koeengang folgt aud} 
da3 Gejeh vom 17. März 1648, welches in England das 
Königtum abfchafft: „And whereas it is and hath been found 
by experience that the Office of a king in this Nation..., 
and to have the power thereof in any single person, is 
unnecessary, burthensom and dangerous to the liberty 
safety and the public interest of the people...: and that 
usually and naturally any one person in such power, makes
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it his interest to incroach upon the just feedom and liberty 

of the people, and to promote the setting up of their will 

and power above the Laws, that so they might enslave 

these kingdoms to their Lust: Be it therefore enacted and 

ordained ...“ (Scobell, Collection of Acts and Ordinances, 

©. 7f.). Diefe Abihaffung des Königtumd wird in dem 

Gejege ala der „rechte Weg” bezeichnet, auf weldem das 

off zu feinem „billigen und alten Recht zurückehre, von 

feinen eigenen Repräfentanten oder Kationalverfanımlungen, 

die vom Xolfe für diefen Zived gewählt würden, regiert 

zu werden...” 

Die puritanifchen Sdeen gingen in Neu-England zu 

volffter Blüte auf, namentlich wurden hier die oberjten Staat3- 

behörden ftet3 folfegial eingerichtet. Arı der Spige der Kolonie 

ftand zwar der Kofonialgonverneur, aber ih zur Seite ein 

bejonderer Nat, dejjen Zuftimmung ev in wichtigen Ver- 

waltungsfragen einzuholen hatte. Auch) dies war dent Puri- 

tanerideal konform. So fagt Milton in feiner „Verteidigung 

de3 engfifchen Volkes” (Vorrede): „Zu deiner Verfolgung 

jenes Höchiten Rats (gemeint ift der Staatsrat Cronmell3) 

und auch feines Präfidenten bift du (nänlic) Salmafins, gegen 

den die Gtreitfchrift gerichtet ift) wahrhaftig Tächerlih; dem 

jener Nat, von welchem du träumteft, ift nicht der hödhite, 

fondern durd).die Autorität des Parlaments nur auf eine 

beftimmte Zeit eingefeßt... &3 war aber immer etivas ganz 

Gerwöhntiches, daß das Parlament, welches unjer Senat it, 

aus feiner Zahl einige Gewählte, jo vit es geraten fehien, 

einfeßte, denen die Macht übertragen wird, fi) an einem 

anderen Orte zu berfanmeln, um gleichjam einen Heiten 

Senat vorzuftellen. Shnen werden oft die wichtigften Sachen, 

damit fie fehnefler und mit größerer Berjchtwiegenheit ver- 

handelt werden mögen, übertragen und andbertraui; die 

Sorge oder Verwaltung der Flotte, de Seeres, des Schabes, 
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furz, aller Ämter des Friedens oder des Krieges." So fahte denn auch dev puritanifche Gedanke in Amerika feiten Fuß, aber aud) die Väter der franzöfifchen Revolution erfannten jene3 Dogma an, daß die Exekutive einer Demokratie follegial organifiert werden müßte. Go jehr war er in ihre Über zeugung eingedrungen, daß Siey6s 3.8. den Unterjchied wilden Monarchie und Republik daranf abftelft. Er jagt (Polit. Schriften, II, ©. 215f., Yusg. von Ufteri), eine Republif liege vor, mern ein ernannter Vollziedungsrat an der Spike der vollziehenden Gewalt mit Stimmenmehrheit beratfchlage, dagegen eine Monarchie, wenn ein die unverrüdbare Einheit der Regierung darftellendes ndipiduum im Namen des Volks underantwortlich einige Armtsverrichtungen ausübe. Wie jehr der Nationalfondent diefe8 Dogma bon der notwendigen Kollegialität der demoftatifchen Exekutive auf die Spike ge- trieben hat, ift befannt, 
sn der heutigen Demokratie hat nur die unmittelbare den follegialen Typus rein durchgeführt. Die Erefutive der Schweiz ift fowohl im Bund wie in den Kantonen ein aus mehreren Perfonen beitehendes Kollegium (Bundesrat, Re- gierunggrat). 
Die gewaltentrennende Demokratie bat aber zur Durhführung ihres Spenlichemas der Gemwaltentrennung eine einheitliche Spike gewählt, damit fie, Traftooll, auf das Volk geftübt, der übermächtigen Legislatur alg wirffames Gegengemicht diene und die Verantiortlichfeit des Magiftrats nicht auf die Schultern anderer überwälze (fiehe „Sederalift” Nr. 70). Übrigens ift eine vollftändige Abweihung vom demoftatiichen Fdealtypus infofern nicht vorhanden, al auc) der Präfivent der Vereinigten Staaten an die Buftimmung de3 Senats in twichtigen Verwaltungsfragen gebunden ift. sn einigen Einzelftaaten der Union tritt noch ein Staatsrat 8-8.: Mafjachufetts, Maine, Neiv Hampfhire) dem Staats- 

Hatfhet, Allgemeines Staattreäit IT. 7
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haupt zur Geite, in einigen zentral» und füdamerifanifchen 

Ktepublifen entweder ein parlamentarifches Komitee (4. B.: 

Meriko, Art. 72ff., Uruguay, Art.d4ff., Paraguay, Art. 787f.), 

oder ein Staatsrat, der mit dem Minifterrat iventijch (Hon- 

duras, Art. 88, Peru, Art. IT; aber nicht in Ecuador, 

Art. 108), oder beider (Guatemala, Art. 6277, Art. 797., 

Eofta Rica, Art. 92ff. und 111f.). 
Das Prototyp diefer Staatseinrichtung ift mohl ber Gtaatärat 

der puritanifchen Revolutiondzeit. So fagt der $ 5 deö „Agreement 

of the 'People‘: „That the Representative (i. e. die Legislatur) 

shall within (wenty days after their first meeting, appoint a 

Council of State for the managing of public affairs, until the tenth 

day after the meeting of the next -Representative, unless that 

next Representative think fit to put an end to the that trust 

sooner. And the same Couneil to act and proceed therein, accor- 

ding to such instructions and limitations as the Representative 

shall give, and not otherwise.“ 

Die parlamentarijhe Kepubtik zeigt die größte Ab- 

weichung vom Kolfegialtyp. €3 erflärt fi) die3 nicht bloß 

aus der Notwendigfeit, dab ein einheitliches Staatöhaupt dem 

Barlament genehme Minilter eınenne und nicht genehme ab» 

treten lafje (fo E3mein, ©. 537), fondern auch aus dem den 

Bätern der franzöfifchen Verfafjung borfehwebenden Auf- 

Yöfungsrecht gegenüber der Volfsfanmer (droit de disolution), 

da3 nur von einer einföpfigen Spige ausgeübt werden fan, 

da nur fie die Unparteilichkeit, die hierbei abjofut notwendig 

ift, vepräfentiert. Dieje Unparteifichfeit de3 Präfidenten war 

aber das Hauptziel, dem man nachitvebte und da3 Prevoft- 

Baradol al Zpealpoftulat aufitellte. Daß das droit de disso- 

Iution und die Einföpfigfeit der höchten Magitratur. in 

Republifen miteinander funktionell zufammenhängen, ergibt | 

fi) am beften daraus, daß Chile, eine parlamentarifche 

Republik, die dem Präfidenten fein droit de dissolution ein- 

räumt, ihn auch in ähnlicher Weife tie die gewaltentrennens- 

den Demofratien durch einen Staatzrat (Art. 93T. der Ver-
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faffung) umd durch einen permanenten parlamentarifchen 
Ausihup (Art. 48ff.) befchränft. Wie wenig man übrigens 
in Stankreich unter Umftänden eine Eollegiale Spige ent- 
behren Tann, geht am beften aus Art. 7 de3 Gefetes vom 
25. Zebruar von 1875 hervor, wonad) für den Tall, daß der 
Pröfident der Republit ftirbt oder feine Stelle aus einem 
anderen Grunde erledigt wird, in der Bwifchenzeit bis zur Neu- 
wahl der Minifterrat mit der exefutiven Gewalt betraut ift 
(„Dans l’intervalle, le Conseil des ministres est investi du 
Pouvoir ex&cutif“), während die Verfaffung der zweiten 
Republif von 1848, welche mit den Kollegialfgftein ganz 
brechen wollte, den Vizepräfidenten der Republik in diefem 
Talle berief (Art. 45). Übrigens gibt e8 auch im heutigen 
Vranfreih Stimmen, welche den Erfag de3 einföpfigen 
Stantshaupts durd) ein Kollegium fordern (Eömein, ©. 536). 

2. Entftehung und Beendigung des Amts, 
In alfen Demokratien findet die Begründung der Würde 

de3 Staatöhaupts durch Wahlen ftatt, entiveder Durch Volfz- 
wahlen, wie in den Vereinigten Staaten und den übrigen 
amerifanifchen Demokratien, fofern fie. dem Typus der Ge- 
waltentrennung huldigen, oder durch Wahlen der Regislatur, 
in den Republifen, two die Gemwaltentrenmung nicht durdh- 
geführt ift, insbefondere in Frankreich, in Haiti und in der 
Schweiz. Doch it hier bereits in der Mehrzahl der’ Kantone 
größtenteils die Wahl der Regierung durch das Volf durch 
geführt, nämlich außer den Landsgemeindefantonen no) 
in Zürih, Zug, Solothum, beiden Bafel, Schaffhaufen, 
Graubünden, St. Gallen, hurgau, Teffin und Genf (jiehe 
Eurti, Schweizerifche Vofksrechte, 1900, 1, ©. 82). Ge- 
maltentrennung und Wahl der demofratifchen Staatshäupter 
dureh die Legisfahır find jedenfalls im Prinzipe unvereinbar 
(fiehe „Federalist“ Nr. 71, &.477, ed. Ford), derm Ießtere 
Idafft eine Abhängigfeit der Erefutive von der Legiälatur, 

7*
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welche mit dem Prinzipe der Gewaltentrennung und det 

Boftulate der Unabhängigfeit der getrennten ‚Gewalten un- 

vereinbar ift („The same rule, which teaches the propriety 

of a partition between the various branches of power 

teaches us likewise that this partition ought to be so con- 

trived as to render the one independent of the other.“ 

„Federalist“ a. a. ©.). 

Die meiften Demofratien verlangen die Erfüllung be- 

fonderer Vorausfegungen für die Wahlfähigfeit, ein be- 

ftimmtes Alter, Stantsbürgerichaft, mande auch ein ge- 

wiljes Vermögen. Wo Wahlen durch das Voll ftattfinden, 

find fie teils diveft, teil indiveft. Das allgemeine Wahlrecht 

berifcht vor. Zumeilen, namentlich in der unmittelbaren 

Demokratie findet fi) der Proporz, der übrigens nur dort 

verwendbar ift, jvo die Spite der Exekutive ein Kollegium 

bildet (jo 3. B. in dem Kanton Teffin und Zug). 

Die Beendigung des Amts findet, abgejehen vom Top, 

noch durch Beitablauf und Verzicht ftatt. Die Amtsdauer 

fchrwanft ziwifchen einem (jo 5. B. in dem Schweizer Kanton 

Appenzell a. Rh.) und fieben Jahren (Frankreich, Haiti). 

Wiederwahl ift im allgemeinen zuläfig (ausgenommen De- 

Yatvare und Mifjonri). Meift ift nur unbegrenzte Wiederwahl 

ausgefchloffen. Der Verzicht als Beendigungsgrund ist überall 

zuläffig. Sm einigen zentral- und füdamerifanifchen Repu- 

blifen muß der Kongreß oder die Deputiertenfammer dem 

Verzicht zujtimnen, fo 3.8. in Argentinien (Art. 76), Mexiko 

(Art. 72), Beru (Art. 59, Ziff. 11), Bolivia At. 54, Ziff. 2. 

Dem Präfidenten rejp. Stantshaupt ftehen außer feinen 

Amtzfunktionen (fiehe darüber im folgenden PVaragraphen) 

noch gewiffe Ehren- und Vermögensrechte zu, insbefondere 

ein Gehalt, da3 der monarchifchen Zivillifte entfpricht. 

Man ftreitet darüber, mas mohl der Unterichied zroiichen 

dem Staatshaupt eines monardhijchen und dem eines Frei- 
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faat3 fei. Sehr beliebt ift die Amnficht, daß das exftere ein 
Staat3organ, mit eigenem Recht auf Staat3anftellung, da3 
leßtere ein Beamter fei. Lebtere Anficht twird aber kaum 
der Tatfache gerecht, daß da3 Staatshaupt der Demokratie 
ein unmittelbare Staatsorgan, d.h. ein folches ift, da3 feine 
Stellung diveft auz der Verfaffung ableitet und nit bon 
dem Armtöauftrag eines anderen Organs, wie der gewöhnliche 
Beamte. Die vichtige Anficht wird wohl die folgende fein. 
Der Unterichied ziwijchen beiden Arten von Staatshäuptern 
fiegt zunäcdhit darin, daß das monarchiiche Stantshaupt erblich, 
da3 demofratifche Staatshaupt auf Zeit beichränft oder der 
Wahl unterftellt ift (fiehe Barthelemy, Le röle du Pouvoir 
Executif, 1907, ©.50ff.). Treffend erklärte dies fchon Milton 
in feiner „Verteidigung des englifchen Yols” (6. Kapitel): 
„3% Fomme — fo führt er gegen Salmafius aus — zu deinent 
ziveiten, dem früheren nicht unähnlichen Beweisgrunde. Wenn 
e3 dem Volfe erlaubt märe, feine Macht zurüdzunehmen, 
jo würde fein Unterichied ziiichen einer volfsmäßigen und 
einer Löniglichen Verfaffung fein, außer dag in diefer einzelne 
in jener mehrere Herrfcher eingejebt werden. Wie nut, wenn 
fein anderer Unterfchied wäre? Würde der Staat dadurch 
Schaden erleiden? Aber fieh’ hier andere von dir felbft bei- 
gebrachte Unterfchiede, der Zeit nämlich und der Nachfolge, 
da die volfsmäßigen Obrigfeiten meiftenteils jährliche find, 
die Könige, mern fie fich nicht etwas zufhulden fommen 
lafjen, beftändige und meiftenteil3 aus derjelben Familie.” 

Dazu fommt ein anderer, oben (8b. I) näher ausgeführter 
Hauptunterfchied. Dem Monarchen fteht bei allen wichtigen 
Gtaataftionen der Endentjcheid zu, dem Staatähaupt der 
Demokratie jedoch nicht. Das Volk tritt hier an Stelle de3 
monardiichen Souveräns. 

Zur Gtellvertretung des Präfidenten im Falle feiner Be 
hinderung fehen die meiften amerifanifhen Verfafjungen
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eine Vizepräfidentchaft vor, die ebenfalls aus Volkswahlen 

hervorgeht und deren Träger meift dem Genate vorfigt. Zr 

der Schweiz ift e3 ein Mitglied des Kollegium, in der fra 

zöfifchen Nepublit ift die Vizepräfidentfchaft, wie wir oben 

hörten, feit 1848 nicht mehr vorhanden. Die Gtellvertretung 

hat Hier nur in einem oben näher bezeichneten Zalle Play. 

Sie wird vom Minifterrat geführt.’ 
I. Die Minifter. 

Die rechtliche Stellung der Minifter in der modemen 

Demokratie beftimmt fich nad ihren Verhältnis zum Staat3- 

oberhaupt und zur Legiglatur. Die gemaltentrennende 

Demokratie, die feharf zmwifchen der Tegislativen und eye- 

futiven Gewalt unterfeheidet und den Grundfaß formuliert, 

daß feine diefer Gemwalten direft oder indireft einen be- 

ftimmenden Einftuß über die anderen bei ihrer Betätigung 

haben darf („Federalist‘“ Nr. 48: „that none of them ought 

to possess, directly or indirectly, an overruling influence 

over the others, in the administration of their respective 

powers“), muß natürlic) darauf achten, daß die Minifter nicht 

Mitglieder der Legislatur feien und fie nicht Tenfen. 

Das parlamentarifche Regime ift Hietnach vollftändig aus- 

gefchloffen. Daß die Väter der Unionsverfaffung nicht etwa 

aus Unfenntni de parlamentarifchen Regimes hier Das 

britifche Vorbild ausjchloffen, oder etwa deshalb, weil e3 

überhaupt im damaligen England nicht vorhanden tar, it 

ießt fetftehende Tatfache (fiehe Barthelemy a. a. D. ©. gg). 

Sin Gegenteil, ihnen war dieje3 britifche Juftitut volftändig 

geläufig, fie hielten e3 aber für unvereinbar mit der ım- 

bedingten Veranttortlichfeit de3 amerifanifchen Stant3ober- 

haupts, welche wieder nur eine Tolge der Trennung der 

Gewalten und ihres notwendigen Gleichgewicht war. So 

fagt Hamilton im „Federalist“ Nr. 70: „Aber in der Repu- 

bIit, wo jeder Magiftrat perfönlich verantivortlid je nıuß 

e
n
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für die Führung feines Amtz, Hört die Räfon, welde in der 
britiichen Monarchie die Zwedmäßigfeit eines Minifierrat3 
gebietet, nicht nur auf, fondern Tehrt fich fogar gegen Diejes 
Smftitut. In der britiihen Monarchie dient er al Erjag der 
verbotenen Berantwortlichfeit des oberjten Magiftrats, 

weldher Erfaß in gerifem Maße der nationalen Gerechtigfeit 
eine Bürgjchaft für die Amtsführung jenes bietet. nm der 

amerifanifchen Demokratie würde diejes Jnftitut nur die 

beabfichtigte und notwendige perjönliche Verantrortlichkeit 

des oberiten Magiftrat3: zeiftören oder fie jedenfall3 ver- 

mindern." Aus diefem Grunde fehlt eben aud) da3 parlamen- 

tarifche Syftem, wie e3 in der franzöfifchen Nepubtik Herricht, 
d.H. die Notwendigfeit aus der jeweiligen Parlament3- 
majorität die Minifter zu nehmen, in den Vereinigten Staaten 
volfftändig. Da ferner die Legisfatur, wie mir fehon oben 
darzutun verfuchten, in der gemaltentvennenden Demokratie 
mit einem Mißtrauen behandelt wird, fo ift aud) nicht die 
Möglichkeit für das fchweizerifhe Shftem der unmittelbaren 
Demokratie gegeben, wonach die Minifter von der Legiöfatur 
beftellt werden, ohne aber ihre vollberechtigten Mitglieder 
fein zu dürfen. && würde dies übrigens auch dem Gyfiem 
der Gemaltentrennung zumwiderlaufen. Wir Haben demnad 
drei verfchiedene Typen der Minifterpofitionen in der mo- 
dernen Demokratie zu unterjcheiden: 

1. in der gemaltentrennenden (die Vereinigten Staaten 
und Die Unionzftanten) ein Minifterfabinett, das nur dem 
Staatöoberhaupt verantwortlich und nur von ihm. beftellt, 
jenen Weifungen allein zu folgen hat; 

2. in. der parlamentarifhen Nepublit (Franfreih u. a., 
Chile)-ein Minifterfabinett, das der Parlamentämajorität an- 
gehören muß und gemwiffermaßen auf diefe Qualität Hin 
nad) dem Willen der Parlamentsmajorität vom Gtants- 
oberhaupt beftellt wird;
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3. in der unmittelbaren Demokratie einen Minifterrat, ver 
aber mit dem Staatshaupt zufammenfällt und wie diejes der 
Legislatur untergeordnet ift. Die unmittelbare Demokratie 
wünfct an der Spike der Erefutiobehörden Kollegien und 
das gäbe bei Nicjtidentität einen Überfluß an Kollegien. Aus 
dem Wejen der unmittelbaren Demokratie folgt aber dies 
Zufammenfalfen feinestvegs. Im Gegenteil hat man fehon 
jeit geraumer Zeit in der Schweiz die Forderung erhoben, 
zwilchen dem Kollegium af oberjter dirigierenden Inftanz 
(Staat3haupt) und Adminiftrativinftanzen, die diefem Kol- 
legium untergeoronet find, zu unterfcheiden (Curti, Schtweize- 
tiihe Vollstechte, 1900, ©. 140ff.). Tatfächli) ift dieje 
Forderung au) infofern erfüllt, al ein Unterfhied in der 
Gejchäftsbehandlung gegeben ift, je nachdem das Kollegium 
al® Staatöhaupt oder als Minifterrat tätig ift. Die rein ad- 
miniftrativen Gefchäfte werden von den einzenen Mitgliedern 
des Kollegiums erledigt, mit nachträglicher formeller Ratifi- 
fation de3 Kollegium. Diefem felbft find nur die wichtigen 
inner- und außerpolitiichen Angelegenheiten vorbehalten. 

Eigentümliche Übergänge zwifchen dem getvaltentrennen- 
den und parlamentarifchen PDemokratietypus weifen die 
übrigens in ftetem Sluffe befindliche füd- und zentralamerifa- 
nifchen Demofratien auf. 

Bir finden hier bei fonft vollftändiger Einhaltung des 
gemwaltentrennenden Typus folgende Übergangsformen: 

Die Minifter dürfen mit den Kammem in Verbindung 
treten, während ‚der gewaltentrennende, ftreng amerikanische 
Typus e3 verbietet oder Höchftens fchriftlihen Verkehr 
zwiichen ihnen zuläßt. Nur folches geftattet 3. ®. die 
Berfaffung von Brafilien (Art. 51: „Os Ministros. de Es- 
tado.nao poderao comparecer äs sessoes do Congresso e 
sö.se communicaräo com 'elle por escripto“).. Weiter gehen 
andere Verfaffungen, weldhe den Miniftern geftatten im 
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Tarlamente zu erjcheinen und Rede und Antwort zu ftehen, 
wenn fie interpelfiert werben (z.B. Verfaffung von ©. Do- 
mingo Aıt. 62: „Los Secretarios de Estado estarän obligados 
ä dar todos los informes escritos 6 verbales que se les pidan 

por el Congreso‘). Noc) weiter gehen andere Berfaffungen, 
welche den Miniftern geftatten, zur Verteidigung der von ihnen 
eingebrachten Gejee (jo Haiti, Art. 117) oder fogar jederzeit 
im Parlamente zu erfcheinen und an den Beratungen teil- 
zunehmen (Art. 76 der Verfaffung von Guatemala: „Los 
Secretarios de Estado pueder concurrir & las sesiones de 

la Asamblea y tomar porte en sus deliberaciones“‘). Aud) 
die Anteinahme an den Debatten ohne Stimmrecht wird 
ihnen geftattet, entiveder ohne mweiteres (Art. 84 der Per 
fafjung von Nicaragıta: „y tomar participaciöon en los 
debates pero sin volo“; ähnlich Cofta Rica, Art. 110) oder nur 
dann, wenn e3 ihnen die Regislatur im Einzelfalle fonzediert 
(jo in Peru, Urt. 103: „Concurrirän, igualmente, 4 la dis- 
cusiön, siempre que el Congreso do cualquiere de las Cämeras 

los ame“). Schon jeht nahe dem parlamentarifhen Regime 
fommt eine Verfaffung, die unbedingte Antwortpflicht auf 
Snterpellationen vorjchreibt. Mitunter find Snterpellationen 
betreffend den Krieg und auswärtige Angelegenheiten 
ausgenommen (jo in Honduras, Art. 93), mitunter auch diefe 
nit, und die Legislatur Fanrı aud) die Beantmwortung folder 
Snterpellationen verfangen: die Minifter müffen dann ant- 
tworten. Dies jchrieb die Verfafjung von Nicaragua vor 
(At. 184: „En este caso el Ministro puede escusar la respuesta 
cuando se trate de asuntos .de Guerra 6 de Relaciones 

Exteriores, de caräcter reservado: la Assemblea tomarä 
en consideraciön la excusa, y si no la juzgase admisible, 

obligarä al Ministro & responder“); 

Außer den Snterpelfationen ift e3 aud) die Zenfur, die 
zumeilen die Brüde von der gemwaltentrennenden zur parla-
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mentarijchen Bemofratie baut. Ganz allgemein fchreibt 
Tolche Zenfur die Verfaffung von Colombia dem Kongreije 
zu (Art. 78, Ziff. 3: „Dar votos de applaus 0 6 censüra 
respecto de actos officiales“). Dicht an die Grenze des parla- 
mentarifchen Regimes kommt Kofumbia, wo eine politifche 
Benfur der Vollöfammer über die politifchen Handlungen 
Des Minifterd ausgeübt wird. Aber eine wirkliche parla- 
mentarifche Regierung ift e3 nod) nicht, denn diefe Zenfur 
fol „feinen anderen Zmwed haben, als eine Modi- 
fifation der politifhen Aftion, welche die Erefutive 
vorhat, zu bewirken”. (Art. 73: „Las Cämaras pueden, 
& iniciativa de sus respectivos miembros, acordar la censura 
de los actos de mera politica del Ejecutivo, dirigiendola 
contra los Ministros de Estado, separada o conjuntamente 
segün el caso, con el solo fin de obtener una modificaciön 
en el procedimiento politico.“) Mfo ein Rüdtritt ver Minifter 
fanıı noch nicht durd) jene Zenfur erzivungen werden. Das 
ift der fortgefchrittenere Typus, den Venezuela zeigt. 

Wirkliche3 parlamentarifches Negime ift hier erreicht, da 
zivar die Minifter feiner der beiden Kammern al3 Mitglieder 
angehören dürfen (Urt. 45), aber vor einem Mißtrauend- 
votum der Deputiertenfammer weichen müffen (Art. 34, 
bj. 1: „Dar voto de censura & los Ministros del Despacho, 

y por eslo techo quederän vacantes sus puestos““‘). 

m den meiften Demokratien erfolgt die Beltellung durch 
da3 Staatsoberhaupt, Daneben aber in einigen jehweizerijchen 
Kantonen und amerifanifchen Unionzftaaten durch die Legiö- 
Yotur oder durch Bolfswahlen. In allen Demokratien fönnen 
Minifterien al Behörden mur durch das Gefeb geichaffen 

werden. Manche zentral- und füdamerifanifche Verfaffungen 
fchreiben fogar die Zahl der Minifter vor. 

Die innere Einrichtung derartiger Minifterien ift zumeift 
da3 Buremufyftem, jelten das Kollegialfuftem.
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IH. Die Berantwortlichleit der oberiten Exefutivorgane. 
Sede Demokratie hat die natürliche Tendenz in ji, ihre 

oberften Organe dem Volfe gegenüber verantwortlich zu 
machen. Denmad) iverden auch die Erefutivorgane von 
diefer Tendenz nicht verjchont bleiben. („Federalist‘‘“ Nr. 70, 
©. 367: „The ingredients which constitute safety in the 

republican sense are first, a due dependence on the people, 

secondly a due responsibility.) Das Staatshaupt unterliegt 
in allen Demokratien, und das ift ein Hauptunterfchied gegen- 
tiber der Monarchie, der Verantwortlicfeit. Ir allen Demo- 
fratien wird Diefe Verantwortlichleit germöhnlich von der 
Legiglatur al Vertreterin de3 Voll3 geltend gemadt. In- 
wieweit daneben noch die Minifter verantwortlich gemacht 
werden, hängt zunächft von den prinzipiellen Unterjehieden 
der drei Demofratien ab. 

Sn der unmittelbareiı Demokratie, mo Gtaatshaupt und 
Minifter zufammenfallen, ift von einer befonderen Minifter- 
veranttoortlichkeit Feine Rede. Sr der gemwaltentrennenden 
Demokratie ift die prinzipielle Verantrortlichfeit de3 Gtant3- 
Haupts (fiehe „Federalist‘‘ Nr. 467) und dameben allerdings 
die Verantrvortlichkeit der von dem Stantshaupt ohne jede 
Mitwirkung der Legislatur angeftellten Minifter auch nurdiefem 
gegenüber gegeben. Diefen reinen Typus der gemwalten- 
trennenden Demokratie haben aber einzelne zentral- und 
füdamerifanifche Nepubfifen verlaffen, die ausdrüdlich eine 
Berantwortlichkeit auch der Legislatur gegenüber janftionieren 
(Guatemala Art. 74: „La responsabilidad de los Secretarios 
de Estado es solidaria con la del Presidente por todos los 
actos de este que autorizen con sa firma“ und Art, 67, der 
die Veranttvortlichfeit des Präfidenten gegenüber der Legis- 
Yatur angibt. SHhnlich Art. 139 von Salvador: „El Presidente 
de laRepüblica, ... los Ministros de Estado ... responderän 
ante la Asamblea...“). In der parlamentarifhen Demo-
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fratie ift aber diefe Doppelte Verantiwortlichfeit dem Staats- 
haupte und der Legislatur gegenüber die Norm, 

Das Mittel, die Minifter verantivortlich zu machen, ift die 
Kontrafignatur, daneben aber namentlid) in der parlamen- 
tariihen Demokratie die Interpellation. Ber Umfang der 
Berantwortlichkeit umfaßt folgende Arten derfelben: 

1. Überalf gilt die ftrafrechtliche Verantwortlichfeit für ge- 
meine Delikte, d.H. für folde, welche von einem gemöhn- 
lichen Stantöbürger ebenfalls begangen werden Tönnten. 

2. Die zivifrechtliche Verantivortlichkeit ift in den meijten 
Demofratien für da3 Staatshaupt ausgefchloffen, fo in Sranf- 
reich, in der Union (fiehe Goodnow Principles of the Ad- 
ministrative Law, 1905, ©. 91ff.). In der Schweiz ift die 
zivilrechtliche Verantwortlichfeit der Mitglieder de3 Bundes- 
rat3 für Amtshandlungen von einer Vorentjcheidung der 
Bundesverfammlung abhängig (Eicher, Schweizer Bundez- 
beamtentecht, 1903, ©. 178). Ühnlich in den Einzelfantonen 
(Schollenberger, I, ©. 163). 

&3 gibt aber aud Demofratien, welche jegliche Be- 
fhüßung der Eyrefutivorgane durch Privileg oder Vorent- 
Icheidung einer höheren Behörde verbieten. So jagt die Ver- 
faffung bon Merifo (Art. 108): „Vei zivilrechtlichen Klagen 
foll fein Privileg und feine Jmmunität zugunften irgend 
eine3 öffentlichen Funktionärs anerkannt werden („En de- 
mandas del orden civil no hay fueros ni inmunidad para 

nigün funcionario püblico“). 
Die zivilrechtliche Verantwortlichkeit der Minifter mird 

grundfäßlich anerfannt wie die anderer Beamten, doc) find 
fie öfters durch die Tatjacdje gededt, daß der von ihnen ge- 
jegte Aft als ein Stantshoheitsalt (Frankreich: acte de 
gouvernement, Dereinigte Staaten: political act, fiehe 
Goodnow a. a.D. ©. 49) Feiner richterlichen Kognition unter 
liegt. 2
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3. Die politische oder ftaatsrechtlihe Verantwortlichfeit 
ift die Haftung für alles dem Staate fchädliche Handeln, 
das fich aus der fpezifiihen Stellung der oberften Erefutiv- 
behörden ergibt. Der Tatbejtand Diefer Verantmwortlichkeit 
fan, namentlic) in parlamentarifchen Demokratien, aber 
auch) in anderen (3. B. der Union) durch Konventionalregeln, 
d.h. durch Staatöpraris von Fall zu Fall vorgefchrieben fein. 
Plan fpricht dann geme von bloß politiicher Verantwortlich- 
keit. Der Tatdeftand fan aber auch im einzelnen |pezialifiert 
fein, wie in mandjen zentral- und füdamerifanijchen Repu- 
blifen 3. B. in Brafilien (Art.54) und Cofta Rica (Art. 102), 
wo die Erefutivgewalt zur Verantwortung gezogen toird, 
wenn fie mit ihren. Miffetaten die Intereffen einer fremden 
Nation zu fördern beabfichtigt, gegen die Unabhängigfeit, Frei 
beit und Integrität von Eofta Rica handelt, wenn fie die Frei- 
beit der Wahlen einzufchränfen fucht, wenn fie das Berfamm- 
Iungsrecht des Kongreffes oder defjen Unabhängigkeit und Be- 
tatunggfreiheit hindert, wenn fie die Gejebe, die von der 
Regisfatur gegeben tworden find, zu publizieren unterläßt, 
obwohl fie verfaffungsmäßig hierzu verpflichtet if, wenn fie 
die Aktion der. ordentlichen Gerichte inhibiert. 

Die unmittelbare Demokratie, welche die Exekutive bloß 
a3 Agenz ihrer Willenzfchlüffe anfieht, Fan eine politifche 
Berantwortlichfeit der Erefutivorgane, felbft der oberften, 
nicht anerfennen (jiehe Barthelenıy a. a. D. ©. 336jf. be- 
züglich der Schweiz). 

Das Verfahren, um dieje politifche Berantwvortlichteit gel- 
tend zu machen, geht vomehmlich von dem Bejtreben aus, für 
fie befondere Tribunale, ein bejonderes Verfahren (impeach- 
ment) und befondere Strafen auszubilden, die von’ denen 
de3 gemeinen Strafrechts und Strafprozeijes verichieden find. 

AS Anflageorgan fungiert meift die Bolksfammer, die 
Entfeheidvung liegt in den Händen der erjten Kammer (Senat
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oder wie fie jonft heißen mäg),. oder eines ordentlichen Ge- 
richts, gewöhnlich des oberjten Gerichtd Des betreffenden 
Staats. As Folge der Verurteilung bei Geltendmachung 
bloß politifher Berantwortlichkeit tritt (mitunter fchon 
während de3 Verfahrens) Guspenfion vom Arte ein. Ob 
noch andere Straffolgen eintreten, hängt von den gefeglichen 
Beltimmungen jedes Staats ab. Gewöhnlich wird die Teilung 
beobachtet, daß zur Geltendmachung der politiihen Verant- 
wortlichfeit daS bejondbere Verfahren. de3 impeachment vor 
dem bejonderen Tribunal (Senat uf.) eintritt, wegen der 
mitunterlaufenden gemeinen Belikte jedod). die‘ ordentlichen 
Gerihte nach wie vor kompetent .bleiben (fiehe 3. B. die 
Unionsverfaffung, Art. I, Selt. 3, $ 7: „Judgement in 
cases of impeachement shall not extend further than 

‘to removal from office and disqualification to hold 
and enjoy any office of honor trust and profit under 
the United States: but the :party convicted shall never- 
theless be liable and subject to indietment, trial, jud- 
gement, punishment according to law‘; Merifo, Urt. 104: 
„Si el delito fuere comün, la Cämara de Representantes, 

erigida en gran jurado, declararä, a mayoria absoluta de 
votos, si ha 6 no lugar & proceder contra el acusado. En 

caso negativo no habrä lugar & nigün procedimiento ulterior. 

En el afirmativo el acusado queda, por el mismo hecho, 

separado de su.encargo y sujeto 4 la acci6ön de los tribunales 

comunes““). 

89. Das Verhältnis ziwiichen demgkratiicher Legislatır 
“amd Erefntive, 

1. Der Einfluß der Exekutive auf: das Zunktionieren der 
Zegislatur. 

Die Einberufung, Vertagung und Schließung {owie die 
Auflöfung der Legisfatur ift durch das englifche Vorbild ein 
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wefentliches PRrärogativrecht des Fürflen in der modernen 
Monarchie. Umgekehrt ift die moderne Demokratie von 
dem Dogma- der Bermanenz der Legislatur durchdrun- 
gen. Gie findet fi) in einer mehr oder weniger ab> 
gejhtwächten Form in allen modernen Demofratien. Daß 
die gemaltentrermende Demofratie an diefen Dogma feit- 
hält, Tarın nicht befvemden. Durd) diefeg wird der Zus 
farmmentitt und die Tagung der Legislatur unabhängig 
von dem Willen der Exekutive und nur bon dem Willen 
der LZegislatur abhängig. Dem Schema der Gewaltentren- 
nung, wonad) die Egefutive feine Jngevenz auf die Legis- 
Yatur und umgefehrt die Legiälatur feine auf die Exekutive 
nehmen darf, entfpricht dies vollfommen. Aber aud) den an- 
deren Formen der Demokratie mußte jenes Dogma zufagen. 
denn e3 folgt aus der Volfsfouveränität. Das im Parlamente 
tepräfentierte Volk darf feiner Herem über jich anerkennen, 
e3 muß fein eigener Herr bleiben und daher muß die Legiälatur 
durch ihren eigenen Willen beftimmen, warn ihre Mitglieder 
azufammentreten und wann fie wieder außeinandergehen follen. 

AS bei Beratung der jebigen franzöfiichen Verfaffung die 
Stage der Permanenz der Legislatur zur Beratung ftand, 
wurde für fie in der Nationalderfammlung geltend gemacht, 
daß fie allein den republifanifchen Traditionen entfpreche 
(Annales de l’Assemblee Nationale, t. 36, p. 221: La- 

boulaye: „Jusqu’A present dans nos Constitutions republi- 

caines, on a toujours admis que la delegation de la souve- 

rainete nationale reposait entre les mains des Assemblees, 

qu’elles &taient permanentes de droit et que A elles seules 
il appartenait de s’ajourner ou dese proroger‘‘). Und in dev 
Tat geht die3 Dogma fehon auf die Anfänge der modernen 
Demokratie zurücd. Schon in den Kämpfen des Langen Parla- 
ment3 mit Rarl I. von England erging im Sabre 1640 mit 
Buftimmung des Königs ein Gejeb, wonach ohne Zuftimmung
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de3 Parlaments diefes nicht aufgelöft werden Tonnte (fiehe 
Hallam Constitutional History, 2. ed., I, ©.153jf). In dem 
„Agreement of the People“ Cromiwell3 ift dem Parlamente 
ein Recht felbfi zufanmenzutreten gegeben (Art. III). Ber 
Staatsrat als Ausfchuß hatte in der Zwifchenzeit zwifchen den 
Legislaturperioden, d. i. bon einer Neuwahl bi3 zur anderen, 
die Sniereffen de3 „Representative“, der Legisfatur, zu 
wahren und fie bei außergemwöhnlichen Gelegenheiten zu- 
fammenzufen (At. VI). Auch in den Verfaffungen der 
franzöfifchen Revolution [pielte die Bermanenz der Legislatur 
eine große Rolle. Sie war anerfannt in der franzölischen 
Berfaffung von 1791, 1793 und des Sahres III, fehlieglich 
in der von 1848. 

Das ftrenge Shftem der Permaneng würde folgende drei 
Grundfäße fordern: 

1. Da die Legislatur permanent ift, gibt e3 feine Seffionen, 
fondern nur Legislaturperioden, von einer Neuwahl bis zur 
andern dauernd. 

2. Die Legisfatur fan nur vertagt werden durch eigenen 
Beihluß. 

3. Während der Nichttagung der Legislatur wird fie durd) 
einen Ausjchuß vertreten, der ihre Sntereffen wahrnimmt, 
oder durch ihren Gefchäftsvorftand, das Bureau (mitunter der 
Staatsrat). Smabejondere haben Diefe Die Erefutive zu über- 
wachen, ep. wenn nötig, noch vor Ablauf der Bertagungsfriit 
die Legisfatur einzuberufen, 

Diejes firenge Prinzip, das den republifanifchen Tra- 
ditionen entfpricht,. ift heutzutage zugunften eines minder 
firengen abgefhwädt. Einmal muß die parlamentarifche 
Demokratie, da fie dem Staathaupt ein Auflöfungsrecht 
gegenüber der Vollsfammer einräumen will oder ein- 
räumen muß, eine folde Mfchwähung der Permanenz 
anerfennen, toa3 wieder freilich durch die parlamentarische 
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Regierungsweife injofern zugunften der Permanenz fompen- 
fiert wird, al durch die Notwendigkeit jährlicher parlamen-' 
tarifcher Budgetberilligung die jährliche Tagung de3 Parla- 
ments ebenfalls nötig erfcheint. Auch in den anderen Formen 
der Demokratie ift die Abfchrwächung der Permanenz geboten, 
da man Schugmehren gegen die Legislatur und ihre über- 
flüfjige Gefegmacherei aufzuführen bemüht ift und deshalb 
ihre unbegrenzte Tagung, die nur von ihrem Willen abhängig 
toäre, nicht zulafjen fanıt. Diefed Shftem der abgejhwächten 
Vermanenz, Das wir Übrigens in den meiften Demofratien 
durchgeführt finden, mündet in folgende Säge: 

1. Seffionen der Legislatur werden in der Verfafjung aus- 
Dücdlich anerkannt, der Beginn der Sefjion, meift aber auch 
ihre Dauer ift durd) die Berfaffung, fonft aber durch) Staats» 
pragis, oder wie in der Schweiz, durch Die Gefchäftzordnung 
der beiden Näte der Bundesverfammlung (National- und 
Ständerat, Art. 86) feitgeftellt. Die mitunter vorgenommene 
Teftlegung der Dauer hat einerfeit3 den HZived, vor über- 
flüffiger Gefeßmacherei zu jhüsen, andererjeit, wie 3.8. in 
ranfreich, wofelbft den Kammern eine Mindeftzeit von fünf 
Monaten jährlich zugefichert ift (Art.1 des Verfaffungsgejebes 
vom 16. Zuli 1875), der Legislatur eine von der Exekutive 
unabhängige Gejebarbeitzeit zu garantieren. 

Die Begrenzung der Dauer der Geffion durch Firierung”der 
Zeitdauer aus Miftrauen gegen die Legislatur findet fich jchon im 
„Agreement of the People“ (Xrt. 3). Die andere Maßregel, dem 
Varlamente — wie heute in Frankreich — eine Mindeftarbeitzeit 
zu garantieren, findet fich zuerst im Instrument of Government. 
Die Berfafjung vom 16. Dezember 1653, die Crommell gab, Art. 8, 
beftimmt, daß zwar das Parlament fich jelbft jederzeit auflöjen darf, 
daß e3 aber fonft erft nach fünf Monaten, vom Tage des Jufammen- 
tretena, aufgelöft oder vertagt werden barf („That neither the 
Parliament to be next summoned, nor any successive Parlia- 
ments, shall, during the time of five months, to be accounted from 
the day of their first meeting, be adjourned, prorogued, or dissol- 

Hatfchel, Allgemeines Staatörecht IT. 8
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ved, without their own consent“). Der Proteftor hatte damalz, 
ähnlich tie heute der Präfident der franzöfiihen Republit, ein 
Auflöfungsreht gegenüber dem Parlamente. Auch injofern ift 
ein Parallefigmus hier und Dort zu verzeichnen, ala dem Proteftor, 
ähnlich twie dem Präfidenten, gegenüber Gefegen, die da3 Barla- 
ment bejchloffen, nur das Recht zuftand, ihre nochmalige Beratung 
zu verlangen (Art. 24, fiehe Gardiner a. a. D. ©. 321). 

2. Das Recht ver Kammern, ihre Einberufung zu fordern, 
mitunter aber auch fich felbft de jure zu verfammehn, wenn 
außerordentliche Verhältniffe die Tagung gebieten. 

3. Dem Recht der Kammern ihre Einberufung zu fordern 

entfpricht al3 Korrelat da3 Recht der Exekutive fie bei aufer- 

ordentlichen Gelegenheiten einzuberufen. Diejes Recht findet 

fi) beinahe in allen modemen Demokratien, im Typus dev 

gemwaltentrermenden (Unionsverfaffung, Art. II, Seft. III), im 

Typus der unmittelbaren (fehrveiz. Bundeverfaffung, Art. 86, 

Abf. 2) und der parlamentarifhen Demokratie (franzöj. Ver- 

faffungsgefeb vom 16. Zuli 1875, Art. 2). Mitunter geht das 

Recht der Exekutive auch nod weiter, nämlich bei Uneinigfeit 

der beiden Kammern, bezüglich der Vertagungsdauer die 

Entfceidung zu fällen: fo in der Unionzverfaffung (Art. IT, 

Sekt. 3) und Verfaffung von Cuba (Art. 68, $3), mo es all- 

gemeiner gehalten if, nämlich als ein Entjheidungstecht 

des Präfidenten, wenn bezüglich der Vertagungsfrage über- 

“haupt fein Einverftändnis der Kammern zu erzielen ift. Sr 

Venezuela hat in folchem Falle der Kongreß in gemeinjamer 

Situng beider Häufer da3 Entfeheidunggredht (Art. 44). 

4, Sn einigen füb- und zentralamerifanifchen Republiten 

iftein Parlament3ausfhuß während der Vertagung des Parla- 

ments beftelft, der Zunktionen im Sinne de3 ftrengen Perma- 

nenziyftems, wie oben ausgeführt worden, hat, alfo in3befon- | 

dere das Einberufungsrecht der Legislatur, imenn e3 die Um- | 

ftände verlangen (fo in Mexiko, Art. 47, Nr. II; Chile, Art. 49, 

Biff. 4 und Guatemala, Wet. 63, Biff. 3). 
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11. Die Verteilung der Funktionen zwifchen der Exekutive 
und der Legislatur. 

Daß die gemwaltentrennende Demokratie VBertvaltungs- 
funktionen nur der Exekutive, rechtfegende Funktionen nur 
der Legislatur einräumt, Yäßt fi) wohl aus dem Wefen 
diefer Demofratieform ableiten und erwarten. Die beiden 
anderen Formen der Demokratie find von der Fefjel der Ge- 
maltentrennung frei. Die unmittelbare faßt die Exekutive 
als ihre Dienerin auf und geftattet fich deshalb auch LÜher- 
griffe in das Gebiet der reinen Verwaltung, derart aber, daß 
jolche nur Fraft ausprüdlicher Verfaffungsporfhrift zu recht 
beitehen. Die parlamentarifche Demokratie Hingegen, ver 
eigentlich bei Abgrenzung des hier in Frage ftehenden Ver- 
hältniffes ein Mißtrauen gegenüber der Legisfatur und ein 
Vertrauen zut Erefutive zugrumde Tiegt, follte fich aller- 
dings ähnlich wie die gewaltentrennernde Demokratie in der 
Gewährung von reinen Berfaffungsbefugniffen an die Legis- 
latur zurüchalttend zeigen, und tatfächlich fpricht der formelfe 
Derfaffungstert diefe Zurüdhaltung aus. In der Praris 
bringt e3 aber die parlamentarifche Regierung in der Demo- 
Tratie ähnlich twie in der parlamentarifchen Monarchie mit fich, 
daB das Parlament oder befjer gejagt die Volfsfammer mittels 
der Budgetfonttolle u. a. die Leitung der Verwaltung anı fich 
teißt und rein faktifch, ohne Verfaffungsermächtigung Ver- 
hältniffe zwijchen Legisfatur und Erefutive hexbeifühtt, wie wir 
fie de jure in der unmittelbaren Demofratie antreffen. Deshalb 
fieht auch der Parlamentarismus der unmittelbaren Demokratie 
dem der parlamentarischen fo ähnlich. Gemeinfam ift beiden 
die Jgnorierung de3 durch die Gewaltentrennung gebotenen 
Unterfchieds der fpezifiichen legislativen und egefutiven Zunf- 
tionen. Zn der unmittelbaren Demokratie wird aber Fraft 
Verfaffungsrechtsfages, in der parlamentarifchen Demo- 
fratie Traft Konventionalregel diefer Unterfchied ignoriert. 

8*
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1. Auf dem Gebiete der Gejebgebung mirde eö die 

Lehre der Geiwaltentrenmung verlangen, daß die Erefutive 

zunächit feine Gefeßgebungsinitiative befibt, dagegen aber ein 

Veto, mindeftenz ein fuspenfive3 Deto. (j. „Federalist‘ 

Nr. 73). Diefen Typus verwirklichen die Bereinigten Staaten 

von Amerika. In der Schweiz, alfo der unmittelbaren Demo- 

fratie, hat die Exekutive, ebenfo wie in Frankreich, der parla- 

mentarifchen Republik, ein Znitiativrecht, dagegen fein Veto- 

recht. I Frankreich befigt der Präfident nur die Befugnis, 

den ihm zur Publikation überfandten Gefegentiwurf, der Die 

Zuftimmung beider Kammern erhalten hat, innerhalb eines 

Monatz, wenn nötig, zur nochmaligen Beratung zurüdzu- 

fenden (rt. 7 des Berfafjungsgefeges vom 16. Zuli 1875). 

Geht der Entwurf dann noch einmal dur) Die Sammer, 

dan muß er Gefeb werden. Daß Diejes abgefchmächte Mittel 

der Teifnahme der Exekutive an der Gejeßgebung in der parla- 

mentarifchen Demokratie ebenfowenig praftifch wird wie das 

Sanftionsrecht de3 Monarchen in der parlamentariihen 

Monarchie, geht aus derTatjache hervor, daß e3 bisherniemalß 

zur Anwendung gelangt ift (jie}e Bompard, Le Veto du Presi- 

dent de la Röpublique et la Sanction Royale, 1906, ©. 268). 

Venezuela, auch eine parfamentarifche Demoftatie, Hat e3 De3- 

Hold ganz fallen gelaffen (Vrf. Art. 80, Biff. 1). Hingegen ift 

das Neto des Präfidenten der Union äußert wirkfam (fiehe 

Mason, The veto power, Boston 1890), wie e5 die Väter 

der Verfaffung erwartet („Federalist“ a. a. 9.) und zu wel- 

chem Zmede fie flatt de3 abfoluten das fuspenfive Veto ein. 

geführt hatten („Instead of an absolute negative, it is propo- 

sed to give the Executive the qualified negative already 

described. This is a power which would be much more 

readily exercised than the other“). 

Die Statiftit (bei Mafon a. a. O., Appendiz, ©. 214) ergibt 
folgendes Bild. Bei 22 650 Bill in der Uniondgejebgebung finden 
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wir 433 Vetod. Von 1789-1865, alfo in einem Zeitraume bon 
76 Sahren, finden mir bei 11136 Bill nur 52 Veiod. Bon 1865 
bis 1889, in einem Zeitraume von 24 Sahren, find bei.10 623 Billa 
387 Betos ergangen. 

Sm den zentral- und füdamerifanifchen Republifen, die 
alle auf dem Standpunfte der Gemaltentrennung ftehen, ift 
der Topus, der eben gejchilvert wurde, nicht überall befolgt. 
Manche diefer Republifen gewähren der Erekutive ein Ge- 
feßinitiativrecht (fo 3.B. Mexiko, Art. 65, Nr. 1; Peru, Art. 67, 
Ziff. 26), andere geben ihr fein Veto für gewilfe Gefebe (3. ©. 
Nicaragua, Art. 68 und 70), andere geben ihr fogar ein un» 
bejchränftes Sanktionzrecht (3.8. Panama, Art. 73, Ziff. 7: 
„Sancionar y promulgar las leyes‘““). 

2. Auf-dem Gebiete Der Verwaltung hat die unmittelbare 
Demokratie eine Reihe von Berwaltungsbefugnijjen, mie 
Beamtenernennung, Begnadigungsreht ufw., ein Recht 
der allgemeinen Vermwaltungsaufficht, Die jpezififch in die 
Sphäre der Erekutivgewalt gehören. Die parlamentarijche 
Demokratie, die allerdings nicht jo weit geht, vielmehr Be- 
gnadigungsrecht, Beamtenernennung, ebenjo wie die ge- 
waltentrennende Demokratie in die Hände der Exefutive legt, 
geftattet doch Traft Konventionalregel der Legizlatur eine 
weitgehende Berwaltungsaufficht. Allgemein wird in den 
Demofratien die Erklärung des Krieges und Die des Belnge- 
tungazuftandes in die Hände der Legislatur gelegt, eine Be- 
ftimmung, die_fich felbft in der gewaltentrenmenden_Demo- 
fratie findet. 

Der Kampf, um das Necht der Kriegserflärung der Legislatur 
zu fichern, findet fich fchon in den früheiten Anfängen der Demo- 
kratie. " Der vom Barlament dem Instrument of Government 
Erommells entgegengejebte Entwurf einer Berfaffung, vom 11. No- 
venber 1654 beftimmt in Rap. 52: „That the power of making war 
is only in the Lord Protector and the Parliament“ (fiehe Gardiner, 
Tolumente a. a. D. ©. 369).
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Ebenfo ift aber umgefehrt beinahe in allen Demokratie 
die Leitung der Heered- und Flottenverwaltung ebenjo wie 
die der ausmwärtigen Angelegenheit in Die Hände der Ere- 
futive gelegt. Die Zuftimmung der Legiälatur zu Verträgen 
toird forwohl in der parlamentarifchen wie in der unmittelbaren 
Demokratie gefordert, in der gewaltentrennenden ift fie nicht 
unbedingt erforderlich, denn hier ift jede der Gemwalten in ihrer 
Sphäre jelbftändig. ©o jagt der,,Federalist“ zur Begründung 
der Tatfache, daß nad) dem Rechte der amerikanischen Union 
die Legislatur dem Abichluß von Verträgen nicht zuguftimmen 
braucht, fondern ein At der Erefutive (allerdings mit Zu- 
flimmung von 2/, Majorität im Senat; Art. II, Gelt. 2, $2) 
it: „Manche find deswegen verjlimmt, weil die Verträge, 
wern abgefchlofjen, die bindende Kraft von Rechtzfägen haben, 
fie aud) nur von jenen Perfonen abgejchloffen werden dürften, 
welche die Yegislative Gerwalt haben. Diefe Herren fcheinen 
zu vergefien, daß die Urteile der Gerichte, die Vermaltungs- 
aufträge, die unfere Gouverneure erteilen, ebenfo gültig und 
verbindlich find für alle Perfonen, die fie betreffen, wie unfere 
Gejege. Ale verfafjungsmäßigen Afte der GStaatögemwalt, 
ob aus den Händen der Erefutive oder aus den der richterlichen 
Gewalt ftammend, haben ebenfopiel Rechtägültigfeit und Ver- 
bindlichfeit wie diejenigen, Die von der Iegislativen Gewalt 
herrühren" („All constitutional acts of power, whether in the 
executive or in the judicial department, have as much legal 
validity and obligation as if they proceeded from the legis- 

lature.‘“ „„Federalist““ Nr. 69 ed. Ford, p. 430). 

810. Bie rirhterliche Gewalt. 

I. Probleme und Typen. 
Die moderne Demokratie hat die Tendenz alle Behörden, 

alfo auch die richterlichen, durch Volfswahlen zu bejegen. Gie    
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verlangt Berjönlichfeiten, die das Vertrauen des Volles be- 
fiten und diejes Vertrauen fich zu erhalten mwiffen, fie ver- 
langt deshalb Wahlen, und zwar Wahlen mit furzer Wahl- 
dauer. Se kürzer die Wahldauer, defto Träftiger der Ein- 
Fluß des Volles auf feine Beamten. Diefe Tendenz der Demo- 
fratie fteht aber im Widerfpricch mit zwei Hauptanforderungen, 
welche der moderne Staat an fein Richtertum ftellen muß: 
Rechtsfundigfeit und Unabhängigkeit, die wieder die Unab- 
fegbarfeit vorausfegen. Die Rechtsfundigfeit befchränft das 
Bolt in feiner Auswahl und ift deshalb an fi) genommen 
ein ganz undermofratifches Prinzip. Trobden muß fich die 
moderne Demokratie mit diefem Poftulate irgendwie abfinden, 
da der moderne Staat und feine komplizierten Lebend- und 
Rechtöverhältnifie bei den Richtern Rechtzfenntnifje unbedingt 
erfordern. Das ift dad eine Problem. Sodann muß die Un- 
abhängigfeit des Richters gewahrt werden. Gie befteht in der 
niodernen Demokratie nicht bloß mie in der Monarchie gegen- 
über der Erefutive, fondern was hier nod) wichtiger ift, in der 
Unabhängigkeit gegenüber dem Herin, dem Volke. Wie aber 
diefe wahren, mern das Volk die Richter in periodischen, 
immer fürzer werdenden Zeiträumen neu wählen joll? Das 
it Das andere Problem. Die Löfung diefer Probleme kann 
nur in einem Rompromiffe der hier genannten Boftulate 
liegen. Von der Güte diejes Kompromifjes hängt nicht zum 
wenigiten der Beitand der Demokratie ab, denn diefer ruht 
auf der oberiten Herrfchaft der Gefeke, insbejondere der Ver- 
fafjungsgefege, und wie wir bald fehen werden, ift gerade 
in der modernen Demokratie die richterliche Gewalt mit einem 
nobile officium nusgeftattet. Sie ift, wenigjtens in der größern 
Zahl der modernen Demokratien, zur Hüterin der Berfaffungs- 
gefeße berufen. Das Problem ihrer Organifation ift alfo nicht 
bloß jchmwierig, fondern überauz wichtig: e3 reicht an den 
Lebenönerv der Demokratie.
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Die Lölung hängt im großen und ganzen von der Form 
der modernen Demokratie ab. Die gemaltentrennende Temo- 
fratie neigt in ihrem Streben nad) Unabhängigfeit der richter- 
fichen von den beiden anderen Gemalten dahin, die Richter un- 
bedingt der Volfsmahl zu überantivorten, jucht dieje aber 
dur; möglichfte Berüdfichtigung aller Parteien von der abjo- 
Iuten Parteiherrfchaft zu emanzipieren. Die unmittelbare 
Demokratie, die nicht fo jehr auf Gewaltentrermung bedacht 
zu fein nötig hat, tendiert nad) Wahlen der Richter durd) die 
Regislatur. Die parlamentarifche Demokratie, die fich der 
Monarchie am meiften nähert, insbejondere da Beftreben hat, 
jeden Minifter für die ihm untergebenen Beamten parla- 
mentarijch verantwortlich zu machen, bleibt gerne bei der Be- 
ftalfung der Richter durch die Grefutive. Wie wichtig dieje 
Tendenz in der parlamentarifchen Demokratie ift, zeigt die 
Berfaffungsbeftimmung der Republit Chile, die zweifellos 
unter diefen Typus Fällt, wonach eine Behörde fletS vorhanden 
fein muß, melche die Yuftizverwaltung im engeren Ginne, 
d. h. die Oberaufficht über die Rechtspflege, Die Direktive und 
öfonomifche Leitung der Gerichte führen muß (Art. 104: 
„Habrä en la Repüblica una magistratura & cuyo cargo este 

la superintendencia directiva correcional y econömica sobre 

todos los tribunales y juzgados de la Naci6n con arreglo & 

la ley que determine su organizaciön y atribuciones“). 
Da3 find die Jpealtypen, die praftiiche Vermirklichung 

weicht mitunter von ihnen ab. 
I. Die Beltellung der Richter in der demokratifchen 

©tnatenpragis. 
1. Borherrfchend ift in dergewaltentrennenden Demo- 

fratie, wie gejagt, daß die Richter Durch) Wahlen des Volfes be- 
ftellt werden. Doch finden fich auch hiervon zwei Ausnahmen. 
63 gibt gemwaltentrennende Demokratien, in denen Die Eye- 
futive_rejp. der Chef der Erefutingemwalt die Nichter
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ernennt, fo in der Union (Urt. II, Seft. II, $1; doc) „mit 

Beirat und Zuflimmung des Senats"), jemer in acht Einzel- 

ftaaten der Union (fiehe Konr. Ulrich, Die Beftellung der Ge- 

richte in den modernen Republifen, Zürid) 1904, ©. 48), 

dann auch in einigen zentral- und füdamerifanifchen Repu- 

bliten (fo 3. B. Argentinien, Art.86, Ziff. 5, mit Zuftimmung 

des Senats, ebenjo Cuba, Art. 47, Ziff. 4, ebenjo Brafilien, 

Art. 48, Ziff. 12; Paraguay, Art. 113; Panama für den 

oberften Gerichtshof, Art. 73, Ziff. 17; die Richter der niederen 

Gerichtshöfe werden durch die höhere Gerichtsbehörde be= 

teift, Art. 92: „Los Magistrados y Jueces serän nombrados 

por la Corte, Tribunal 6 Juez immediatemente superior en 

jerarquia“). &3 gibt aber aud) folhe unter den gemalten- 

trennenden Typus fallende Demofratien, welche die Legid- 

Yatur a Ganzes mit den Richterwahlen betrauen. Hierher 

gehören die Einzefftanten der Union: Nhode-aland, Bir- 

ainien, Nord- und Süb-Ravolina, Georgia und Vermont, 

ferner die meiften zentralamerifaniichen Nepublifen bi3 auf 

Panama, das der Erefutiogewalt, und Guatemala (Art.52, 

Ziff), das den Volfswahlen die Beftellung der Richter über- 

läßt, fehfießlich die meiften füdamerifanifchen Republifen. Be- 

ionder3 fei hier nur Bolivia erwähnt, two die Richter bes 
Oberften Gerichtöhofes auf Vorfchlag des Senats von der Depu- 
tiertenfammer gewählt (Art. 116), die Untergerichte durch die 

Obergerichte beftellt werben (Mt. 117), und Peru, tvo der 

Kongreß die oberften Richter auf Vorichlag der Exekutive er- 
nennt, die übrigen die Erekutive auf Vorfehlag der Obergerichte 

(Art. 126). 
Die bei Wahlen in Demokratien vorfommenden Bartei- 

einflüffe fuchten manche gewaltentrennende Demokratiendurd) . 

Schaffung von Minderheitsvertretung in den Gerichten 

abzufchwächen. So beftimmt der Staat New York, daß bei 

Wahlen zum Appellhofe jeder Wähler außer dem Präfidenten
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nur bier von jechd Richtern wählen Fönne. Durch diejez Iimi- 
tierte Votum ift die Möglichkeit einer Minoritätenvertretung 
geichaffen. hnliches beftimmt die Berfafjung von Illinois . 
bon 1870 für den circuit court einer einzigen Graffchaft 
(Cooh), Pennfylvanien (1873) für die Wahlen zum Oberiten 
Gerichtähof. Ohio hat bei diefen Wahlen zum Oberften Ge- 
vihtshof (1873) das fumulative Votum eingeführt. 

2. In der patlamentarifchen Demoftatie hat die Exekutive 
die Beitelfung der Richter (Frankreich, Art.3 der Loi const. 
22. Febr. 1875; Haiti, Art. 133; Chile, Art. 73, Ziff. 67.) Die 
Rautelen, die gegen Mißbraud) der Beftellungsgemwalt in der 
Monarchie vorgefehen find, treffen auch hier mutatis mutan- 
dis zu. Die Beltellung der Friedensrichter, denen die Haupt 
mafje der niederen Gerichtsbarkeit zufällt, ift aber jelbft in 
den parlamentarifchen Demoktatien Volfswahlen überlaffen 
(ausgenommen Haiti, wo fie durch den Chef der Exekutive 
ernannt werden). In Venezuela werden die Richter des 
oberften Gerichtshofes vom Kongreffe unter verhältnismäßiger 
Verüffihtigung aller Lardesteile gewählt (Art. IL). Die 
übrigen Richter werben aber vom Chef der Erefutive beftellt 
(Art. 80, Ziff. 29. 

3. Sn der unmittelbaren Demokratie herifcht das Prinzip 
vor, die Nichtermaflen durch die Legisfatur vorzunehmen; 
wir finden Diefes Prinzip in der Schweiz, und zwar ebenfo im 
Bunde (Art. 107) wie in der Mehrzahl der Kantone durch- 
geführt. Die Vollswahlen finden fi) im großen ganzen nur 
in den Landsgemeindelantonen, fernerin Bafel-Stadt, Teffin. 
Sn Schtunz und in Außer-Rhoden find nur die Kriminalgerichte 
von der Bolf3wahl ausgenommen. In den übrigen Kantonen 
it Die Wahl der Richter, zum mindeften der der Obergerichte, 
der Legiäfatırr (Großer Rat oder wie fie fonft heißen mag) 
übertragen (Jiehe Ulrich a.a.D. ©.115f). Die Friedenzrichter 
‚werden in allen Kantonen mit Ausnahme von Sreiburg, 
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Waadt und Genf dur) die Stimmberechtigten ihres Amts- 

bezixts gewählt. Die verhältnigmäßige Vertretung der Minder- 

heiten ift aud) bei der Wahl der Gerichte in einigen Kantonen 
borgefchrieben (Solothurn, Art. 11; Luzern, Art. 96 der Verf; 
Teffin, Art.22: „Le nomine generali dei membri deiTribunali 

di Prima Instanza e del Tribunale di Appello e dei loro 

supplenti hanno luogo col sistema del voto limitato“; in 
Zug ift Durd) da3 zur Ausführung der Verfaffung von 1894 
ergangene Wahlgejeg vom 17. April 1902 aud) für die Gerichte 
die Proportionalwahl nach dem Syjtem der Liftenfonkurrenz 
eingeführt). m Bunde ift eine Verüdjichtigung aller drei 

Nationaljprachen bei Bejekung des Vundesgerichts vorge 

fchrieben (Art. 107). Freilich hat der Proporz bei den Gerichts- 
wahlen nicht annähernd jene Bedeutung wie bei den Legiö- 
Yatur- und Regierungswahlen, da die richterlichen Behörden 
nicht den Volfswillen bei ihren Entfeheidungen zum Aus- 
drud bringen müffen wie die Legislatur, vielmehr an den 
im Gefege niedergelegten, aljo fo bereit3 zum Ausdrud ge- 
brachten Willen gebunden find (Köti a. a. D. ©. 230ff.), 
oder, um mit Confiderant zu jprechen, meil die Richter ein 
vote decisif und fein vote röpresentatif haben. Auch jdeint 

e5 bedenklich, den Parteieinfuß auf die Nichtergewalt fo 
gewwiffermaßen zum Rechtöinftitut zu erheben. Der richter- 
lichen Unabhängigfeit Farın dies Teicht Abbruch) tun. 

Wo in Demofratien Wahlen vorgefchrieben find, da wer- 
den auch beftimmte Exrforderniffe an den Wahlfandidaten ge- 
ftelft, fo 3. B. die Snnehabung des Staatsbürgerrecht3, meilt 
männliches Gefchlecht (ausgenommen in Wyoming, Colorado, 

Utah, Kanjas und Zdaho). Wichtig ift nur dad Erfordemis 
der juriftifchen Vorbildung, das aber nıte in der Minderzahl 
der Demokratien (darunter in der Mehrzahl der zenttal- und 
füdamerifanifchen Republifen) vorfommt. 

Wo Wahlen vorgefchrieben find, ift mitunter Annahme-
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ztvang für Richter gegeben, fo in einigen fchtweizerifchen Lands- 
gemeinden, dann in St. Gallen, Luger und in einigen zentral- 
und füdamerifanifchen Republifen (z.B. Ecuador, Art. 114). 
Der Richterftand verlangt auch eine befondere Berufzftellung 
d. h. Snfompatibilität mit anderen Ämtern und Berufen, 
welche die Tätigfeit des Richters zu fehr von ihrem Haupt- 
zmede ablenken önnten. Sr der gewaltentrennenden Demo- 
ftatie fommt hierzu das Verlangen nad) volfftändiger Trennung 
tichterlicher und legislativer Funktionen. Daher haben dent 
auch) die meiften Demofratien die Snfompatibifität des NRich- 
teramt3 mit der Funktion des Vollsvertreter3 auögeiprochen. 

II. Die Beerdigung des Richteramt3. 
Bei Bollswahlen oder Wahlen tritt hier alS Beendigungs- 

grund Ablauf der Amtsdaner ein. Wiederwahl ift nur jehr 
felten ausgejchloffen. Die Amtsdauer der Richter in Ne- 
publifen {chwanft zwijchen einem Jahr (Appenzell, Immer 
und Außer-Rhoden) und 21 Sahren (in Penniylvanien). 
Aber jelbit, wo die Richter nicht auf Xebenzzeit, fondein auf 
eine ganz beftimmte Beitdauer eingefest find, ift ihnen Un- 
abjesbarfeit in dem Sinne zuerkannt, daß fie nur aus gejeb- 
lichen Gründen und nur auf Grund eines Richterfpruches ihrer 

= 
m
 

0 

  
Stelle entfebt werden dürfen. Ein Disziplinawerfahren gegen - 
Richter findet fi) aud) in Republifen, in den nord-, zentral- 
und füdamerifanifchen wird e3 in Die Zorm des Stnpeachment : 
gefleidet. Popularflage wegen Wrävarifation, Beftechung, 
Nechtsverweigerung oder Verkürzung und Verlegung ber 
Grundrechte ift in Peru gegeben (Art. 130). 

IV. Unter den Funftionen der richterlichen Gewalt fommt 
Hauptfächlich die der Rechtsfprechung in Belradht. Marche 
nord- und fldamerifanifche Republik fehreibt ihnen auch ein 
gewilfes Snitiativrecht, mindeflens eine Teilnahme an der 
Beratung bon Yuftizgefegen in der Legislatur (3.8. Ecuador, 
Art. 116) zu.  
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Ider größten Zahl der Demokratien, namentlich denjeni- 

gen, die unter den gemaltentrennenden Typus fallen, fteht 

ihnen auch eim richterliches Prüfungsrecht der Verfaflungd- 

mäßigfeit vom Gefege zu. Begründet wird Diefes Redt durcch 

die Wäter der Unionsverfaffung, denen der Gedanke zuerft vor- 

ichwebte, damit, daß nicht etiva eine Superiorität der richter- 

lichen Gewalt über die Iegislative dadurch gegeben fein fofle, 

fondern. daß die Richter ala Diener des Vollsjouveräns in 

erfter Linie an die Verfaffung und erft in zweiter Linie an 

dn3 Gejeg gebunden feien („Federalist“ Nr. 71, p. 521; „The 

interpretation of the laws is the proper and peculiar pro- 

vince of the courts. A constitution is, in fact, and must be 

regarded by the judges, as a fundamental law... If there 

should happen to be an irreconcilable variance between 

the two, that which has the superior obligation and validity 

ought, of course, to be preferred: or, in other words, the 

Constitution ought to be preferred to the statute ... Nor 

does this conclusion by any means suppose a superiority 

of the judicial to the legislative power. It only supposes that 

the people is superior to both ...“). Dieje Gründe aber, die 

hier für die richterlihe Kontrolle der Gejeggebung iprechen, 

find, wie das Argument zeigt, nicht auf die gemaltentrennende 

Demokratie befchränkt, fondern gelten gleichmäßig für alle 

Demokratien. In allen find die Gemwalten, die legislative 

ebenfo wie die richterliche, Diener de3 Volts und in allen Demo» 

Fratien ift daS Wolf der Herr diefer Gemalten, der eine Diener 

zur, Rontrolfe des andern berufen. Wir fehen deshalb aud) 

in manchen Landögemeinden, wo die Gemwaltentrennung 

ichmerlid) fonft zu finden ift, folh tichterliches Prüfungs- 

recht fogar gegenüber Gefegen der Landögemeinde, jo ind 

befondere in Uri (Art.51, A6.2—4) und Nidwalden (Urt.83). 

Hier ift ein Refursrecht an die Gerichte gegen die Verlegung 

von Privaten durch Befchlüffe der gejeßgebenden Landz-
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gemeinde zugelaffen (jiehe Ayffel a. a. D. ©. 222), fo fagt 
Urt, 43 der Verfaffung von Nidwalden: „Sofern fi) jemand 
duch einen Bejchluß der Landsgemeinde in feinen Privat- 
techten verlebt glaubt, Fann der gejegliche Richter angerufen: 
werden.” Hhnlich beftimmt Art. 51 der Verfaffung von Uri: | 
„28a3 die Landsgemeinde innert den Schranken ihrer Befug- | 
niffe beichließt, ift Gejeg de3 Landes und foll als folches be- || 
folgt werden. Glaubt fich jemand durch einen Landögemeinde- 
beichluß in feinen Privatrechten benachteiligt, fo farın er das 
ordentliche Gericht anrufen. Dasfelbe hat Die Streitfrage 
zwilchen dem Bolfe und den Rechtfuchenden gemiffenhaft 
nad) den Alten zu entjcheiden.” Sn den übrigen fchweize- - 
tiihen Kantonen und in Frankreich) ift ein materielles Prü- 
fungsrecht der Nichter gegenüber Gejeßen nicht gegeben, 
obroohl gerade in Frankreich ich öfters Stimmen dafür er- 
hoben Haben (Buguit a. a. DO. ©. 656f.). Daß aber jenes 
Prüfungsredit dem Wejen der parlamentarifchen Demo- 
fratie nicht widerfpricht, zeigen zwei hierher gehörige Frei- 
ftaaten, welche es ausdrüdlich in der Verfajfung anerkennen: 
Haiti (Art. 147) und Venezuela (Art. 95, Biff. 10). 

$ 11. Ber Staatädienft. 

I. Allgemeines, 

Der ealtypus der Demokratie fucht die Bildung einer 
Bureaufratie, aß in fich abgefchloffener Berufsfafte, nad) 
Möglichkeit auszujchließen. Deshalb legt er dad Gehmwer- 
gewicht der Beamtenbefiellung in die Vollswahlen, die fich 
periodisch wiederholen, er gewährt den Beamten Rechte, 
ebenjo wie er ihnen bejondere Pflichten auferlegt, aber 
weder geht er fo weit, den Beamten Privilegien fozialer 
und anderer Art zu gewähren, die nicht mit der Amtzftellung 
notwendig verbunden find und die Staatöbeamten zu Bürgern 
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erfter Kaffe machen, noch fehügt er die Beamten bejon- 
ders, wenn fie wegen Pflihtverfegung von anderen Stants- 
bürgern vor Gericht gezogen werden. Schließlich verhindert 
er Durch diefe Grumdjäge die Ausbildung eines esprit du 
corps der Beamtenfchaft mit befonderer Berufg- und Standes- 
ehre. Deshalb gibt e3 in der Demokratie gemöhnlich fein be- 

‚ jondere3 Disziplinarrecht für die Beamten, fondern geht hier 

in dem allgemeinen Strafrecht vollitändig auf. Verlegung 

der Amtspflichten wird hier allerdings und muß beftraft mer- 

den, aber jelbft wenn, mas mitunter vorkommt, borgejeßte 

Behörden die entfprechenden Strafen auferlegen, jo unter- 

liegt dies der Nachprüfung der ordentlichen Gerichte. Amts- 
entjegung als Folge der Pflichtverlegung wird aber meift nur 
von den ordentlichen Gerichten ausgefprochen. Dies ift der 
Spealtypus der Demokratie. Er tendiert dahin, aus dem Be- 
amten nicht einen bloßen Staatdiener zu machen, jondern 
eine freie Organperfönlichfeit mit beftimmten im Gefeße vor- 
gefchriebenen Rechten und Pflichten. In der Prazis fleht 
aber diefem Kdealtypus hindernd im Wege, daß der moderne 

Staat fi) mit einem befonder3 ausgebildeten Berufs- 
beamtentum ausftatten muß, um die fompfizierten modernen 
Zebensverhältniffe zu regeln, daß er von feinen Beamten voll- 

ftändigfte Hingabe an da3 Amt und eine Berufsbildung ver- 
Iangen muß, al deren Entgelt dann die bejonderen Rechte 
de3 Beamtenftands gewährt werden. Ziifchen diefen beiden 

Tendenzen fucht nun die Pragis der modernen Demokratie 
ein mehr oder weniger gelungenes Kompromiß herzuftelfen, 
twie toir gleich jehen werden. 

11. 1. Die Beftellung der Beamten. Die unmittelbare 

Demokratie der Schweiz geht von dem Grundfaß der Volfs- 

mwahlen aus, nur die Oberbehörden (Megierung und Ober- 

gericht) werden mitunter von der Legilatur gewählt. Die 

Mittelbehörden in den franzöfifchen Kantonen werden von ber
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Oberbehörde beftelft (fiehe Schollenberger, I, ©.118f.). Der 
Grund hierfür wird fchon von Roufjeau in feinem „Con- 

trat social“ entwidelt: „Die Träger der Eyefutivgewalt - 
find nicht die Her des Volkes, fondern feine Beamten; 

& fann fie ein- ımd abjegen, wenn e3 ihm beliebt” 
(iv. IE, ch. XIV: „Les depositaires de la puissance 
ex&cutive ne sont point les maltres du peuple, mais ses 

officiers: il peut les 6tablir et les destituer quand il lui 
platt“). Das Prinzip der unbejchräntten Wiedermählbarkeit 
ift vorherrichenDd. 

Sn der gemwaltentrennenden Demokratie gilt der Grund- 
fab, daß die Exekutive, da fie der Legislatur gegenüber nicht 
verantwortlich gemacht werden darf — da3 miderjprädhe ja | 
dem Prinzip der Gewaltentrennung —, dem Volfe gegenüber 

verantmortfich fein muß. Diefe Verantivortlichfeit wird teils 

durch das mpeachment, dad die Legiäfatur im Namen des 

Bolfes vornimmt, im äußersten Falle geltend gemacht, teils 

durch Vollswahlen: der Beamte, welcher fein Amt jchlecht 
führt, wird eben nicht wiedergewählt. Da man in den Ver- 

einigten Staaten aber in der Periode von 1830-50 üble Er- 

fahrungen mit dem durd, Präfident Yadjon eingeführten 

Shftem der Vollswahlen gemacht, ift feit der eit eine Re- 

aktion gegen diefe3 früher allmächtige Prinzip eingetreten, 

Mar glaubt die Verantwortlichfeit gegenüber dem Volle 

beffer in der Art zu erreichen, daß man nur die oberften 

Ämter der Erefutive zwar durch das Volk, hingegen die 
untergeordneten Umter duch die Spigen der Exekutive ! 
anftelfen läßt (Goodnow, Principles of Administrative States 

in the U. S., 1905, ©. 233). Um nun hier das Shfiem 

der „spoils“, d. h. der Kriegsbeuten, als welde die Umter 
bei einem Mechiel der Parteiherrfchaft angejehen und unter 

die amtshungrigen Warteigänger verteilt werben, abztt- 

fchwächen, ift in der Umion und aud in dev Mehrzahl der 
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Einzelftanten ein GStaatöprüfungfyftern eingeführt, Das 

aber noc viel zu mwünfchen läßt, insbefondere Deshalb, 

weil ein großer Teil der Beamten ihm noch nicht unter- 

mworfen ift (Fish, The Civil Service and Patronage, 1905, 

Harvard Historical Studies, vol. XI, ch. 11). Auch ift daS. 

Prinzip der Nichtiwiederwählbarfeit (fog. rotation in office) 

welche da3 „spoil‘-Syftem und den allzu raichen Amtswechjel 

wefentlich begünftigte (fiehe FZiih a. a. D. ©. 7977.), größten- 

teil3 bejeitigt, twenngleich noch heute zwei Staaten, Mafia 

Aufetts und Virginien, dieg PBrinzip getreu jeinem putita= 

nischen Urjprung — e3 findet fid) fehon in Harringtons Dceana 

— ala notwendiges Prinzip des Freiftants anfehen und die 

Berfaifung von Maryland (Art. 1,Seft.34, fiehe Simjona.a.D. 

©. 49) nod) heute erklärt, daß die langjährige Trägerjhaft 

eine3 erefutiven Amt3 der Volfsfreiheit gefährlich und die 

Rotation eines ihrer beften Schugmittel jei. 

Die parlamentarifhe Demokratie muß das Prinzip der 

Volkswahlen jehr einfchränten, denn nur vermöge der An- 

ftellung der Beamten dur) den Chef der Exekutive refp. die 

ihn beratenden Minifter Tann die Legilatur von diejen 

Spiten die notwendige Veran:wortfickeit für Die Amt3- und 

Rervaltungshandfungen felbft der niedrigften Funktionäre 

nicht bloß fordern, fondern auch wirklich erhalten, und nur 

fo ihren, dem parlamentarifchen Regime begriffenotwendigen 

Einfluß auf die Verwaltung ficherftellen. Wir finden daher 

die Beamtenernennung durch den Chef der Erefutive reip. 

durch die von ihm hierfür delegierten Behörden in allen par- 
Iamentarifchen Demokratien (Frankreich, Art. 3 des Verfaf- 

fungögefege3 vom 25. Febr. 1875, Haiti, Art. 100; Chile, 

Art. 73, Ziff. 6 und 8; ©. Domingo, Art. 51, Ziff. 13T. 
und Venezuela, Art. 80, Ziff. 24). 

2. Die Rechte und Pflichten des Beamten der modemen 

Demokratie find ähnlich, wie die des Beamten der Monarchie. 

Hatfchet, Allgemeines Stantsret IL. 9
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Nur wird hier feine befondere privilegierte Stellung dent 
Beamten gewährt, e3 gibt feine Beamtenprivilegien. Gelbft 
d08 Penfionsrecht wird fowohl in der unmittelbaren als auch 
in der gemwaltentrennenden Demokratie al dem Wefen der 
Staatsenrichtung und den Grundfäßen des Freijtaats twider- 
ftreitend angejehen (jiehe Goodnorw für die Union a. a. D. 
&.2907., für die Schweiz fiehe Eicher a. a. D. ©.23, Dubs, 
Das öffentl. Recht der&idgenoffenichaft, I, 6.123). Die parla- 
mentarifche Demokratie, die fich ihrer ganzen Struftur nach 
mwefentlic) der Monardjie nähert, macht hier eine begreifliche 
Ausnahme. Beinahe alle Demofratien erbliden aber für die 
Berufsftellung des Beamten alö wefentlich, daß ihre Beamten 
nicht Mitglieder der Legislatur werden, da Hierdurch Die 
lestere von ber Erefutive leicht forrumpiert werden Tünnte. 
Diefe Inkompatibilität geht auf die eriten Anfänge der moder- 
nen Demokratie zurüd. Sie war zuerft in der fogenannten 
selfdenying Ordinance de3 Langen Parlaments von 1644 
ausgefprochen; fie ift feit ver Zeit ein Doama der modemen 
Demokratie geroorden, wenngleich) jich auch Ausnahmen hier- 
von, namentlich in parlamentarischen Demofratien zugunften 
der Minifter, aber aud) in anderen Formen de Freiftaatz 
finden (fo in der unmittelbaren Demokratie in den fogenamnten 
inneren Kantonen, in Nidwalden, vo fogar der Landanımann 
nicht bloß Vorfigender des Negierungsrat3, jondem aud) des 
Landrat3 und der Land3gemeinde ift; in der gewaltentrenmen- 
den Demokratie, 3.8. Peru, Aıt. 51). 

3. Die Beendigung des Amts ift, mo Volfswahlen die Be- 
amten beftelfen, der Zeitablauf, ferner die Refignation (dod) 
auc Ausnahmen, wo Refignation unzuläffig, 3.8. in einigen 
Landsgemeinden; fiehe Schollenberger, I, ©. 149), jchließ- 
lie Tod und Amtsentfegung. In der gemwaltenirennenden 
Demokratie fowie in der unmittelbaren wird eine Ants- 
eutfeßung der durch Volfawahlen befegten Amter gewöhnlich 
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nur durch da3 ordentliche Strafgericht oder al3 Folge des Jm- 
peachment ausgefprochen. In der parlamentarifchen Demo- 
fratie ift für alle Amter die Möglichkeit einer Amtsentjekung 
Yraft Disziplinarverfahrens gegeben. Nur ausnahmöweife 
findet fich folhe3 in der unmittelbaren Demokratie (3.8. in 
Schaffhaufen und Bern unter dem Namen Abberufungsredht ; 
Scholfenberger a. a. D.). Die Verantwortlichfeit it in der 
unmittelbaren und gewaltentrennenden Demokratie meift nur 
eine zivilrechtliche und ftrafrechtliche, wobei die Verfolgung 
des Beamten gewöhnlid) an feine Borentfcheidung einer 
höheren Behörde genüpft werden darf (ausdrüdlich aus- 
gefprochen ift Diesz. B. in der Verfaffung von Mexiko, Art. 108; 
Salvador, Art. 143 u. a.). Doc) finden fi) auch Ausnahmen 
jelbft -in der unmittelbaren Demokratie, wonad) auch hier 
BVorentfcheidung der Oberbehörden zur Verfolgung der Be- 
amten nötig ift (3. B. in Freiburg, Thurgau und Bern). Auc) 
jind kürzere VBerjähtungzfriften der Klage gegen Beamte zu 
ihrem Schuße in der Demokratie Teine jeltene Ericheinung. 

Die diäziplinäre Verantwortlichfeit a3 Ergänzung der 
jtrafrechtliden Berantwoortlichkeit ift in der unmittelbaren 
und gewvaltentrennenden Demokratie faft gar nicht vorhan- 
den, weil fie einen esprit du corps zur Vorausfehung hat, der 
hier im Beamten nicht auflommen darf (fiehe Goodnow, 
Principlesa.a.D.©.303f.). Hingegen fan die parlamentarifche 
Demokratie ihrer nicht gut entraten, weil fie durch möglichjten 
Bufammenbalt der Beamtenfchaft allein eine richtige Minifter- 
verantivortlichfeit gegenüber dem Parlament erzielen fan. 

$ 12. Die Selbftberwaltung. 

Selbftverwaltung und Demokratie follte man für un- 
zertvennliche Verbündete halten, fChon deshalb, weilnurdurd, 
die Überwälzung einer größern Zahl von Gtaatsfunktionen 
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auf die Selbftverivaltungsförper jener Zdealtiypus der Demo- 

Tratie möglich) rird, der das Berufsbeamtentum zugunften 

der durch Volfswahlen beftellten Beamten in den Hinter- 

grumd drängt. In Wirffichfeit fieht aber die Sache anders 

aus. Die meiften Demofratien der Gegenwart fennen nur 

eine fehr beichränfte Gelbfiverwaltung der Kommunalver- 

bände. Nur in den veutjchen Kantonen der Schweiz findet 

fich al8 Folge des ehemaligen Gedeihens der Land3gemeinde 

eine weitgehende Autonomie (fiehe Schoflenberger, 1, ©.331). 

m den übrigen Kantonen, insbejondere den welichen, deu 

füb- md zentralamerifanifchen Republifen, ift die Gelbit- 

verwaltung, weil nach napoleonifch-franzöfiichem Vorbilde 

aufgebaut, ebenjo zugunften der Zentralgemwalt eingeengt, 

wie in der heutigen franzöfifchen Republik (jiehe Bodley, La 

France, 1904, ©. 320, wegen der heutigen Parlaments- 

pragi® Pierre, Nr. 527, 648, 1223, 1233). Aber au) in den 

nordamerifanifchen Demofratien ift die Selbftverwaltung nur 

in geringem Maße vorhanden (fiehe Goodnow, Municipal 

Home’ Rule, 1906). Hier wurde mr zu jehr das englifche 

Vorbild Topiert, das mit feinem Shftem der private und local 

acts die Selbftverivaltung durd) Die Gefeggebung einjchnürt 

(fiehe mein engl. Staatsrecht, I, &.503ff. und II, ©. 452 ff.). 

Eift in neuerer Zeit fucht man au) hier ein Net auf 

Selbftverwwaltung gegenüber der Legiälatur durd) aus 

drücliche Verfaffungsbeftimmungen Tünftlich aufzuiiähten 

(jiehe Goodnomw a. a. D. Kap. V.). Der Grund, weshalb 

die Demokratie fein befondereg Gericht darauf Tegt, ein 

weitgehendes Recht auf Selbftvervaltung einzuführen, Tiegt 

zunächft in der Präponderanz der Legislatur, auf welcher 

die parlamentariiche Demofratie aufgebaut ift. Diefe glaubt 

nämlich dur) das GShftem der Minifterveranttortlichkeit 

die Staatsregierung im Verhältnis zur Selbftverwaltung 

genügend zu Fontvollieren, ohne bie Empfindung auf 
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fommen zu lafjen, daß man gegenüber der Legiäfatur felbft 
Schranken zugunften der Selbitvermwaltung aufzurichten nötig 
bat. Die gemwaltentrennende und die unmittelbare Demofratie 
fehen aber in anderweitigen Kontrollmitteln der Legis- 
latur, insbejondere in dem richterlihen Prüfunggrecht bon 
Gejegen und im Referendum, genügende Schubnittel der 
KRommmmalverbände gegenüber der Zentralgewalt, ob mit 
echt, ift eine andere Frage. 

$ 13. Die Garantien der Berfajjung: die Zreiheitsrenjte, 

I. Der geichichtliche Urfprung. 
Die Freiheitsrechte find aus dem Widerftreit gegen die 

allumfajjende Polizeigewalt des abjoluten Staats entftanden. 
Der Widerftreit regte fich zunächft auf anglofähfifchem Boden, 
wo die Polizeiftaatgewalt unter den Tudor3 und den erften 
Stuart3 zur Blüte gelangt war. Die puritanifche Revolution 
it ihre Schöpferin. Schon daS ‚Agreement of the People‘ 
(Art. 8) Tennt fie. Ir Neu-England erfuhren fie tmeitere 
Ausbildung. Die Borftellung, daß der Engländer gewilfe 
Rechte als fein „birth right“, fein „Geburtsrecht”, mit 
fi) trage, war aus dem Miutterlande hinübergenommen. 
Unter dem Einflufje englijcher Theoretifer wie Mathern Hale 
(geb. 1609, geit. 1676) und Sohn Zode (1632—1704) wurde 
dies dahin zugefpiät, daß diefe urfprünglichen Nechte des 
Engländer dor der Entftehung jeder ftaatlichern Gejellichaft 
lägen, dem Menjchen jhon im Natirzuftand zufämen und 
daher al3 unveräußerlich von jedem Gefebgeber refpeftiert 
werden müßten. 

Eine der früheften Erklärung der Menfchenrechte enthalten 
die „General Fundamentals“ von New Plymouth aus dem 
Sahre 1671 (fiehe Capen. History of Democracy, Hartford 
1774, ©.146ff.). Zunächft verfichern einander Die Unterzeichner
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als „Freeborn subjects of the State of England“, Daß jie feine 
Auflage oder Fein Gefes ohne ihre Zuftimmung annehmen 
wollten, denn dies allein entfpreche den Freiheiten de3 eng- 
Yifejen Staates („which is acording to the free Liberties of the 
State of England“). Im folgenden, insbefondere Art. IILff., 
wird die Gleichheit vor dem Gejehe und in der Stechtsfprechung, 
die Sreiheit der PBerfon, des Lebens und Eigentum garan- 
tiert (Art. IV: „That no person in this government shall 

be endamaged in respect of Life, Limb, Liberty, Good name 
or Estate‘). € wird die Garantie des Gefchmornengericht3 
gegeben, die Gfaubens- und Gewilfenzfreiheit und die Kultus- 
freiheit zugefihert. Zum Schlujfe wird der Charakter diejer 
unveräußerlichen Menfchenrechte als durch jede Menfchengefeg- 
gebung unverleblich deffariert (Art, IX: „And finally it is 
Ordered and Declared by this Court and Authority thereof, 

that all these foregoing Orders and Constitutions, are so 
Fundamentally essentials to the just Rights, Liberties, 
Common good and special end of this Colony, as that they 
shall and ought to be inviolable preserved“). Freilich fehlt 

x 

hier noch die Scharfe Formulierung al8 fubjeltives Recht, wie | 
fie ein Sahrhundert jpäter unter dem Einfluffe der Natur- 
vechtfchriftfteller, wie Hale, Lode, Pufendorf und Blad- : 
ftone, in den Erklärungen der Menfchenrechte der von Eng- 
Yand abgefallenen Neu-England-Rolonien fich findet, ind- 
befondere in der Verfafjung von Virginien vom 12. Juni; 
1776, die an ihrer Spike eine fogenannte „bill of rights", 
eine Formulierung der Menfchentechte trug. &3 folgten dann 
die Berfaffungen von Pennfylvanien (28. Sept. 1776), Mary- 
land (11. Nov. 776), Nord-Rarolina (18. Dez. 1776), Vermont 

(8. Suli 1777), Maffachufetts (1780), Nerv Hampfhire (1783) 

in der gleichen Richtung. Das waren die Vorbilder für die 
franzöfiiche Konftituante von 1789, die unter dem Einflufie 
von Lafapette zur Publikation einer „Erklärung der Menfchen- 
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vechte” fehritt. Diefe Erflärung ift vom 26. Auguft 1789 da- 

tiert und ift dann wörtlic) in der franzöfiichen Verfaffung von 

1791 aufgenommen. Bon hier hat fie ihren Nundgang durch 
Europa, Bentral- und Südamerika angetreten. 

Sranzofen (fo inbejondere Boutmy) ftellen die Behaup- 
tung auf, daß die franzöfifche Exflärung der Menjchenrechte 

ureigenftes Produkt des -franzöfiichen Nationalgeiftes, ins- 

befondere aus den Schriften Roufjeaus gemwifjermaßen eg- 

zerpiett, darjtelle. Diefe Auffafjung ift jhon deshalb falich, 

meil Roufleau, wie wir im folgenden fehen werben, eigentlich) 

der allmächtigen „volonte generale“ gegenüber Teine un- 

veräußerlichen Menjchenrechte zuerfennt. Jnsbejondere hat 

Seltinek in feiner Schrift „Die Exflärung der Menjchen- und 

Bürgerrechte, 1895” jene Theorie, da3 Produkt franzöfiicher 

Gigenliebe, vollftändig widerlegt und den amerifanifchen Ir- 

iprung aufgededt. Wenn er die Subjeftivierung der Menfchen- 

rechte aus Poftulaten des englijchen objektiven Rechts auf 

da3 Konto von Bladitone zurücführen mill, deffen Analysis 

of the laws of England von 1754 fon eine folche Formulie- 

rung enthalte, jo überfieht er (fiehe mein engl. Staatzredht, I, 

©. 18), daß jhon Hale in feiner „Analysis of the Civil Part 

of the Laws“ in Gelt. XIII eine zutreffende Yaffung der 

bekannten Sreiheitsrechte der Engländer alS fubjektiver Rechte 

liefert; er jagt unter der Überjchrift „Yon den Rechten des 

Volks oder de3 Untertanen” (6.28): „Die Nechte de3 Volls 

und feine Freiheiten im Verhältnis zum König und den ihm 

untergeordneten Magiftraten find, daß fie (sc. die Vollöge- 

noffen) von diefen gejhügt werden follen an Xeben, Freiheit 

und Eigentum („The rights and liberties to be enjoyed by the 

people both in relation to the king and all his subordinate 

magistrates are, that they be protected by them and treated 

according to Their lives, Their liberties, Their estates‘). 

Bladitone jelbit jagt in der Vorrede zu feiner Analyjis, die
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übrigens nur eine Kopie der Halejchen ift: „Won allen den 
Schemen, die bisher zur Einordnung des englifchen Rechts 
gemacht worden find, ift Das am meiften natürliche und wifjen- 
I&aftfiche das von Mathew Hale..." Übrigens möchte id) 
den Wert folher „Analyfis” nicht allzuhoch für unfere Frage 
einihägen. Man weiß ja, tie wenig auch heutzutage fo- 
genannte „rundriffe”. originell zu-fein- pflegen. Die Zormu- 
lierung der Freiheitrechte lag feit der Zeit der engfifchen 
Revolution gemwiffermaßen in der Luft, Die juriftische Formel 
war dasjenige, Dad am menigften wichtig war. Der Geift 
der Puritaner, nicht der der Franzofen hat die Freiheitsrechte 
zuwege gebracht. 

HM. Die Zunftion‘ der Freiheitsrechte in der modernen 
Demokratie. 

Die Hauptfunktion der Sreiheitrechte in der Demokratie 
ift die Aufftellung eines Katalogs von fubjektiven. Rechten, 
der vor jeder Verfaffung liegt, von jeder Verfaffung des 
Staate3 anerkannt werden muß und unzerftörbar ift jedem 
ordentlichen Gejegeber gegenüber. Dieje Eigentümlichfeit 
der Freiheit3- oder Menjchenrechte, daß fie gemiffermaßen 
der Pakt find, der die Grundlage des: Staatöwefenz bildet, 
gibt ihnen die geheinmisvolle Kraft, die ihnen die älteren 
demofratifhen Berfafjungsgeber zufchtieben. Diefe-Wunder- 
kraft ift, daß fie die Verfaffungen, denen fie vorhergehen, 
gewifjermaßen garantieren. Sie find aljo Garantien der Ver- 
fafjung. 

Diefe Auffaffung von der Funktion der Freibeits-, vejp. 
Menfchenrechte findet fich zunäcit bei den Vätern der nord- 
amerifanifchen Union. Zwar hatte Hamilton im „Federalifi” 
(Nr. 82) die Überffüffigkeit dev Aufftellung einer „bill of 
rights“ plädiert mit Rüdjicht darauf, daß die Unionsgewalt 
an fich mr eine Getmalt mit Timitierten und genau aufgezählten 
Befugniffen fei und daß im übrigen die Verfaffungen der 
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Einzelftaaten gewiffermaßen bills of rights der Unionsver- 
foffungen darftellten. Uber trogdem turde die Unions- 
verfafjung nur unter der Bedingung von den Einzelitaaten 
ratifiziert, daß in Form von Amendements ein Katalog von 
Freiheitsrechten angefügt würde, mas aud) tatfächlich bald 
nach dem Inkrafttreten der Union erfolgte. Jefferfon fagt 
über die damalige Auffafiung (zit. bei Cooley, Constitutio- 
nal Limitations, ©.315, 4. Aufl): „Die Zwede unjerer Stants- 
gejelfichaft verlangen nicht ein voffftändiges Aufgeben aller 
unferer Rechte zugunften unferer ordentlichen Regierer. € 
gibt da gemwilje Teile unferer Rechte, die für ihre effektive 
Regierung unnötig find und die, fie die Erfahrung lehrt, fie 
immer angreifen werden, mern man fie ihnen überläßt. C3 
gibt gemwiffe Schranfen, die fich al3 befonder3 wirkungsvoll 
gegen das Unrecht bewährt haben ..." 

Diefe Worte Sefferfons Klingen fehr an Rouffeau an, der in 
feinem ‚contrat social‘ fagt (1. IL, chap. IV): „Des bornes du 
pouveir souverain.“ „On convient que tout ce que chacun aliöne 
par le pacte social, de sa puissance, de ses biens, de sa liberte, 
c’est seulement la partie de tout cela dont P’usage importe ä& la 
communaute.“ 

Sn ähnlicher Weife war man fi in der franzöfiichen 
Konftituante bewußt, eine Erflärung der Menfchenrechte zu 
Ihaffen, die für alle fünftigen Zeiten gemwifjermaßen den 
Sozialpatt abgeben follten, bindend für alle fünftigen Re- 
gierungen. So jagte damals Lally-Tollendal: „Daß eine Er- 
Härung gegeben fei, die Erflärung der Rechte aller, Die 
getwiffermaßen ein Sozialpaft, ein allgemeiner Vertrag fei 
(„quisoit pour ainsi dire un pactesocial, un contratuniversel‘; 

Archives parl., 1 ser. VII, p.222), und Desmeunier3 fügte hin- 

zu, daß dieje Erklärung derMenjchenrechte ein „principe appli- 
cable A tous les gouvernements“ wäre (a.a.D. ©. 334). 

Sft fonach diefe Grundauffaffung der Freiheitsrechte und. 
ihrer funktionellen Bedeutung allen Demokratien tupifch, jo
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ift allerdings ihre praftifche Nealifierung nicht in allen Die 
gleihe. Am vollftändigjten muß fie in der repräfentativen 
Demokratie des amerifanifchen Typus durchgeftihrt fein. Hier 
gelten Die von der Verfaffung eingefegten Organe nur als 
Agenten des Bolfes, über deren richtiges Funktionieren Die 
tichterliche Gewalt zu wachen hat. Die Trennung der drei 
Teile der Staatägewalt und ihre Unterordnung unter das 
Volk bringt ed, wie wir fahen, mit fi), daß die richterliche 
Gewalt die Afte der beiden anderen Teile der Staatsgemwalt, 
der erefufiven und legislativen, auf ihre Berfaffungsmäßigfeit 
zu prüfen hat, insbefondere daraufhin, ob fie nicht den durd) 
die Berfaffung gewährten Freigeitzrechten widerfprechen. So 
it denn auch die Wirkfamfeit der Treiheitsrechte in den 
amerifanifchen Verfaffungen durch das richterlihe Prüfungs- 
recht felbit gegenüber. Gefeben garantiert, Die ev. für 
nichtig erklärt werden Tönnen, wenn fie jenen zumider- 
laufen. „Aus Furcht vor der Gefebgebung” berlangt de3- 
halb Sefferfon die Aufftellung von Freiheitzrechten, die durch 
die Verfaffung garantiert jeien (Sefferjon in einem Briefe 
an Madifon vom 15. März 1789, zit. bei Cooley a.a.D. 
©. 317, Note). 

Anders liegt die Sache in der parlamentarifchen Demokratie, 
3. B. in Frankreich. „Hier ift das Parlament der ftellveriretende 
Souverän. Eine Unterordnung feiner Wirkfamfeit unter den 
Richter und die Gerichte ift nicht denkbar. 3 fehlt auch, wie 
twir fahen, die Dreiteilung der Stantsgewalt und die Trennung 
der Gewalten im Sinne der gewaltentrernnenden Demokratie. 
Aus diefem Grunde lehnen die Franzofen (fiehe Duguit a.a.D. 
&.658) die praftifche Realifierung der Freiheitsrechte Durch die 
Gerichte nad) amerifanifchem Mufter ab und begnügen fich da- 
mit, daß bloß theoretifch die Verfaffungswidrigfeit eines den 
„Menjchentechten" widerfprechenden Gefehes ftatuiert werden 
Tönnte, 
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Am eheften Tonnte die unmittelbare Demokratie ber 

„Menfchenrechte” und ihrer praftifchen Realifierung enfraten. 

Dies zeigt jhon das Beifpiel der antifen Demokratie! Weil 

jeder Staatsbürger Herifcher und Veherrichter mar, benötigte 

ex deshalb zu feinem eigenen Schube feinen Schuß gegen fi 

felöft als Herrfcher. Am prägifeften führt dies Roufjeau, der 

Hauptvertreter der unmittelbaren Demokratie, duch (1. I, 

ch.VII): „Da der Souberän nur aus den einzelnen befteht, 

die ihn bilden, und daher fein ihnen Tonträres Spntereife 

vertritt, deshalb hat die jouneräne Gewalt feine Garantien 

gegenüber den Untertanen nötig" („Le souverain n’etant 

form& que des particuliers qui le composent n’a ni ne peut 

avoir d’intöret contraire au leur, par consequent la puissance 

souveraine n’a nul besoin de garants envers les sujets“‘). &8 

bedarf alfo nach Rouffeau feiner Garantien ber Berfaffung. 

An anderer Stelle fpricht er fic) auch gegen dad Fort- 

beftehen angeborener Rechte in feiner ealdemofratie, der 

unmittelbaren, in folgender Weife aus (1. I, ch.VI): „Beil 

diefe Entäußerung (sc. der Rechte de3 Jndividuums azuguniten 

der Gejamtheit) feinen Vorbehalt in fich jchließt, fo ift dieje 

Berbindung fo volffonmen, als fie nur überhaupt gedacht 

werden farın. Keiner der Gefellichafter hat mehr das Nedht, 

einen Sonderanfpruch zu eiheben („mul associe n’a plus rien 

a röclamer“); denn blieben dem einzelnen einige Rechte vor- 

behalten, dann wäre, weil fein gemeinfamer Oberer vorhanden 

ift, welcher zwijchen ihm und der Allgemeinheit enticheiden 

fönnte, jeder gewiffermaßen Richter in eigener Sache, er 

wide jedenfalls bald das Verlangen äußern, feine Sudikatur 

über alles auszudehnen, der Naturzuftand würde fortdauern“ 

(„car s’il restait quelques droits aux particuliers, 

comme il n’y aurait aucun sup£rieur commun qui doit pro- 

noneer entre eux et le public, chacun &tant en quelque 

point son propre juge, pretendrait bientöt P’ötre en tout:
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l’6tat de nature subsistait ...“). So ergibt fich für die un- 
mittelbare Demokratie, daß, wenn hier aud, Freiheitsrechte 
durch die Verfaffung anerkannt find, fein Nichter ihre Durd)- 
jegung verbürgen Tann, da er jich dadurch, über die volonte 
generale der Allgemeinheit, wie fie in der Legiälatur ver- 
förpert ift, fegen würde. Deshalb haben auch bloß zivei der 
ichmweizeriihen Kantonsverfafjungen den Richter mit dem 
Prüfungsrecht der Gefete nach amerikanischen Mufler ver- 
jeden. Auch Die Bundesverfaffung von 1848 fcheint fich 
in Rouffeaufchen Gedanfengängen bewegt zu haben, wer 
fie die Prüfung darüber, ob der Gefebgeber die durch die 
Bundesverfaffung garantierten verfaffungsmäßigen Nechte 
der Staatsbürger verlegt habe, zumädjjt der Bundesver- 
fammlung überwie3 (Art. 105 der Verf. von 1848: „Das 
Bundesgericht urteilt im fermern über Verlegung der 
durd) die Bundesverfaffung garantierten Nechte, wenn bier- 
auf bezügliche Mlagen von der Bundedverfammlung an das- 
jelbe gewiefen werden”). Exjt auf Antrag von Dub, der die 
Trennung der Gemwalten nach ameritanifchen Mufter vor 
Augen hatte, wurde das Bundesgericht in der gegenmwärtigen 
Bundesverfafjung von 1874 (Art. 113, Ziff. 3) mit der Kon- 
trolle des Gejebgebers, ob er die verfaffungsmäßigen Nechte 
der Stantbürger nicht verleke, betraut. Aber auch dies 
Kontrolfrecht wurde nur gegenüber dem Santongejehgeber 
zugellanden, Damit fich im Bunde wenigftens die richterfiche 
Gewalt nicht über die gejebgebende erhebe (fiehe Burcdhardt, 
Kommentar der Schreiz. Bundesverfaffung,. 1905, ©. 848). 

II. Der Smhalt der Sreiheits- oder Menjchenrechte 
fommt ungefähr den bei den Monarchien (Bd. I) entwidelten 
Formeln gleich, ift aber meift detaillierter. Ich will als 
Beleg hierfür eine der neueften amerifanifhen Berfalfun- 
gen anführen, die von Cuba (vom 21. Februar 1902). AS 
Sreiheit3- und Menfchenrechte figurieren Hierbei: 
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1.'Die Gleichheit vor dem Gefes, Ausihluß aller perfön- 
Yichen Privilegien (privilegios personales, Art. 11). 

2. Kein Gefeg darf rüdwirkende Kraft haben, e3 tpäre 

denn ein Strafgejeb und dem Bechuldigten günftiger (rt. 12). 

3. Kein Gejeß und feine Verfügung der Vermaltungs- 

behörden darf abgeichloffene Verträge der Bürger annullieren 

oder überhaupt alterieren (At. 13). 

4, Die Todezftrafe darf nicht über politifche Verbrecher 

verhängt werden (Art. 14). " 

5. Garantie der Freiheit der Perfon (Art. 15). 

6. Zufiherung des Habens-Corpus der Vorführung Des 

Beichuldigten innerhalb einer beftimmten Frift vor den Unter- 

iuchunggrichter refp. vor das Formpetente Gericht (Art. 16 u. 17 

und Art. 20). 
7. Berhaftungsbefehle können nur durch den Fompetenten 

Richter vejp. Gerichtshof exlaffen werden (At. 18). 

8. Niemand foll feinem ordentlichen Richter entzogen’ wer- 

den, Verurteilungen finden nur nach den Zormei deö Ge- 

jebes oder Rechts, die aber jhon vorher in Kraft getreten . 

fein müffen (Art. 19: „en virtud de leyes anteriores al 

delito y en la forma que &stas establezcan“) ftatt. 

9. Niemand foll gezwungen werben gegen fich jelbit, feine 

Chegattin oder feine Blutsverwandten biß zum 4. Grade oder 

Berichtägerten des 2. Grades Zeugnis abzulegen (Art. 21). 

10. Geheimnis der Korrefpondenz und der Privatdofu- 

mente toird gewährleiftet. Diefer Grundjab Tann nur in be- 

ftimmten dur) das Geje aufgezählten Strafunterfudungs 

fällen durchbrochen werden. Jedenfalls muß aber der auf 

die Strafunterfuchung nicht bezugnehmende Suhalt Geheimz- 

nis bleiben (Art. 22: „En todo casa se guardara secreto re- 

specto de los extremos ajenos asunto que motive la occu- 

paciöon 6 examen‘'). 

11. Die Sicherung des Hausrecht3 (Art. 23).
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12. Niemand darf, ausgenommen in den vom Gejehe auf- 
gezählten Fällen gezwungen meiden, jeinen Wohnfit oder 
fein Domizil zu ändern (Art. 24). 

13. Garantie der Meinungs- und Preßfreiheit (Art. 25). 
14. Gewiljend- und Aultusfreiheit (Art. 26.) 
15. Garantie der Betitionzfreiheit und der Berechtigung, 

einer Beicheid Darüber zu erhalten (Art. 27: „y de que se 
le communique la resoluciön que & ellas recaiga‘‘). 

16. Verfammlungs- und Koalitionsfreiheit zu gewerblichen 
Biweden (Art. 28). 

17. Freizügigfeit (Art. 29). 
18. Verbot der Verbannung vom Staatsgebiet (Art. 30). 
19. Lernfreiheit, inäbefondere unentgeltlicher vom Staate 

zu erhaltender Elementarunterricht (Art. 31), Garantie der 
Lehrfreiheit für den höheren Unterricht. 

20. Schub des Privateigentums (Art. 32). 
21. Verbot der Konfiöfation von Cigentum al Strafe 

(At. 33). 
22. Steuern dürfen nur dann verlangt werben, wenn 

fie in gejeglicher Weife auferlegt find (Art. 34). 
23. Das Patentrecht wird garantiert, ebenfo das Autor- 

recht (Art. 35). 
Schließlich Tommt die bemerkenswerte Grumdffaufel, daß 

die Aufzählung der hier angeführten Freiheitsrechte andere 
nicht ausfchließt, welche aus der Tatjache fließen, daß ber 
Staat eine voffsfouveräne Demokratie jei (Art. 36). Ahnliche 
Beftimmungen finden mir auch in anderen Demofratien, 3. ©. 
Brafilien (Art. 78). 

Wir find hiermit an einem der Hauptunteridjiede der 
Freiheitsrechte in Demokratien und in Monarchien angelangt. 
St diefen legten gelten nur jene Sreiheitsrechte, welche in 
der Berfaffung aufgezählt find. Die Tafel der Treiheitsrechte 
der Demoftatie ift vermehibar infolge der Tatjache, daß Ge-  
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richte über ihre Nealifierung wachen und daß im allgemeinen 

hier der Grundfaß gilt: „Was nicht verboten, it erlaubt” 

(oder wie die Verfafjung von Argentinien dies hübfc) aus- 

drüct: Art.19: „Las acciones privadas de los hombres que 

de nigün modo ofendan al orden y & la moral publica ni 

prejudiquen & un tercero, estän sölo reservados & Dios y 

exentas de la autoridad de los Magistrados“‘). 

So wird in der Schweiz aus dem Grundrecht der Gleich- 

heit, twie e8 Art. 4 der Bundezverfalfung garantiert, daS Ber- 

bot der Rechtverweigerung, da3 Verbot der- Verweigerung 

des rechtlichen Gehörz und der rillfürlichen Auslegung des 

Gefeßes (Burdhardt, ©. 89ff.) abgeleitet. Jr den Vereinigten 

Staaten wird aus der Meinungs-, Preß- und Religionsfreiheit 

ein freedom of culture abgeleitet, d.h. ein Recht jedes Men- 

fchen, fic) nad) feinem Gutdünfen auszubilden. Aus diefem 

Grunde wird daher jedes Verbot der Vivifeftion für For- 

Ihungszwede al3 verfafjungsmwidrig behandelt (fiehe Freund, 

Police Power, 1904, ©.5135.). Aus der allgemeinen Freiheit 
de3 Staat3bürgerz wird ein „Ireedom of private conduct“, d.d. 

die Freiheit, fich in feinen häuslichen Verhältniffen frei zu ent- 

wideln, und ein „Ireedom of social intercourse“, d.h. Die Zrei- 

heit, gejellige Beziehungen mit jedermann nad) feinem Be- 

fieben zu unterhalten, al3 verfaflungsmäßige® Grundrecht 

aufrechterhalten. Ein Gejeß des Staates Kentudy, monac 

da3 Anreden einer Proftituierten auf der Straße allen männ- 

lichen Perfonen — ihre männlichen Vertvandten ausge 
nommen — verboter war, wınde alß verfafjungswidrig be- 

trachtet, da e3 dem Grundrecht de3 „‚Ireedom of social inter- 
course“ zumiderlaufe (Freund a. a. D. ©. 488).
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g 1a. Staat und Kirche. 

I. Allgemeines, 
Ganz dverichieden bon der Art der modernen Monarchie 

ift die Grundlage, auf welcher das Verhältnis von Gtaat und 
Kirche in der modernen Demokratie aufgebaut ift. Während 
e3 dort, dad primäre, hiftorifch gegebene it, defjen Härten, 
mögen fie nıın in einer Unterordnung der Kirche unter den 
Staat oder umgekehrt bejtanden haben, durch Tangfame Evo- 
fution freiheitliher Speen gemildert find, wobei al3 deren 
Nebenproduft, gewijlermaßen al zufälliges Nebenproduft, 
die Gemifjenzfreiheit refultierte, ift umgefehrt in der modernen 
Demokratie das primäre und urjprünglich gegebene bie indi- 
viduelle Gemwiljend- und Kultusfreiheit und ihrer Sicherung 
wegen.allein wird das Verhältnis von Staat und Kirche 
präziftert. (Stehe auch Rothenblicher, Trennung von Staat 
und Firche, 1908, ©. 46.) 

Das Iehren zwei Beifpiele aus alter und neuer Beit. 
Schon im Jahre 1539 Hatte ein hofländifcher Seftierer 

David Soris in femer Schrift „Het Wonderboef" ausgefprochen: 
„Lafjet jedem Spiegel feinen Widerfchein, jedem Sahre feine 
Tage und jedem Menfchen fein Recht, religiös nach feinem 
Glauben zu leben." Auf dem jungfräulichen Boden bon 
Amerika, dann gleichzeitig in dem Crommellichen England ver- |. 
fündeten Puritaner und Duäler die erfien Grundfäße der Tole- || 
tanz. Einer ihrer früheften Verkündiger mar Roger Williams, 
der als Prediger von Salem in Mafjachufett3 eine Baptiften- | 
firche gründete und dort lehrte: „That civil rulers had no | 
power or authority to proscribe enjoin or regulate, religious : 
belief.“ Ex mußte deswegen fliehen und wurde der Begründer || 
bon Rhode Yeland und Providenee. Einer der eriten Be- |) 
ichfüffe der neuen Kolonie war, daß die eingefebte Regierung | 
nur über „Sivilangelegenheiten” Verordnungen und De || 
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frete erlaffen dürfte („we do... promise to submit oursel- 

ves ... to all such oders or agreements ... only in civil 

things“). Am 19. Mai 1647 bejchloß die Generafverfammlung 

der neuen Kolonie ein Zivilgefegbuc, deffen Schluß wie folgt 

Yautete: „Su jeder anderen Hinficht al® wie hier verboten 

ift, mögen alfe Menfchen nad) ihrem Gemiljen und ihrer 

freien Überzeugung wandeln, jeder im Namen feines Gotte, 

und Iaffet die Lämmer des Höchften in diejet Kolonie im 

Namen Jehovahs, ihres Gottes, mandeln frei von jeder Be- 

Yäftigung für immerdar.” So wird Die Religionzfreiheit ge 

wijjermaßen zum Zentrum jeder politifchen Betätigung, 

zum Mittelpunft aller bürgerlichen Sreiheitsrechte, 

de3 Verhäftniffes von Individuum zum Staat und felbftver- 

ftändfich deshalb aud) zur Grundlage des Berhälnifjeg von 

Kirche und Staat. 
Da tie Unterftübung einer Kirche eine Beborzugung bor 

den anderen und außerdem eine Belaftung de Gewiljens det 

ihr nicht angehörigen Steuerzahler bewirkt, jo ift ala Ergän- 

zung der garantierten Gewiljend- und Rultmzfreiheit die: 

Trennung von Staat und Kirche notwendig. Deshalb jagt 

auch I. Amendment zur Unionsverfaffung, in dem es die Zus 

fammengehörigfeit Ddiefer drei Rectsinftitutionen hervor- 

hebt: „Der Kongreß joll feine Gefege machen, welche eine 

Staatsficche etablieren oder die freie Neligionsübung ver- 

hindern.” Nach Art. VI darf nicht die Bugehörigfeit zu irgend- 

einem Glauben die Worausfegung für ein Amt oder eine 

Bertrauenzftellung feitens der Vereinigten Staaten bilden. 

Dieje Grundfäge haben aber aud) für da3 Einzelftaatsrecht in 

der Union Anerkennung gefunden. 

Hhnlich wie in den Vereinigten Staaten hat mar auch bei 

der jüngften Trennung von Kirche und Staat, nämlich bei der 

in Srankreich im Jahre 1905 (fiehe Gejeb vom 9. Dezember 

1905) argumentiert. Die Garantie der Gemiffenzfreiheit war 

Hatichet, Algemeines Stautsreht IT. 10
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der Ausgangspunkt. Mit dem vertrüge fic fein Shflent der 
„anerkannten Stivchen” (cultes reconnus“). Dies gehe tiber 
die dem Stante zuftehende Neutralität hinaus, e3 erlebe die 
individuelle Getoiffensfreiheit, da e3 den andersgläubigen 
Steuerzahler belafte und die bezahlten Firchfichen Sunftionäre ; 
zu Dienern de3 Staates mache, deren volffommene Unab- | 
hängigfeit da8 „vrai regime de libert& religieuse“ allein ver- 
bürge (Duguit a. a. D. ©. 602). 

©o ift die Kette der Beziehungen aufgededt. Gewiljenz- 
freiheit bedingt in der Demokratie Kultusfreiheit, Kultuz- 
freiheit bedingt Trennung von Staat und Kirche. 

11. Der Umfang der Gewifjens- und Kultuzfreiheit in 
der modernen Demokratie. 

Da diefe beiden Freiheitsrechte gewvijjermaßen der Eaftein 
de3 Verhältniffes zwifchen Staat und Kirche in der mo- 
deren Demokratie find, fo üft nicht Zu verigundern, tern 
beide viel weiter gehen al3 in der modernen Monauchie. 

AB Borbild des Umfangs diejer Treiheitsvechte in der 
Demofratie führe ich die Schweiz an, deren Bumdesper- 
faffung nachftehende Grumdfäge (Art. 49 und 50) aufftelft: 

1. „Niemand darf zur Teilnahme an einer Neligions- 
genofjenfchaft oder an einem religiöfen Unterricht oder zur 
Vornahme einer religiöfen Handlung gezwungen mwerden, 
oder wegen Glaubensanfichten mit Strafen irgendwelcher Art 
belegt werden." Danach wäre Schulzwang in Verbindung | 
mit Sonfeffionsjehulen, als einzigen elementaren Bildungs- 
anftalten, unzuläfjig. Sn der modernen Monarchie findet fich 
dingegen diefe Kombination. 

2. „Über die religiöfe Erziehung der Kinder Bid zum i 
erfüllten 16. Alterzjahr verfügt im Sinne vorftehender Grund- | 
jäe der Inhaber der väterlichen oder vormumdfchaftlichen ' 
Germalt”. Diefer Grundfas führt dahin, daß der Vater oder 
Snhaber der väterlichen oder vormundfaftlihen Gemalt  



  

Gewifiens- und Kultuzfreiheit. 147 

das nod) minderjährige Kind zur Unnahme eines anderen 

oder zum Aufgeben jedes Glaubens überhaupt veranlafjen 

Tann, ofme feinen eigenen Glauben zu wechjeht. Eine Prazis, 

wie 3. B. die de3 öfterreichifchen Verwaltungsgerichtehofs, 

daß Kinder unter 14 Jahren, nad) deren Geburt die Eltern 

Tonfeffionglo3 gemorden find, dem frühen Glauben des Vateız, 

teip. bei Verträgen dem der Eltern folgen müßten (jiehe 

v. Yuffaref, in Grimhuts Zieh. 80.23 ©. 635), twäre in det 

Schweiz ebenfo undenkbar, wie die der meiften deutjchen?) 

Rartitularrechte, welche den Zivang zur Erziehung in ber Re- 

Yigion de3 Vater? rejp. des Vater und der Mutter für das 

entfprechende Gejchlecht der Kinder vorichreiben (fiehe Nied- 

ner, Einführungsgefeb zum BGB., 1901, ©. 2517.). Sn der 

Schweiz wäre aud) die Beftimmung, die fi in der Mehr- 

zahl der Eontinentalen Monarchien und in England findet, 

undenkbar, wonach der Vater fein Kind vom religiöfen 

Unterricht feiner Konfeffion nicht zurüdhalten day. In 

der Schmeiz Hat der Inhaber der väterlichen oder vor- 

mundfchaftlichen Gewalt volle Freiheit in der religiöfen 

Erziehung feines Kindes, jo daß er ihm gar feine religiöje 

Erziehung zu geben braucht oder diejenige, die er will, 

und namentlich der Schulbehörde gegenüber vollftändig freie 

Hand hat. Er kann insbefondere enticheiden, ob fein Kind 

in der Schule den religiöfen Unterricht befuchen foll oder nicht 

(iehe Burkhardt, ©. 500). Nicht einmal in England geht Die 

Sreiheit de3 Vaters jo weit. 
3. „Die Auzübung bürgerlicher oder politifcher Rechte 

darf durch feimexlei Vorchriften oder Bedingungen Firhlicher 
oder religiöfer Natur befchränft werben.” 

Diejer Grumdfat ift auch in der modernen Nonarchie vor- 

handen, aber wie radifal er in der Schweiz durchgeführt wird, 
    

1) Ausgenommen Preußen, das dem Vater das freie Beftimmungdredt ge= 

währt, und Baden. 

10*
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geht daraus hervor, daß jeinetwegen Die Befchränfung des 
aktiven Wahlrecht3 von Geiftlihen al unzuläffig aufgefaßt 
wird. Allerdings die naheliegende Konfequenz, Daß aud) Die 
Wählbarfeit der Geiftlichfeit nicht befchränkt werden Fünne, 
wird fcheinbar nicht gezogen (fiehe 3.8. Art. 75 der Bundes- 
verfaffung und Schollenberger3 Schweizer Staat3- und Ber- 
waltungsredt, 1, S.51). Sn der modernen Monarchie, felbft 
in foldhen, wo Trennung von Staat und Kirche durchgeführt 
ift, findet ich, wie z.B. in Holland, die Tatjache, daß gemiife 
Ümter von der Zugehörigkeit zu einer beftimmten Konfeffion 
abhängig find (fiehe Lohman, Onze Constitutie, 1901, ©. 29). 
Ähnlich Tiegt die Sache noch heute in England, wo 3.8. das Amt 
eines Zord-Leutnant von Srland und eines First Lord of the 
Treasury niemals von einem Katholiken beffeidet werden fann. 

4. „Die Glaubenzjachen entbinden nicht bon der Er- 
füllung der bürgerlichen Pflichten." 

5. „Niemand ift gehalten, Steuern zu bezahlen, welche 
fpeziell für eigentliche Kuftusziwede einer Religionsgenoffen- 
Ihaft, der er nicht angehört, aufgelegt werden." 

Diefer Grundfab wird in der modernen Monarchie, fpeziell 
inderdeutfchen, nichtimmerbefolgt (fiehe Drudfachen des Deut- 
ichen Reichötag®, XI. Legislaturperiode, Nr.79). Die Kultuz- 
freigeit ift in der Schweiz unter Ausjchluß jedes jus refor- 
mandi de3 Staates anerkannt (Art. 50, Abf. 1). Sie darf nur 
zur Handhabung der „Ordnung und des öffentlichen Friedeng" 
eingefchränft werben. Der Ausichluß des jus reformandi ift 
da3 Charakteriftiium der demokratifchen Kultusfreiheit im 
Gegenfaß zu der in den Monardjien anerlannten. 

Ausnahmen kommen natürlich} auc hier vor, nament- 
lich in einigen füdamerifanifchen Republifen, two eine Kirche 
zur Stantsfirhe erhoben ift. 

II. Bei jo weit gehender Amerfennung der Geriffens- 
und Rultusfreiheit in der modernen Demokratie ift dann die  
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Ergänzung der”beiden SFreiheitsrechte durch die Trennung 
von Staat und Kirche nicht überall mit der Schärfe durch- 
geführt, wie 3. B. in den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerifa, wo den religiöfen Körperichaften mitunter nur eine 
gewifje Einfchränfung des Erwerbz unbeweglicher Güter auf- 
erlegt wird. In der franzöfiichen Repubfik ift durd) das Ge- 
feß vom 9. Dez. 1905 zwar die Trennung von Staat und 
Kicche fanktioniert, der Staat gibt fein Geld für Kultuszmwede 
aus. Die Religionsgejellihaften, insbejondere die Tatholiichen 
(assoeiations cultuelles), welche, entjprechend den Gejehes- 
beftimmungen, fi) in dem Genuffe der firdhlichen Gebäude 
und der fir Rultuszmwede beftinnmten Gegenftände deö Stants- 
vermögen? meiter erhalten mollen, müfjen jich einer tief- 
greifenden VBermögenzfontrolfe de3 Staates unterwerfen 
(fiee, Duguit, ©. 610). Jr der Schweiz ift Die Trennung von 
Staat und Kirche nur in Genf (vom 1. Janıtar 1909; fiehe 
Rothenbücher a. a. D. ©. 393) durchgeführt, in Bafel-Stadt 
wird fie vorbereitet, jonft Herricht das Shitem der Koordi- 
nation oder der Kirchenhoheit, wie wir e8 aud) in den deut- 
jchen Staaten fennen gelewnt haben. In einigen Republifen 
Südamerifa3 Herifcht noch heute dad Shftem des Staats- 
firhentums unter bloßer Duldung jeder anderen Religions- 
genoffenfchaft. 

So fchreibt Art. 11, Ziff. 13 der Verfaffung von ©. Do- 
mingo von 1896 nur die Duldung der anderen Kulte neben 
der zur Staatöreligion erhobenen römisch-Fatholiich-apofto- 
Yifchen Religion vor. Öffentliche Religionsübung ift den andern 
Kuften verwehrt („La tolerancia de cultos. La religiön cat6- 
lica, apostölica y romana es la religion del Estado. Los 

demäs cultos se ejerceran libremente en sus respectivos 
templos“). Die Verfaffung von Colombia (Art. 38 der Verf. 
bom Sahre 1886) erffärt die vömijch-Fathohiche Religion nicht 
bloß al3 Staatzreligion, jondern gebietet, fie al Beftandteil
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der „jozialen Ordnung” zu rejpeftieren („que sea respectada; 
como essencial elemento del orden social“). Daneben wird 
andern Kulten Freiheit der Neligionsübung gemährleiftet, 
borauögefeßt, daß diefe nicht der öffentlichen Ordnung, den 
Gefegen oder der chriftlichen Moral widerjprechen (Art. 40). 
Auf einem ähnlihen Standpunkt fteht Argentinien (Art. 2), 
Lofta Rica (Art. 50), Panama (Urt. 26), Paraguay (Art. 3), \ 
Chile (Verfaffungsamendment von 1865, Art. 1), Uruguay . 
(Art. 5), und Bolivia (Verf. Umendment von 1905, 14. Sep- ' 
temaer). Noch weiter al die eben genannten geht Peru 
(Art. 4), wo die römifch-fatholifche Religion Gtaatzreligion - 
ift unter Ausfhluß jeder anderen Religion (Art. 4: „La 
naciön profesa la Religion Catölica Apostölica Romana: :: 

el Estado la protege, y no permite el ejercicio publico . 

de otro alguna“). 

Sn Gegenjas hierzu folgen nachjtehende Republifen Süd- 
und Bentralamerifas dem Vorbilde der Vereinigten Staaten: 
Merito (Art. 1 de3 Berfaffungsameröment? von 1873, 
25. Gept.), das aber praftiich eine ebenjo umfangreiche 
Kultuspoligei übt, wie Frankreich (Nothenbücher a. a. D. 
©. 35ff.), ©. Salvador (Art. 12), Cuba (Verfaffung von 
1%01, Art. 26), Honduras (VBerfaffung von 1904, Art. 46, 
47, 49, 54), Ecuador (feit 1904, doch unvollfommen durd;- 
geführt; j. Nothenbücer a. a. D. ©. 371ff.) und Brafilien ' 
(At. 72, Ziff. MV. 5 
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anlagen. Mit 31 Abbild. Nr. 444.  
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Baujfeine. Die Snödnftrie der hünfts fihen Baujleine und des Mörtels von Dr. ®. Rauter in Sparlottenburg. Mit 12 Tafeln. Nr. 234, 
Banjtofikunde, Die, dv. Prof. 5. Saber- 

rad, Dberl. a. d. Herzog. Baugewerh- tchule Holzminden. M.36 Abb, Ür. 506, 
Bayern. Bayerijche Gefchichte von Dr Hans Del I Again de 160. -- Randeskunde des Siönigreichs Bayern v. Dr. 9, se, Prof. a. d. 

Kol. Techn. Hohfhule ünden. Mit Profilen, Abb. u. 1 Karte, Pr. 176, . Bejchwerderecht. Das Disziplinars 
und Beichwerderecht für Seer u. Marine von Dr. Mag Ernft Mayer, Prof, a.d.Univ. Strahburgi.E. Rr.517. 

Beltiebskraft, Die aweckmäßigjte, 
von Sriedrid Sart), Dberingenieur 
in Nürnberg. 1. Seil: Einleitung. 
Dampfkraftanlagen, Verjhied,. Kiraft- majcinen. Mit 27 Abb, Mr. 224, — — Il: Gas., Wafier- u. Wind- Kraft 
Anlagen. Mit 31 Abbild, Nr. 225. — — 1: Giektromoforen. Belriebs- 
koftentabellen. Graph. Darftelf, Dahl d. Befriebshraft, IM. 27 Abb, Fer, 474, 

Bemwegungsipiele von Dr. €. Kohl. rauf Profeffor am Königl. Saijer Wilhelms-Symnafium a annover, Mit 15 a oildungen. r. 96 Blüfenpftangen, as Syilem der, mit Ausichlun der ©ymnoipers men von Dr. 9, Pilger, Kuftos am Kgl. Botanishen Garten in Berlin- Dahlem. Mit 31 Figuren, Nr. 393, Bodenkunde von Dr. B. Bageler in Königsberg i. Pr. Nr. 455, 
Brafilien, Landeskunde der Res publik Berafilien von Bel Rodol- pbo von Shering. Mit 12 Abbil. dungen und einer Karte, Nr. 373. 
Brauereiwejen I: Mälgerei von Dr. Paul Dreverhoff, Direktor der Brauer- u, Mälzerihule su Grimma, Mit 16 Abbildungen. Nr, 303, Britifch » Nordamerika, Randess kun e von Brifijch- Nordamerika .von ®rof. Dr. U, Oppel in Bremen, 

Mit 13 Abbild. u. 1 Karle, Nr. 234, 
Buchführung in einfachen und dop=s 

Sie. RPoiten von Prof. Rob, Stern, 
Dberl, der Öffent!. Handelstehranft. u, 
93. d, Sandelshohfchule r Reipzig, Mit vielen Formularen. Nr. 115, 
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Buddha von Profeffor Dr. Edmund 
Hardy. Nr. 174, 

Burgenkunde, Abrif der, von Hof. tot Dr. Ofto Piper in Münden, 
Mit 30 Abbildungen, Nr. 119. 

Bürgerliches Gefegbuch fehe: Recht 

Bnzaniiniiches Reich. Gedichte des Bnganfiiicen Zteiches von 
Dr. 8. Roth in Kempten, Nr. 190, 

Chemie, Allgemeine und phnlika- 
"ine von Dr. Mar Rudolphi, Pro- 
fellor an der Tehniihen Kohichule in 
Darmftadt. Mit 22 Biguren. Nr. 71, — Unalylifche, von Dr. Sohannes 
SHoppe in Münden. I: Theorie und 
Gang der Analyfe. Nr. 247. 

— — 1: Reaktion der Metalloide und 
Metalle, Nr. 248, 

— Unorganijche, von Dr. Sof. Klein in Mannheim. Nr. 37, 
 — Meialle (Anorganiihe Chemie 2. Teil) von Dr. Oskar Schmidt, dipf. Ingenieur, Affiftent a. d, Königl. Bau- gewerkfäule in Stultgart, Nr, 212, 
— — Rtetalloide (Anorganiihe Chemie 

1. Teil) von Dr. Oskar Schmidt, dipt. 
Ingenieur, Affiftent a. d. Königl. Bau- 
gewerhihule in Stultgart, Nr. all. — Gef Sie der, v. Dr. Hugo 
Bauer, Afiffent am hemifhen Rabo- 
tetorium der Königlichen Techniichen 
SHocidhule Stuttgart, I: Bon den 
älfellen Seiten bis zur Verbrennungs. 
theorie von Lapoifier, Nr. 264, 

— — Il: Bon Lapoifier bis aur Gegen. 
wart, Nr. 265, 

— der Kohlenfloffverbindungen von Dr. Sugo Bauer, Alfiftent am dem. Laborabvrium der Kgl. Techn. Hoc. iule Stuttgart. I. U: Altphatiihe 
Berbindungen. 2 Zeile, Nr. 191. 192, _ a In: i Karbocpklifche Verbindungen. r 

_ —IWV: Seterocpktil he Verbindungen, Ar. 19. 
— Drganifche, von Dr. of. Klein in a helm, en $ 
— armazentifche, von tivafdogent hy €. Mannheim in Bonn. 2 Bänd- 

hen. Nr. 543/44, 
= Foyfiotogtf e, pvon Dr. med, A. Legahn in Berlin, I: Alfimilation, i In. Nr. 240 2 m : — — 1: Hiffimilation, M.1Taf. Nr.241,



Chemie, Togikologifche, von Privat- 
dozent Dr. E, Mannheim in Bonn. 

Shen v Sn duklele Bir 465. eh 
enifche Sndujtrie, Anorganliche, 
von # Suft. Rauter i. Charlottenburg. 
I: Die Leblandodainduftrie und ihre 
Nebenzweige, Mit 12 Taf. Nr. 205. 

— — 1: Salinenweien, Salifalze, Dün- 
gerinduftrle und VBermandtes. Mit 

Tafeln. Pr. 206. 
— — Il: Unorganiihe hemiihe Prä- 

parafe. Mit 6 Tafeln. Nr. 207. 
Shemifche Technologie, Ullgenteine, 

von Dr. Buft. Rauter in Charloiten- 

Syemliche Zechnifcje nat em -RZehNn e nalyje von 

Dr. ©. Lunge, Hi der Eid- 1 eoellor an 
enöfiifhen Polyt nülßen Schule in 
ürih. Mit 16 Abbild. Nr. 195. 

EhriftlichenZiterafuren desDrienis, 
Die, von Dr. Anton Baumftark. 
l: Einleitung. — Das hriftlih-aramä- 
ice u. d. koptifche Schrifttum. Nr. 527. 

— — II: Das riftl.-arab. u, das ätbiop. 
Schrifttum. — 
XArmenier und Georgier. Nr. 528. 

Dampjkeifel, Die. Kurzgefahtes Lehr- 
buch mit Beifptelen für das_Gelbft- 
ffudium und den praklifhen Gebraud 
von Oberingenleur Sriedvrid Barıy 
in Nürnberg. I: Seffeliyffeme und 
Seuerungen. Mit43 Figuren. Ar. 9. 

Il: Zau und Betrieb der Dampf- 
® ei Te 57 5 ren. gt Se 
ampimalchine, = uragefahtes 
Zehrbuc, mit Beifpielen für das Gelbit- 
fudium und den praktiihen Gebraud) 
von Sriedrih Yarth, Dberingenieur 
in Nürnberg. Mit 48 Figuren. Nr. 8. 

Dampfiurbinen, Die, ihre Wirkungs- 
weile und Aonftruktion don Ingenieur 
Herm. Wilda, Prof. a. ftaafl, Tehni- 
kum i. Bremen. Mit 104 Abb. Nr. 274. 

Sesinfehfion von Dr. M. CEhrifttan, 
Stabsarzt a. D. in Berlin. Mit 18 Ab» 
bildungen, Nr.546. 

SHelerminantenv.B.B. Kiiher, Oberl.a. 
d Dberrealich roh-Kichterf. Nr.402. 

Deutfche Alterlümer von Dr. Sranz 
gb e, Direktor d. frädf, Mujeums in 

raunfcweig. Mit70 Abb. Nr. 124. 
Deulihe oe len 

Das, nad jeiner gejgichtlihen Entwic- 
lung u. in feiner gegenwärt. Geftaltv.5. 
Sierds, Renlfor gewerbl. Fortbildungs- 
fhulen in Schleswig. Nr. 392, 

Hriftl. Schrifttum d. |- 

  

  

Seufiches Sremdwörterbuch von Dr. 
Rudolf Aleinpaul in Leipgig- Nr. 273. 

Dentiche Geichichte von Dr. %. Kurze, 
rof. a, Kgl. Lutfengymnal. 1. Berlin. 

: Mittelalter (bis 1519). Rr.33. 
— — 11: Zeitalter der Reformation 

und der Aell tonskriege (1500 
bis 1648). Nr. 34. . 

— — I: Dom weitjäti chen 
Srieden bis zur il fung 
des allen Aeichs (1648-1806). 
Nr. 35. 

— — fiehe audj: Quellenkunde. 
Grammatik und kurze Ge- 
der deutjhen Sprache von Shuir. 
Dr,D. Eyon in Dresden. Nr.20. 
Sandelskorreipondenz von 

Th. de Beaug, Dfficier de 
Yublique, Nr. 182, 

Handelsrecht von Dr. Karl 
, Prof. an der Untoerjitt 

2 Bde, Nr. 457 u. 458. 
Seutjche Seldenfage, Die, von Dr. 

Otto Luitpold Siriezek, Profeflor_ an 
der Univerfität Würzburg. Rr. 32. 

Deutjches Kolontalrecdhi von Dr. 9. 
Edler von SHoffmann, Profeffor an 
der Kigl. Akademie Pofen. Nr. 318. 

SDeutfche Siolonien, I: Togo und 
Kamerun von Prof._Dr. K. Dove, 
Mit 16 Taf. u. 1 Tithogr. Karte, Nr. 441. 

— 11: Das Südfeegebiel und Alau« 
Hichon von Prof. Dr. . Dove. mit 
16 Tafeln u, 1 lithogr. Karte. Nr. 520. 

Deutiche SKullurgejchichte von Dr. 
Reinh. Günther, Nr. 56. 

Deutiches Reben im 12. u. 13. Sahr- 
undert. NRealkommentar gu _ dein 
olks- u. unftepen u. gm Minnefang. 

Bon Prof. Dr. Sul, Dieffenbadher in 
Sreiburg 1,8. 1: Öffentliches Leben. 

ft zehlreihen Abbildungen. ir, 93. 
— — Il: Privatleben. Mit zahlreicher 

Abbildungen. Nr. 328. 
Seutiche Literatur des 13. Gahr- 

underis. Die Epigonen des 
öfifchen Epos. Auswahl a, deut- 

fhen Dichtungen des 13. Jahrhunderts 
von Dr. Viktor Sunk, Aktuarlus_der 
Keen Akademie der Wilfen- 
(haften in Wien. Nr. 289. 

Seutiche Kiferafurdenkmäler des 
14, u. 15. Sahrhunderis. _ Ausge- 

wäblt und erfäufert oon Dr. Hermann 
Sanken, Direktor der Königin Zuife- 
Schule in Königsberg i. Pr, Ar. 181. 
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Deuffche Rileraturdenhmäler des 
16. Zahrhunderis., 1: Marlin 
Ruther, Thom. Mumer und 
das Sirchenlicd des 16, Jahr» 
hunderis. Ausgewählt und mit Gin- 
leitungen und gumerkungen verjehen 
von Prof. ©. Berlif, O erlehrer am 
Nikolatgymnaflum zu Reipzig. Nr, 7. 

— — Il: Sans Sadıs, Ausgewählt u, 
erläufert v. Prof. Dr. 5. Sahr. Nr. 24. 

— — II zon Braut bis Sina 
agen: Brant, Siutten, Sifchart, 

Dusen Zierepos und Zabel, Aus 
pewäpt und_ erläutert von Profefior 

r. Sultus Sahr. Nr. 36, 
— des 17. und 18. Zahrhunderts 

von Dr. Paul Legdand in Berlin. 
Grfter Teil, Nr. 364, 

Deutfche Liferatur efekichte von 
Dich ar Koch, Ba an der 
Univerfität Breslau. Nr. 31. 

— — der Silaffikerzeif von Carl Weit. 
bredht, Durcgejshen und ergänzt von 
Karl Berger. Nr: 161. 

— — des 19. Sahrhunderls von Carl 
Weitbredit, neu bearbeitet von Dr. 
Rich. Weitbredt In Wimpfen, I. 11. 
Ar. 134. 135. 

Deutfche Myihologie. Germani e Myihologie von Dr. Eugen Do 
Prof. a. d. Univerf. Reipzig. Nr. 15. 

Deutjchen Berfonennamen, Die, D. 
Dr. ARud. Aleinpault. Leipzig, Nr. 422. 

Deutfche Poelik von Dr. &, Borinski, 
gro for an der Univerfität Münden. 
rn... 

Deulfche Redelehre von Hans Brot, 
Gymnafialprof. in Bamberg. Nr. 61, 

Deufiche Schule, Die, im Auslande 
von Hans Amrbein, Direkfor der deut. 
ihen Schule in Lüttih. Nr. 259. 

DeutjchesGSeerechtv. Dr.Dito Brandis, 
Dberlandesgeridistat in Hamburg. 
1. Allgemeine Lehren: gerfonen und 
Saden des Seerehts. Nr. 386. 

— — Ik Die einzelnen feeredhtlichen 
Schuldverhälmniffe: Verträge des See- 
reis und auferverfragliche Haftung. 
Nr. 387. 

  

  Deuffche Stammeshunde v. Dr, Au. 
dolf Much, a.:o. Prof. an der Univerf, 
Wien. Mit2 Kart, u.2Taf. Nr. 126, 

5 

Deutiches Unterrichiswejen. Ge- 
fchichle des deufichen Unler> 
richiswejens v. Prof. Dr. Sriedridh 
Seiler, Direhtor des Agl. Symnafiums 

u Lucau. 1: Bon Anfang an bis zum 
nde des 18. Sahrhunderts. Nr. 275, 

— — I: Dom Beginn d. 19. Sahrhund, 
bis auf die Gegenwart, Nr. 276. 

Deuffche Urheberrecht, Das, an lite- 
en künftleriihen und gewerb- 
lihjen Schöpfungen, mit befonderer Be- 
rüdfidhtigung der infernalionalen Ver- 
träge von Dr. Guftan Rauter, Patent- 
anmalt in Charlottenburg. Nr. 263. 

Deutfche Volkslied, Das ausgewählt 
und erläutert von Profeflor Dr. Sut. 
Sahr. 2 Bändchen. Nr. 25 u, 132. 

Deuifche Wehrverfaffung von Karl 
En Geheimer Ariegsrat und nor- 
trag. Rat: im Sriegsminifterium tn 
Münden, Nr. 401. 

Dentfches Wörterbuch vo. Dr. Richard 
Loewe in Berlin. Nr. 64. 

Deutfche Zeilungswejen, Das, von 
Dr obert Brunhuber in Aöln a. RH. 

r. 400. 
Dentfches Binllprogegrechi von Pro- 

feitor Dr, Wilhelm Kijch in Straßburg 
Si 3 Bände, Re ch 

ungen aus miltelhochdeuticher 
en, Ta Auswah! mit Einltg. 
u. Wörterb. berausgegeb. v. Dr. Serm. 
Sanken, Direktor der Königin Lutje- 
Schule in Königsberg i. Br, Nr. 137. 

Dielrichepen. Sudran und Dietrich: 
epen, Mit Einleitung und Wörterbud) 
von Dr. D. 2. Ziriczek, Profefjor an 
der Univerfität Würzburg. Nr. 10. 

Differentialrechnung von Dr. Ber. 
unker, Rektor des Realgumnafiums 

und der Oberrealichule in Göppingen, 
Mit 68 Figuren. Nr. 87. 

—- Repetiforium u, Aufgabenjanm« 
lung zur Differenfialrechnung 
von Dr. Zrdr. Gunker, Rektor des 
Realgymnafiums u. d. Oberrealfchule in 
Göppingen. Mit 46 Sg Nr. 146, 

Drogenkunde von Ric, orftewiß in 
Leipgig und Georg Ditersbah) in 
Hamburg, Nr. 413, 

Druckwafler- und Druchluft- An- 
Iagen. Pumpen, Drudwafler- und 
Druckluft - Anlagen . von Dipl.-Ingen, 
Rudolf Bogdt, Regierungsbaum. a. D, 
in Yachen, Mit 87 Fig. Nr. 290,



Eddalicder mit Grammatik, Kber- 
eßung und Grläuferungen von Dr. 
ihelm Raniih, Gymnafial-Ober- 

lehrer in Osnabrüd. Pr. 171. 

Eifenbahnbau, Die Entwicklung 
des modernen Eifenbahnbaues 
von Dipl-Ing, Alfred Birk, Eifen- 
bahnoberingenieur a. D,, o. d. Prof. 
a.d. &. k. Deutich. Techn. Hohfdule in 
Prag. Mit 27 Abbild, Nr. 553, 

Sifenbahnfahrzenge von 5. Sinnen- 
fhal, Regterungsbaumeifter u. Ober- 
ingenieur in Kannover. 1: Die Xoko- 
notiven. Mit 89 Abbildungen im 
Tert und 2 Tafeln. Ar. 107. 

— — II: Die Eifenbahnwagen u. Brem- 
en Mit Anhang: Pie Eifenbahn- 
ahrzeuge im Betrieb. Mit 56 Abb. 
um Sert und 3 Tafeln. Ar. 108. 

Eifenbahnpolitik. Gefchichte der 
deutlichen Eifenbahnpolilik von 
Betriebsinfpektor Dr. Edwin ieh in 
Karlsruhe 1. 8. Ar. 533, 

Eifenbelonbau, Der,v. Reg.-Baumeift. 
Karl Röfle. Mit 75 Abbild. Nr. 349. 

Eifenhüffenkunde von A. Krauß, dipl. 
Hütleningenieur. Das Roheifen, 
Mit 17 Figuren u. 4 Tafeln. Nr. 152. 

— — Il: Das Scmiedeifen. Mit 25 Fi- 
guren und 5 Tafeln. Nr. 153. 

Eifenkonfiruhtionen im_ SHochbau 
von Sngenieur Karl Schindler in 
Meiben. Mit 115 Figuren. Ar. 322. 

Eiszeitalter, Das, v. Dr. Emil Werth 
in Serlin- Wilmersdorf. mit 17 Ub- 
bildungen und I Karte, Nr. 431, 

Glajtizitäisiehre für Ingenieure 
1: Grundlagen und Alfgemeines 
über Spannungszuflände, Ins 
Iinder, Ebene Blatien, Torjien, 
Gekrümmlfe Zräger. Bon Prof. 
Dr.-Ing. Mar Enklin an der Königl. 
Baugewerkjchule Stuitgart und Privat- 
dozent an der Techn. KHochihule Stuft« 
gart, Mit 60 Abbid. Nr, 519. 

Elehfrifchen Mepinftrumente, Die, 
von G. Herrmann, Vrofeffor an der 
Tehnifhen Hochfhule in Stuttgart. 

Giehteiteh Siguren: Obi Br 
ekfrijche _Zelegraphie e, von 
Dr. Cud Reitiab, ME 19 A . Rr. 172. 

Elektrizität, Theorel. ylik HE: 
Elektrizität u, Magnefismus von 
Dr. ut. Säger, Prof. a.d.Tehn.Hod- 
faule in Wien. Mit 33 Abb, Nr. 78.       

6 

Siehtrocpengte von Dr. Keinr. Danneel 
in Genf, 1: Theorefiihe Elektrohemie 
und ihre phyfikalifch-chemifhen Grund- 
lagen. Mit 16 Figuren, Nr. 252. 

— — 1: Erperimenielle Glehktrochemie, 
Mehmethoden, Reitfähigkeit, Löfungen. 
Mit 26 Figuren. Nr. 253, 

GElekfromagnel, Kichtigorie, Theo» 
relifche Dani : Gleklro» 
magnelifche Richiiheorie u. Elch 
Tronik von Profejfor Dr. Guft. Säger 
in Wien, Mit 21 Figuren. Nr. 374. 

Elektromelallurgie von _Dr. Äriedr. 
Megelsberger, Kaiferl. Regierungsrat 
in Steglih-Berlin, M. 16 Fig. Nr. 110. 

Efektrotechnik, Einführung 1.d. mo= 
derne&leich.n. eine 
nik 0. 3. Serrmann, Prof. d. Elektro- 
technik an der Sigl. Techn. KHodjichule 
Stuttgart. I: Die phyfikalifchen Grund- 
lagen. Mit 42 Sig. u. 10 Taf, Nr. 196. 

— — II: Die Gleihftromledhnik. Mit 
103 Aiguren und 16 Tafeln, Ar. 197. 

— — 11: Die Mecfelftromtehnik. Mit 
126 Figuren und 16 Tafeln. Nr. 198. 

— Die Materialien des Mafchinen= 
baues und der Elchirofechnik v. 
Ingenieur Profeffor Hermann Wilda 
in Bremen. Mit 3_ Abbild. Nr. 476. 

Elfaß-Rothringen, Randeskunde v., 
von Prof. Dr. R. Langenbek in Straß- 
burgi.E.M.11 Abb.u. IAarte, Ar. 215. 

Englifch » dentiches Geiprähsbuch 
a he & nett in 
Laufanne. Nr. 424 

Englijche Gefchichte von Prof. 2. Ger- 
ber, Oberfehrer in Düffeldorf. Ar. 375. 

Engtiiche Ssandelskorrefpondenz dv. 
.&. Mbilfield, M. A., Oberlehrer an 

King Cöward VII_ Grammar School 
€ nn R Komm: af hät D 

nglifche Rileraturge! evonDr. 
art Weiler in Wien. Nr. 69. 

— — Grundzüge und Saupfigpen 
der englifchen Riteralurgefchichte 
von Dr. Arnold M. M, Schröer, Prof. 
an der SHandelshohihufe in Köln. 
2 Zeile. Nr. 286, 287. 

Entwichlungsgejchichte der Tiere 
von Dr. Sohannes Neifenheimer, Bro- 
feffor der Zoologie an der Univerjitäf 
Sena. Surdung, _ Primitiv- 
anlagen, Larven, Formbildung, Ems 
bryonalhüflen. Mit 48 Fig. Ar. 378. 

— — II: Organdildung. Mit 46 Fig. 
Nr. 379, 

 



  

Epigonen, Die, des höfifchen Epos. 
Ansmaht aus deulfchen Ken Sp des 
13. Jahrhunderts von Dr, Viktor Zunk, 
Aktuarius der Kaiferlihen Akademie 
der Wiffenfcaften in Wien. Nr. 289, 

Erdmagnelismus, Erdffrom, Polar- 
1 von Dr. A, Rippoldi jr., Mit 

glied des Königlich Preubiihen Me- 
tereologiihen Snftituts in Potsdam. 
Mit 14 Abbild. und 3 Tafeln. Ar, 175. 

Erdieile, Zänderkunde der außers 
europälfchen, von Dr. Sranz Heide- 
rid), Profeffor an der Erporfakademie 
in Wien. Mit 11 ZTertkärthen und 
Profilen. Nr. 63, 

Ernährung und a ngsmitiet D, 
Dberftabsarzt Profeflor 5. Bi hoff in 
Zerlin. Mit 4 Abbildungen. Air. 464. 

Eihik von Brofefjor Dr. Thomas Ace 
lis in Bremen, Nr. 90, 

Europa, Ränderkunde von, von Dr. 
gran Heiderid, anneofeffor an der 
zporiahademie in Wien. Mit 14 Tert. 

kärtden und Diegrammen und einer 
fiarte der lpeneinteilung. Nr. 62. 

Erhurflonsflora von Dentfchland 
um Beftimmen der häufigeren in 
eufichland wildwachlenden Bilanzen 

von Dr. W. Migula, Brofefior an 
der Forfiakademie Eifenah. 2 Teile, 
Mit je 50 Abbildung. Ar. 268 u. 269, 

GSeplofivjloffe. Einführung in die Che- 
mie der erplofiven Vorgänge von Dr. 
5. Brunswig in Steglit. Mit 6 Ab« 
bildungen und 12 Tab. Nr. 333, 

Samilienrecht. 
lichen ejebbuches. DBiertes 
Bud: Familienrechl von Dr. Kein- 
tid) Site, Profelfor an der Univerfität 

$ ae ” 305, d 
eldg üß, a5 moderne, von Dberfiieuinant W.Hendenreich, Militär« 
lehrer an d. Mititärfechn. Akademie in 
Berlin. 1: Die Entwicklung des Geid- 
geihätes feit Einführung des gezogenen 
Snfanteriegewehrs bis einjdl. der Er. 
findung des raudyl. Bulvers, etwa 1850 
615 18%. M.1 Abb. Ar. 306. 

— — N: Die Entwicklung des_heufigen 
Seldgefhübes auf Grund der Erfindung 
des rauchlofen Pulvers, etwa 1890 bis 
zur Gegenwart, Mit 11 Abb. Nr. 307. 

Serniprechweien, Das, von Dr. Lud- 
wig Rellftab in Berlin. Mit 47 Fi 
guren und 1 Tafel, Nr. 155. 

  
Re t des Bürger: ; 

  

Beiligkeilsicehre von W. KHauber, Dip- 
lom-Ingenieur, Mit 56 Gig. Nr. 288. 

— Aufgabenfammlung zur Fejligs 
keitslehre mit Röjungen von R. 
Haren, Diplom-Ingenieur in Mann. 
beim. Mit 42 Figuren. Nr. 491. 

Gelte, Die, und Sle fowie die Geifen- 
u. aan fobrikat, Ir De ee fer 
imifje m. ihren widhtigft. sjtoffen 

le Karl Braun in Berlin. I: Ein- 
führ. in die Chemie, Beipred. einiger 
Salze u. d. Felle und Ole. Nr. 335. 

Die Geifenfabrikafton, die 
Seifenanalyje und die Kierzenfabri« 
kafion. it 25 Abbild. Nr. 336, 

— — IH: Sarze, Lade, Sirniffe. Nr. 337. 
Seuerwaffen. Gefchichie der ge- 

jamten Generen bis 1850. 
Die Entwicklung der Feuerwaffen von 
ihrem erften Auftreten bis zur Ein- 
führung der gezogenen Sinterfader, 
unter bejonderer Berücfihligung der 
Heeresbewaffnung v. Haupfmann a. 9. 
WB. Gohlke, Steglig-Berlin. Mit 
105 Abbildungen. Air. 530. 

Sinanziyfleme d. Großmächfe, Die, 
Internationales Staats u. Gemeinde 
inanzwejen) von D. Schwarz, Geh. 
berfinanzrat in. Berlin. Zwei Bänd- 

Sen. Nr, 450 und 451. 
Sinanzwifienfchaft von Präfident Dr. 

R. Yan der Ki, in Berlin. I: All. 
gemeiner Teil, Nr. 18, - 

— — H: Befonderer Zeil (Sfeuerlehre). 
Ar. 391. 

innifch «ngriihe GSprachwiffen: 
5 in von Do Gofef nt Prof. 

an der Univerfität Budapeft, Nr. 463, 

Finnland, Randeskunde des Euro- 
päifchen Auflands nebit Zinn- 
lands von Brofeffor Dr. U, Philipp. 
fon in Sallea. S. Nr. 359. 

Sirniffe, Sarze, Lacke, Zirniffe von 
De Braun in Berlin. (Gelte und 
Öfe IH.) Nr. 337. 

Giiche, Das Tierreich IV: Giiche 
von Profefior Dr. Mar Rauther in 
Neapel. Mi 37 Abbild. Nr, 356. 

& . 
Siicherei und Sifchzucht von Dr. 

Karl Editein, Profeilor an der Forft- 
akademie Cberswalde, Ableilungs- 
Dirigent bei der Saupfftafion des forft. 
lihen VBerjuchswefens. Nr. 159. 

—- — I



Zlora. Erkurfionsjlora von Deutlich» 
Tand zum Beilinnmen der häufigeren 
in Deuffhland wildwachjenden Pilanzen |, 
von Dr. DW, Migula, Prof. an der 
Sorjtakadenie Eifenad, 2 Teile. mit 

BER; 2 ehe Binchlat au eff 
Sorenjijche Pinchiafrie von Profeflor 

. Dr. N Sirektor der Irren- 
“ anftalt_ Griedrihsberg in Samburg. 

Zwei Bändchen. Nr. 410 und 411, 
Sorftwiifenichaft von Dr. Ad. Schwap- 

. pad, Prof. a. d. Korftahademie Cbers- 
walde, Abteilungsdirig. bei d. Haüpt- 
ftafion d. belt DBerfuhswei. Wr. 106. , 

Soribildungsichulweien, Das deul- 
‚fche, nad) feiner geihicjtt. Entwicklung 
und in feiner gegenwärt. Geflaft von 9. 
Giercs, Revifor gewerbi. Foribildungs- 

- ihulen in Schleswig. Nr. 392. 
Sranken. Gefchichte Srankens von 

Dr. Ehrijt. Meyer, gl. preuß.:Staats- 
arhivar a. D. in Münden, Nr. 434, 

Srankreich. granzöfiiche Befchichte 
von Dr. R. Sternfeld, Profeflor an d. 

- Univerfifät Berlin. Nr.85. 
— Randeskunde von Srankreid) v. 

Dr. Richard Neufe, Direktor der Ober- 
Realfchule in Spandau. 1. Bändchen. 
Mit 23 Abbild. im Tert und 16 Land» 
ihajtsbifdern auf 16 Tafeln. .Nr..466. 

— — 2, Bändchen, Mit 15 Abbild. im 
Text, 18 Landicaftsbildern auf 16 Ta- 
fein und einer lithogr. Karle. Nr. 467. 

Sranzöfifche Sandelskorreipondenz | ° 
von Protefjor Th. de.Beaur, Officer 
de ’änftruchon Publique... Nr: 183, |; 

Sremdwort, Das, im Deutjchen vön 
Dr. Rud. Kleinpaul in Leipzig. Ar. 55. 

Sremdwörlerbuch, Dentiches, von 
Dr. Aud. Kleinpaul in leipzig. Rr.273. 

Suge. Grläuferung und Anleitung zur 
iompofition derfelben v. Fol Stephan |' 
Krehl in Leipzig. Nr. 

Gas und Wailerinjfallafionen mil 
Einfchluh der Aborianlagen von 
dere! or Dr, phil, und Dr. -Ingen. 

duard Schmitt in Darmftadt. Mit 
119 Abbildungen. Nr. 412, . 

Gaskraflmajchinen, Die, von Ing. 
Alfred Kirike in Halle a.6. Mit 
55 Figuren. Nr. 316. . 

Bafthäujer und Sotels von Arditekt 
Mag Möhler in Düffeldorf, I: Die 
Beftandteile und die Einrichtung des 
Gaflhaufes. Mit 70 Ziguren. Nr. 525. 

Gafthäufer und Sotels von “rdjiteht 
ar Möhler in Düffeldorf. M: Die 

verihiedenen Arten von Gafthäufern. 
Mit 82 Figuren. Nr. 526, 

Gebirgsartillerie, Die Entwiclung 
"der Gebirgsartillerie von Klub. 

mann, DOberjt und Kommandeur der 
1. Seldarlillerie- Brigade in Königs- 
sen i. Pr, Mit 78 Bildern und 

. 5 Überfitstafein. Nr. 531. 
Genoffenichaftswefen, _Das, in 

'  Senutichland non Dr. Dito Lindedte 
in Dülfeldorf. . Nr. 384. . 

Beodäfte. Bermeflungskunde von 
Diplom-Ing. PB. Werhmeifter, Dber- 
lehrer an der Katferl. Tehniih. Schule 
in Straßburg i.@. I: elbmefen und 

- Nivelfieren, Mit 146 Abbild. Hz Der 
Theodolit, Trigonometrifhe und baro- 
metijäe Höhenmefjung. Tahymelrie. 
Mit 109 Abbildungen. Nr. 468 u. 469. 

Geologie in kurzem Auszug für Schulen 
und zur Selbitbelehrung ee 
geftellt von Profeffor Dr. Cberh. Sraas 
in Stufigart, Mit 16 Abbildungen 
und 4 Tafeln mit 51 Figuren, Nr. 13. 

Geometrie, Analytiiche, der Ebene 
, von Profefjor Dr. IM. Simon in Straß- 
burg. Mit 57 Figuren. Nr. 65. 

— — Aufgabenjammlung zur Anas 
- Intiihen_Geomelrie der Ebene 

von D. Th. Bürklen, Profefjor am 
-- „Königl, Realgymnafium. in Schwäb.- 

Gmünd. Mit 32 Figuren. "Nr. 256. 

— Analı fie des "Raumes von 
\ grofe] or Dr. M. Simon im Straßburg. 

. Mit 28 Abbildungen. Nr.'89. 

— — Aıfgabenjammlung zur Ana- 
. Igtijchen Geometrie des Raumes 

von D. Th. Bürklen, Profeffor am 
Könige, Realgymnafium in Schwäb.- 
Smänd. Mit 8 Figuren. Nr. 309. 

— Yarftellende,o. Dr. Robert Haufner, 
Beofelfor an der Univerfität Sena. 
Mit 110 Siguren. Nr. 142 

— — 1. Mit 40 Figuren. Nr, 143, 
— Ebene, von ©. Mahler, 

am &pmnafium in Ulm, 
zweifarbigen (iguren.. Ar. 41. 

— Brojehfive, in funihel. Vehand- 

fung von Dr. Karl Doehlemann, Pro- 
feffor an der Univerfität Münden. 

it 91 Siguren. Ne. 72,   
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Geomelriiche Optik, Einführung in 
e, von Dr. DW. Sinrids In Wil- 

mersdorf-Berlin, Nr. 532, ° 
©eometrifches Zeichnenvon 5. Becker, 

" Architekt und Lehrer an der Bau= 
gewerkihufe in Magdeburg, neube- 
arbeitet von Profeffor 9. Vonderlinn 
in Münfter, Mit 290 Figuren und 
23 Tafeln im Tert, Nr. 58. 

©ermanijche Mythologie von Dr. €, 
Mogk, Prof. a. d, Univ. Leipzig. Nr.15. 

Germanijche Sprachwiflenichaft von 
® eh aa iene en Fein I De. 

e swiffenjchaft, Einleitung t. 
die, von Dr. Ernft Bernheim, Prof. 
an der Univerf. Greifswald. Nr. 270. 

Gelhüße, Die modernen, der Juß- 
artilierie von Mummenhoff, Major 
und Lehrer an der Zußarfillerie-Schieh- 
fchule in Süterbog. 1: Bom Auftreten d. 
gezogenen Befchüße bis zur Berwendung 
des rauhihhwachen Pulvers 1850— 1890, 
Mit 50 ZTeribildern. Nr. 334, 

— — 11: die Entwidlung der heufigen   Sefhühe der Fußarfillerie feit Ein- 
führung des raudihwaden Pulvers 
18% bis zur Gegenwart. it 33 
Zertbildern. Nr. 362, . 

Gejehbucd, Bürgerliches, fiehe: Redt 
des Bürgerlihen Sersbuses, ° 

Gejundheltstehre. Der menfchliche 
Körper, fein Bau undfeineTätig« 
keiten von E. Nebmann, Oberichul« 
rat in Karlsrube. Mit Gejundheits- 
lehre von Dr. med. $. Seiler, : Mit 
47 Abbildungen u. I Tafel. Nr. 18. 

Gewerbehygiene von Dr. &. Roth in 
Potsdam. Nr. 350. 

Gemwerbewejen von Werner Sombart, 
Brofefior an der Sandelshocjchule 

® Berlin: ei N Belle 204, a 
ewerbliche rbe age, e, 
von Werner Sombart, Profellor an 
der Sandelshohichule Berlin. Ar. 209, 

Gewerbliche Baulen. Snöujtrielle 
und gewerbliche Bauten (Speicher, 
Zagerhäufer und Fabriken) von Ardi- 
fekt_ Heinrich) Salzmann in Däffeldorf. 
1: Allgemeines über Anlage und Kon- 
ftrußtion der induftriellen und gewerb- 
lihen Baufen. Nr, 511, 

Speicher und Lagerhäufer. 
Mit 121 Ziguren. Nr. 512. 

Sewichiswejen. Mab-, Münz- und 
Gewichiswejen von Dr. Aug. Blind,     Brof. a, d. Handels. I. Köln. Ar. 283, 

9 

Giekereimafchinen von Emil.Treiber, 
Dipl.-Ingenieur in Heidenheim a. d. 
Brenz. Mit 51 Figuren. Nr. 548. 

Glass und Kkeramiiche Snöuftrie 
 (Snöuftrleder Sitlikate, der Bau= 
fleine und des hünjflichen Mör- 
tels I) von Dr. Guftan Rauter in 
Charlottenburg. Mit 12 Taf. Nr. 233, 

Sleichffrommajchine, Die, von Sn- 
sale Dr. €. Kinzbrunner in London. 
Mit 78 Kiguren, Nr. 257, 

©tetfcherkunde von Dr. Sri Macadeh 
in Wien. Mit: 5 Abbildungen im 
Tert und 11 Tafeln: Nr. 154. 

Golifche Sprachdenkmäler mil Sram- 
matik, Überjegung und Erläutergn. v. 
Dr. Serm. Sanken, Direktor d. Königin 
Zuife-Schule i. Aönigsbergi.Pr. Nr.79. 

Graphiichen Stünffe, Die, von Carl 
Aampmann, k. k. Lehrer an der k. k. 
Graphiihen Lehr- und Berfudsanftalt 
in Wien. jt zahlreihen Abbil- 
dungen und Beilagen, Nr. 75. 

Griedifche_ Alterlumskunde von 
Profeffor Dr. Rich, Maifch, neu bear- 
beitet von Nekfor Dr. Franz Pohl- 
hammer, Mit 9 Bollbildern. Nr. 16, 

Griechifche GefchichtevonDr. Heinrich 
Swoboda, Profefjor_an der deufjhen 
Univerfität Brag. Nr. 49. 

Griechifche Niteralurgefchichte mit 
Berükfihligung d. Seigichte d. Wiljen- 
haften von Dr. Alfred Gerke, Prof, 
an der Univerf. Breslau. 2 Bänd- 
den. Nr, 70 und 557, 

Griechifchen Sprache, Befchichte d,, 
1: Bis zum WUusgange der klajfiihen 
Zeit von Dr. Dito Hoffmann, Prof. a. 

® d a! ie Ei hi I 
vie: e u. römijche Myihologie 
D. ae Dr. Serm, Steuding, Rektord. 
Gymnafiums in Schneeberg. Nr. 27. 

Grundbuchrecht, Das forntelle, von 
Dberlandesgericitsr. Dr. %. Arebjcjmar 
in Dresden. Nr. 549. 

Sandelspofitik, Auswärfige, von 
Dr. Seinr. Sieveking, gurafelor an 
der Univerfität Züri, Nr. 245. 

Sandelsrecht, aealides, von Dr, 
Karl Lehmann, Profeffor an der Uni- _ 
verfität Göftingen. I: Einleitung. Der 
Kaufmann und feine SHilfsperjonen. 
Dffene SHandelsgeiellihaft. Konman- 
dil- und ftille Gejellihaft. Nr. 457.



Ssandelsrecdht, Dentiches, von Dr. 
Karl Lehmann, Prof. a. d. Univ. Söltin- 
gen. Il: Aßtiengejellfh. Gejellich. m. b. 
5. Eing. Gen. Handelsgeih. Nr. 458. 

SHandelsichulweien, Das deuffche, 
von Theodor Blum, Direktor des kaufm. 
Unterrichtswefens der Sandelskammer 
f. d. Serzogt. Anhalt außellau, Nr.558. 

Sandelsjland, Der, von Redtsanwalt 
Dr. jur. Bruno Springer in Leipzig. 
(Haufnänniice Rediiskunde Band 2.) 

r. 545. 
Sandelswefen, Das, von Geh, Ober- 

tegierungsrat Dr. Bin, Reris, Pro- 
feilor an der Univerfität 

: Das SKandelsperjonal 
Warenhandel. Nr. 296. 

— — Il: die Effektenbörje und die in« 
nere Sandelspolitik. Air. 297. 

Sandfeuerwafien, Die Entwicklung 
der, feit der Mitte des 19. Sahr- 
bunderts und ihr heutiger Stand_von 
6. Wrzodek, Kauplmann und Kom« 
pagniechef im n Sartingen 9 reis 

ötfingen. 
und der 

herr Hiller von Gärtringen (4. Pofen- 
Ihes) Nr. 59 in Soldau. Nät21 Ab- 
bildungen. Nr. 366. 

Sarmonielehre von X. Salm. Mit 
vielen Notenbeifpielen. Nr. 120, 

Sarlmann von Aue, Wolfram von 
Eichendach und Gottfried von 
Strafburg. Auswahl aus dem höfi« 
fhen Epos mit Anmerkungen und 
Wörterbud) von Dr. &. Marold, Bro- 
feffor am SKöniglihen Kriedricskol- 
fegium zu Königsberg i. Pr. Nr. 22, 

Harze, Lacke, Sirniffe von Dr. 
Karl Braun in Berlin. (Die Yette 
und Ole 11.) Nr. 337. 

Saupiliteraluren, Die, d. Drients 
v. Dr. M. Haberlandf, Brivatdoz. a. 
d. Univerj, Wien. 1. 11._Rr. 162. 163. 

Hebezeuge, Die, ihre Konftruktion u. 
Berehnung von Ing. Prof. Hermann 
Wilde, Bremen. M. 399 Abb. Nr. 414. 

Seeresorganijation. Die Entwick- 
fung der Heeresorganijation feit 
Sinfübrung der flehenden Keere von 
Otto NTeufchler, Kaupfmenn u. Baf- 
teriechef in Am, IH: Gefchidtliche 
Entwicklung bis zum Nusgange des 
19. Sahrhunderls, Nr. 552. 

Heizung u. Lüflung v. Ing. Sohannes 
Körting in Düffeldorf. 1: Das Wejen 
und die Berechnung der Heigungs- und 
Lüftungsanlagen. Mit 34 Fig. Rr. 342. 

    

  

Seizung u. Rüflung v. Ing. Sohannes 
Körting in Düffeldorf. I: Die Aus- 
führung der Heizungs und Lüflungs- 
anlage. Mit 191 Fig. Ar. 343. 

Seifen. Landeskunde des Groß=- 
her oglums Seffen, der Provinz 

ehen-Naffau und des gürften- 
Tums Waldeck von Prof. Dr. Georg 
Greim in Barmftadt. Mit 13_Ab- 
bildungen und 1 Karte, Nr. 376. 

Holz, Das. Aufbau, Eigenfhaften und 
Verwendung von Ingenieur Profeflor 
Hermann Wilda in Bremen. Mit 
33 Ubbildungen. Air. 459. 

Hotels. Selthäufer und Solels von 
Architekt Mar Wöhler in Düffeldorf. 
Lk: Die Beltandteile u. d. Einrihtung d. 
Saltpaufes, Mit 70 Ziguren. Nr. 525. 

: Die verichiedenen Arlen v. Balt- 
bäufern. Mit 82 Siguren. Nr. 526. 

Hydraulik von W. Kauber, Dipl.-Ing. 
in Stuttgart. Mit 44 Sig. Dr. 397. 

Hygiene des Städlebaus, Die, von 
tofeffor 5. Chr. Nukbaum in Han- 

nover. Mit 30 Abbildungen. Nr. 348. 
— des Wohnungswefens von Pro- 

Iefer 5. Chr. Nukbaum in Sannover. 
it 5 Abbildungen. Ar. 363. 

Serie Salbinjel, Randeskunde 
der Sherifchen SHalbinjel von Dr. 
Selb Riegel rof.a.d. Univ, Würzburg. 

{18 Kärfchen u. 8 Abb. im Tert und 
1 Karte in Sarbendruk. Nr. 235. 

Spndildye eligionsgeichichte v. Bıof. 
Dr. Edmund Hardy. Nr. 83 

Sndogerman. Sprachwifienfchaft v. 
Dr. R. Meringer, Profefjor an der 
Univerj. Graz. Mit Tafel, Ar. 59. 

Snöuftrielle u. gewerbliche Bauten 
(Speiher, Yagerhäufer und Zabriken) 
von Architekt SHeinrih Salzmann in 
Duüffeldorf. 1: Allgemeines über An- 
lage und Konftruktion der induftriellen 
und gewerblichen Baufen, Rr.51l. 

: Speiher und SLagerhäufer. 
mit 121 Siguren, Nr. 512. 

Sniektionshrankheilen, Die, und 
ihre Berhüfung von Stabsarzt Dr. 

. Hoffmann in Berlin. Mit 12 
vom Verfalfer gezeichneten Abbildung. 
und einer (ieberlafel. Mr. 327. 

Snitrumentenlehre v. Mufikdir. Franz 
Maperhoff i.Chemnib. I: Text. Nr.437. 

— — II: Rotenbeifpiele. Nr. 438, 
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Snfegralrechnung von Dr. Griedr. 
Sunker, Rektor des Realgymnafiums 
und der Oberrealjchule in Göppingen. 
Mit 89 Figuren. Nr. 88. 

— Repelilorium und Aufgaben- 
fanmlung zur Iniegrafrechnung? 
von Dr. Sriedrid) Sunker, Rektor des 
Realgyınnafiums u. d. Oberrealfchule 
in Göppingen. Mit 52 Fig. Nr. 147. 

Sfrael. Gejdichte Siraels bis auf 
die griechiiche Zeil von Lic. Dr. 
$. Benzinger. Nr. 231. 

Stalienifdhe Sandelskorrefpondenz 
von Profefjor _Wlberto_ de zu 
Oberlehrer am Königl. Snftitut S. ©. 
Annunziata in Blorenz. Nr. 219. 

Staltenifche Liferafurgefchichte von 
Dr. Karl DVopler, Profefior an der 
Univerfität Münden. Nr. 125. 

Kalkuflalion, Die, im Mafchinenbau 
von Ingenieur 5. Berhmann ; Dozent 
am Zechnikum Altenburg. Mit 63 Ab- 
bißdungen. Tr. 486. 

Siältemafchinen. Die Ihermodnynas 
mifchen Grundlagen der Wärs 
mehrafls und ältemajchinen 
von M. Röttinger, Diplom-Ingenieur 
in Mannheim. Mit 73 Fig. Nr.2. 

Siamerun. Die deulfchen Siolonien 
1: Zogo und Siamerun von Prof. 
Dr. Karl Dove. Mit 16 Tafeln und 
einer lithographifhen fiarle, Ar. 441. 

Kant, Immanuel, (Geihichte d. Rhilo- 
fophie Band 5) von Dr. Bruno Bauch, 
Prof. a. d, Univ, Hallen. S. Nr. 536. 

Karlell und Zrujt v. Dr. S. Tihierfäk: 
in Däffeldorf. he 522, Kite 

Siarfenhunde, geichichtfich dargeftellt von 
€, Gelcidy, Direktor der k. k. Naufi- 
ichen Schule in Zuffinpiccofo, &. Sauter, 
Profefior am Realgymnafium in Ulm 
und Dr. Baul Dinfe, Aififtent der Ge- 
jellihaft für Erdkunde in Berlin, neu 
bearbeitet v. Dr. M. Groll, Kartograph 
in Berlin. Mit 71 Abbid, Nr. 30. 

Staufmännifche Rechiskunde. I: Das 
echfelwejen von Rechtsanwalt Dr. 

Audolf Mothes in Leipzig. Nr. 103, 
— 11: Der Handelsftand vo. 

jur. Bruno Springer, Zeipzig. Nr.545. 
SKaufmännifches Aechnen von Prof. 

Richard Zuft, Oberlehrer a. d, Öffentl, 
Sandelstehranftalt d. Dresdener Kauf. 
mannfh, IL I, Nr. 139. 140. 187.     echisanw,Dr. | Si 

Keramifche Snduftrie. Die Guns 
dufirie der Silihale, der künit- 
lichen Bauffeine und des Mörtels 
von Dr. Guftan Rauter, 1: Glas- u. 
keram, Snduftrie. M.12Taf. Nr. 233. 

SKterzenfabrihalion. Die GSeifen- 
fabrikalion, die Geifenanalyie 
und die Sierzenfabrikafion von 
Dr. $arl Braun in Berlin. (Die Fette 
w.Sle ll.) Mit 25 Abbild. Nr. 336. 

Siiaufichon._Die deufich. Siolonien. 
11: Das Güdfjeegebiet und Stiau- 
tichon von Prof, Dr. &, Dove. Mit 
16 Taf. u. 1 lithogr. Karfe, Nr.520. 

Siehenlied, Martin Luther, Thom. 
urner und das Siirchenlied d. 

16. Jahrhunderts. Ausgewählt u. 
mit GEinleitungen und Anmerkungen 
verjehen von Prof. ©. Berlit, Obert. a. 
Nisoleigymnafium zu Leipzig. Nr. 7. 

Kirchenrecht von Dr. E. Sehling, ord. 
Prof. d. Redite in Erlangen, Nr. 377. 

Klimakunde 1: Allgemeine Klima- 
lehre von Profeffor Dr. W._Köppen, 

eteorologe der Seewarte Hamburg. 
Mit 7 Taf. und 2 Giguren. Nr. 114. 

Kolonialgejchichte von-Dr. Dietrich 
Schäfer, Profefior der Gedichte an 
der Univerjität Berlin. Nr. 156. 

Koloniafrecht, Deutfches, von Dr. 
5. Edler von Hoffmann, Profefior 
an der Sigl, Akademie Pofen. Nr. 318. 

Sommunale Wirlichaffspflege von 
Dr. Alfons Riek, Magiftratsaffefjor 
in Berlin. Nr. 534. 

Siompofitionslehre, Mufikaliihe For- 
menlehre von Stephan Sirehl. I. Il, 
Mit viel. Notenbeifpiel. Nr. 149. 150. 

Sionftrapunkt, Die Lehre von der felb- 
ftändigen Stimmführung von Stephan 
Arehl in Leipzig. Nr. 390. 

Kontrollwefen, Das agrikulfurs 
chemijche, von Dr. Paul Srifche in 
Leopoldshall-Stakfurt. Nr. 304. 

Koordinateninitemev. Paul, Fifher, 
DOberlehrer an der Oberrealihule zu 

„Groß-Lichterfelde. Mit 8 Fig. Nr. 507. 
örper, Der menjchliche, fein Bau 
und feine Zäligkeiten_von €. 
Rebmann, Oberihulrat in Karlsruhe, 
Mit Gejundheitstehre von Dr. med. 5. 
Seifer. Mit 47 Abb. u. 1Taf. Nr. 18, 

Sioftenanjchlag fiehe Veranichlagen.



Sirlegstähttibau. Die Entwicklung 
des Siriegsjchiffbaues vom Als 
terfum bis zur Neuzeit, 1. Teil: 
Dos Seitalter der Auderichiffe u. der 
Segeljciffe für die Sriegefahrung zur 
See vom Altertum b. 1840. Bon Tjard 
Schwarz, Geh. Marinebaur. u. Schif- 
bau-Direkfor. Mit 32 Abb. Nr. 471. 

Siriegswefens, Gejchichfe des, von 
Dr. Emil Daniels in en 1: Das 
anfike Ariegswefen. Nr. 488. 

— — 11: Dasmittelalt. Ariegsw. Nr.498, 
— — I: Das Ariegswefen der Neuzeit. 

Erfter Teil, Nr. 518. 

Zweiter Zeil. Nr. 537: 

Siriffallographie von Dr. W, Bruns, 
tofeffor am der Univerfität ‚Strah- 

burg. Mit IX Abbild. Nr. 210. 
Kudrun und Dietrichepen. Mit Ein- 

leitung und Wörterbuh von Dr. ©. 
2. Siriegek, -Profeffior an der Uni« 
verfität Würzburg. Nr. 10. 

KAulfur, Die, der Renaiffance. Ge- 
filtung, Forfhung, Dichtung von Dr. 
Robert $. Arnold, Profefior an der 
Univerfität Wien. Nr. 189. 

Siulturgefchichle, Deutliche, von Dr. 
Reinh, She Mr. u ’ 

SKurzfchrift fiehe:_Stenographie. 
Racke. Eh g, Rache, Firniife oon 

Dr, farl Braun in Berlin. (Die 
Seite und Öle II.) Nr. 337. 

Ragerhäufer. Inöuffrielle und ges 
werblicdye Bauten. (Speicher, Lager 
häufer u. nah) von Yrchitekt Sein- 
rid) Salzmann, Düjfeldorf. II: Speicher 
u. Ragerhäufer. Mit 121 Gig. Nr.512, 

Ränder und Bölkernamen von Dr. 
Rudolf Kleinpaul in Leipzig. Nr. 478. 

Randwirtfchaffliche Beirtebsichre 
v. E. Langenbec in Groß-Rid ee 

V: Das Ariegsweien der Neuzeit, 

Richt, Theoretifche Phyfik II. Zeil: 
Rent und Wärme, Bon Dr. Guft, 
Säger, Prof. an der Techniihen Hod- 
fhule in Wien. Mit 47 Abb, Nr. 77. 

Rogarühmen. Bierftellige Tafeln und 
egentafeln für logarithmifches und 

tigonometrifches Rechnen in zwei Sar- 
ben zufammengeffellt von Dr. Sermann 
Schubert, Prof. an der Gelehrtenfchule 
des Sohanneums in Samburg. Nr. 81. 

— giünfftellige, von Brofeffor Auguft 
Adler, Direhlor der k. k. Gtaatsober- 
tealihule in Wien, Nr. 423, 

Rogik. Vinchologie und Rogih zur 
Einführung in die Philofophie 
von Profefjor Dr. Th. Elfendans. 
Mit 13 Figuren. Nr. 14. 

Rohomoliven,. ‚Eifenbahnfahrzeuge 
von 5. Sinnenthal. I: Die Lokomotiven, 
Mit 89 Abb. im Tertu. 2Taf. Nr. 107. 

Roihringen. GefchichteRoigringens 
von Dr. Hermann Dericsweiler, Geh. 
Regierungsrat in Straßburg. Pr. 6. 

— Randeskunde v. en sRoihring. 
v.Brof.Dr. R, Cangenbeci. Straßburg 
1. Mit 11 Abb. u. 1 fiarfe, Nr. 215. 

Rötrohrprobierkunde. Qualitative 
Analyje mit Silfe des Rötrohrs 
von Dr. Martin SHenglein in reiberg 
1.5a, Mit 10 Figuren, Nr. 483. 

Rüde. Bandeskunde der Groß: 
erzoglümer Mecklenburg u. der 
reien u. Sanjejladt Rübeck von 
r. Sebald Schwarz, Direktor d. Real- 

&hule zum Dom in Lübek. Mit 17 
bbildungen und Karfen im Terf und 

1 lithograpbifchen Harte, Nr. 487. 
Ruftz und Meeresfirömungen von 

Tr. Stanz Schulze, Direktor der Tla- 
vigationsihule zu Lübek,. Mit 27 Ub- 
bildungen u, Tafeln, Nr. 551, 

Küftung. Helzung und Lüftung von 
Ingenieur Sohannes Körling in Düffel»   

Nr. 227. 
Randwirifchafllihen Mafchinen, 

Die, von Karl Walther, Diplom-In- 
genieur in Mannheim. 3 Bändchen. 

it vielen Abbildgn. Nr. 407—409. 
Rafeinifche Grammatik, Grundriß 

der lafeintihen Spradlehre von Prof. 
Dr. W. Botich in Magdeburg. Nr. 82. 

Rateinijche Sprache. Gefchichte der 
Iateinifchen prache von Dr. 
Sriedrid Stolz, groiallor an der Unt- 
verfität Innsbrud. Nr. 492,     dorf. I: Das MWefen und die Be- 

rechnung der Seizungs- und Lüflungs- 
anlagen, Mit 34 Figuren, Nr. 342, 

— — N: Die Ausführung der KHeigungs- 
und Lüftungsanlagen. Mit 191 %i- 
guren, Nr. 343. 

Ruiher, Marfin, Thom. Murner u. 
das Siirchenlied des 16. Jahr 
underfs. Ausgewählt und mil Ein- 
eitungen und Ainmerkungen perfehen 
von Prof. 6. Berlit, Oberlehrer am 
Nikolatgymnaflum zu Leipzig. Nr. 7 
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Magnetismus, Theorellihe Phy- 
fh II. Zeit: Elektrizität. Mag- 
nelismus. Von Dr. Guftan Säger, 
Brofeffor an der Tehniihen Sohjhule 
Wien. Mit 33 Abbildungen, Nr. 78, 

Mälzerei,. Brauereiwejen I: Mäls 
zerei von Dr. B. Dreverhoff, Direktor 
der Öffentl. u. 1. Sädhl, Berfugsitat. für 
Brauerei u, Mälzerei, jow. d. Brauer- 
und Mäfzerfhule 2» Srimma. Nr. 303, 

Mafchinenban, Die Salkulation im, 
0. Zug. 5. Bethmann, Doz. a. Technik, 
Altenburg, Mit 63 Abbild. Nr. 486, 

— Die Malerialten des Maichinen- 
baues und der Eickirofechnik 
von Ingenieur Prof. Hermann Wilde. 
Mit 3 Abb. Nr. 476, 

Mafchinenelemiente, Die, Kurzge- 
fahles Lehrbud) mit Beijpielen für das 
Selbftftudium und den praktiihen Ge« 
braud) von Sr. Barth, Oberingenieur 
in Nürnberg. Mit 86 Giguren. Nr. 3. 

Meakanalyje von Dr. Dflo Röhm in 
futtgart. Mit 14 Figuren, Nr, 221. 

Mah-, Münz- und Gewicdiswejen 
von Dr. Auguft Blind, ‚Profeffor an 
der Sandelsihule in Köln. Nr. 283, 

Materialprüfungsweien. Einführung 
in d. mod. Technik d. Materialprüfung 
von &. Memmiler, Diplom-Ingenieur, 
ftänd. Mitarbeiter a, Kgl. Material 
Prülungsamte zu Groß-Licterfelde, 

: Materialeigenjhaften. — eftig« 
Beitsperfudhe. — Hilfsmittel für Feltig- 
Beitsverjuhe. Mit 58 Sig. Ar. 311. 

— — 1: Metallprüfung u. Prüfung von 
SHilfsmaterialien des Majdhinenbaues, 
— Baumalerialprüfung. — Papier- 
prüfung. — Schmiermättelprüfung, — 
Einiges über Metallographie. Mit 
31 Figuren. Nr. 312, 

Mathematik, Geichichte der, von 
Dr. 4. Sturm, Profefior am Ober. 
gymnafium in Geitenftellen. Nr. 226. 

Rlathematifche Kormelfammlung u. 
Repetitorium der Mathematik, enth. die 
wictigften Sormeln und Lehrjäße der 
Arithmeiik,, Algebra, algebraiihen 
Unalyfis, ebenen Geometrie, Stereo. 
mefrie, ebenen und jphäriihen Trigo- 
nomefrie, math. Geographie, analyt. 
GSeomelrie der Ebene u. d. Raumes, der 
Different.» u. Sntegralredhn. von D. Th, 
Bürklen, Prof, am Agl. ARealgymn. in 
Sch.-Gmünd. Mit 18 Figuren. Nr. 51.   

Maurer» und Steinhanerarbeifen 
von Prof. Dr. phil. und Dr.-Ingen. 

+ Eduard Schmitt in Darmftadt. 3. Bänd- 
hen. Mit vielen Abbild. Nr. 419—421. 

Mechanik. Theoret, P} nik 1. Zeil: 
echanik und Ahujtik. Don Dr. 

Guft. Täger, Brofe! or an der Tech. 
nischen Kochjichule in Wien. Mit 19 Ab- 
bildungen. Nr. 76. 

mehantiche Technologie von Geh. 
Hofrat Profeffor U. Lüdicke in Braun- 
Ichweig. 2 Bändhen. Nr. 340, 341. 

Mecklenburg. Landeskunde der 
Großherzoglümer Mecklenburg 
u. der Freien n. Sanfeltadi Rü- 
beckv. Dr.Sebald Schwarz, Direktor d. 
Realihule zum Dom in Lübeh. Mit 17 
Abbildungen im Zert, 16 Tafeln und 
1 Karte in Lithographie. Nr. 487. 

Meereskunde, Phyfifche, von Pro- 
fellor Dr. Gerhard Schott, Abtellungs- 
vorfeher bei der Deulfhen Seewarte 
in Samburg. Mit 39 Abbildungen 
im Zert und 8 Tafeln, Nr. 112, 

Meeresftrömungen. Lu und 
Meeresjtrömungen von Dr. Franz 
Schulze, Direklor der Navigafions- 
fhule zu Lübek. Mit 27 Ubbil- 
dungen und Tafeln. Nr. 551, 

Menfdhliche Körper, Der, fein Bau 
und feine Tätigkeiten von E, Reb- 
mann, Oberfchulrat in Karlsruhe. Mit 
Sefundheitslehre v. Dr. med. $.Geifer. 
Mit 47 Abbild, und 1 Tafel. Nr. 18, 

Metalle (Anorganifche Chemie2,T,) 
von Dr, Oskar Schmidt, dipl. Ingen., 
Affiftent an der Königlihen Bauge- 
werkidule in Skuitgart, Nr. 212, 

Mefallographie, Kurze, gemeinfahlidhe 
Darftellung der Lehre von den Me 
tallen und ihren Qegierungen unter be- 
fonderer Berückfihtigung der Metall. 
mikrojkopie von Prof. €. Heyn u. Prof. 
D. Bauer am figl.  srerielpräftn . 
amt (Br.-Richterfelde) der Kigl. oc. 
Hohihule zu Berlin. I: Allgem. Teil, 
Mit 45 Abbildungen im Tert u. 5 Licht- 
bildern auf 3 Tafeln. Nr. 432, 

— — H: Spegieller Zeil, Mit 49 Abb. 
tm Terfu. 37 Richt. auf 19 Taf. Ar. 433, 

Mtetalloide Oinosganif e Chemie 
1. Zeil) von Dr. Oskar Schmidt, dipl, 
Ingenieur, Afiftent an der Kgl. Bau- 
gewerkihule in Stuttgart. ir. 211. 
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Mefallurgie von Dr. Auguft Geiß, 
in Ariftiansfand (Norwegen). 1 1. 
Mit 21 Ziguren. Nr. 313, 314. 

Meteorologie von Dr. W. Trabert, 
Profeffor an der Univerfität Innsbruck, 
Mit 49 Abbild. u. 7 Tafeln. Nr. 54. 

Bl de ia von Dr. Mar Ernft 
Mayer, Profeffor an der Univerfität 
Strakburgi.E. 2 Bde, Nr. 371, 372. 

Mineralogie von Dr. A. Brauns, Pro- 
felfor an der Univerfität Bonn. Mit 
132 Abbildungen. Nr. 29. 

Mittelhochdeutjch. Dichtungen aus 
mittelhochdeutjcher Srühzeit. In 
Auswahl mit Einleitung und Wörter- 
bud) herausgegeben von Dr. Hermann 
Sangen, Direktor der Königin Luije- 
Schule in iönigsberg i. Pr. Nr. 137 

Mittelpochdeutihe Srammalik, Der 
Nibelunge Nöt in Auswahl und 
mittelhochdeutiche Grammalikm. 
kurzem Wörterbud) v. Dr. W. Goliber, 
Prof. a. d. Univerfität Roftok, Ar. 1. 

Morgenland. Geichichte des alten 
orgenlandes von Dr. $r. Sommel, 

Rrofeifor an der Univerfität Münden. 
Mit 9 Bildern und I Karte. Nr. 43. 

Mörtel. Die Induftrie der künfts 
lichen Baujleine und des Mör- 
lels v. Dr. &. Rauter in Charloften- 
burg. Mit 12 Tafeln. Nr. 234. 

Münzwefen. Mah-, Münze u. Ge- 
wichtsweienn. Dr. Aug. Blind, Prof. 
a. d. Handelsihule in Köln. Nr. 283. 

Murner, Thomas. Martin Zuther, 
Thomas Wurner u. d. Siirchen- 
lied des 16. Jahrhunderts. Aus- 
gewählt u. m, Einleifungen u, Anmerk, 
verjehen von Prof. ©. Berlit, Dberl, 
am Nikolaigymn. zu Leipzig. Nr. 7. 

Mufik, Gefchichte der alten u. mittel» 
alterlichen, von Dr. U. Möhler in 
Steinhaußen. 28H. M. zahlr. Abb. 
und Mufikbeifagen. Nr. 121 und 347. 

Mufikaliiche Ahuftik von Profellor 
Dr, Sarl 2. Schäfer in Berlin, tt 
35 Abbildungen. Nr. 21. 

Mufikaltiche Sormenlehre (Siom- 
ofifionslehre) von Stephan Krehl. 
‚1, Mit viel.Rotenbeifp. Rr.149,150. 

Mufikäfthelik von Dr. Karl Grunsky 
in Stuligart. Ar. 344. 

Mufikgeichichle des 17.und 18.Gahr= 
underls von Dr. &. Grunsky in 
tuftgart, Nr. 239, 

  

Mufikgefchichte felt Beginn des 19. 
Sahrhunderis von Dr. &. Grunsky 
in Stultgart. I. II. Nr. 164. 165. 

Aujiklehre Allgemeine, von Stephan 
Arehl_in Leipzig. Nr. 220. 

Nadelhölzer, Die, von Dr. $. W. 
Neger, Profeffor an der Königliher 
Sorjtahademie zu Iharandt. Mit 85 
Ybbild., 5 Tab. und 3 Karten, Nr. 355. 

Nahrungsmitiet, Ernährung und 
IRA em von Oberftubsarzt 
tofellor 5. Bijhoff in Berlin. Mit 
Abbildungen. Nr. 464. 

Nautik. Kurzer Abrik des fäglid an 
Bord von Handelsihiffen angewandten 
Teils der Seifehretunde, Son Dr. 
Sam Shulpe, irektor d. Rapigafions« 

hule zu Lübeck. M.56 Abb. Nr. 84. 
Reungehnies Sahrhunderi. Ge=- 

Ichichte des 19. Sahrhunderts von 
Dskar Zäger, o. Sonorarprof. a.d. Unip. 
Bonn. 1. Bdhn.: 1800— 1852. Nr. 216. 

— — 2. Bändchen: 1853 bis Ende des 
Sahrhunderls. Nr, 217. 

Neuleflamentliche Seitgefchichte 
von Lic. Dr. W. Staerk, Fer. a. der 
Univ. in Sena. I: Der hifiorifhe und 
Rufturgefchichtlihe Hintergrund des Ur- 
hriffentums. Mit3 Karten. Nr. 325. 

_ — 11: Die Religion des Sudenkums 
im Seitalter d. Sellenismus u. d. Römer- 
berrihaft. Mit 1 Planfkizze. ir. 326. 

Nibelunge Nöt, Der, in Auswahl und 
mittelhohdeufiche Grammatik mit Rur- 
em Wörterbud) von Dr. W. Golther, 
rofeffor an der Univ. Roftok. Ar. 1. 

Nordiiche Literaturgejchichle I: Die 
isländifche u. norwegiihe Literatur des 
Mittelalters von Dr. Wolfgang Goltber, 
$rof, an der Univerf. Roltok. Ar. 254. 

Nuspflanzen von Beofeffor Dr. 3. Deh- 
tens, Borft. d. Grofherzogl. Iandwirt- 
Ichaftlihen Berfugsanftait Auguften- 
berg. Mit 53 Siguren. Nr. 123. 

Ste. Die Selle und SIe fowie die 

Seifen-u. Kerzenfabrikafion u. d.Harze, 
Zace, Simifie m, ihren widtigft. Sie: 
ftoffen von Dr. Karl Braun in Berlin. l: 

Einführ. in d. Chemie, Beipred), einiger 

Salze und der Seite und Öle. Nr. 335. 
Ste und Niechitoffe, Hiheriiche, 

von Dr. $. Roaufen in Miltig. Mit 

9 Abbildungen. Wir. 446. 
Opfik, Ginjührung in die geome- 

trifche Optik von Dr. W. Hinrichs   in Wilmersdorf-Berlin. Nr. 532, 
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Drientalifche Riteraluren. Die Li- 
feraturen des Orients von Dr. M. 
Haberlandt, Privatdozent an der Uni- 
verfität Wien. 1: Die Literaturen 
Dftafiens und Indiens. Nr. 162, 

Die Kiteraturen der Rerier, 
Semiten und Türken. Nr. 163. 

— Die hriftlichen Lilerafuren des 
Drienis von Dr. Anton Baumftark. 
1: Einleitung. — Das drijtlih-aramä- 
iihe u. d. hoptifche Schrifttum, Nr. 597. 

— — II: das _Hrijtlich-arabiiche und das 
äthiopiihe Schrifttum, — Das Hrilt- 
lie rifttum der Urmenier und 
Georgier. Nr. 528, 

Sfterreih. Siterreichifche Ge« 
ichichte von Prof. Dr. Sranz von 
Sirones, neu bearb. von Dr. Karllihlirz, 
Prof. a. d. Univ. Graz. I: Bond. Urzeit 
b. 3. Tode Königs Albredts 11. Mall 
Mit 11 Stammiafeln. Nr. 104. 

— — IH: Bom Tode König Albredts Il. 
bis zum Weftf, Sieden (1440-1648). 
Mit 3 Stammtafeln. Ar, 105. 

— Randeskunde von Sflerreich-Un« 
garn von Dr. Alfred Grund, Prof. 
an der Univerfität Prag. Mit I0 Tert- 
iluftralionen und 1 Starte. Nr. 244. 

Dpvidius Najo, Die Melamorphofen 
des. Sn Auswahl mit einer Ginleit. 
u. Anmerk. herausgegeb. von Dr. Sul. 
Ziehen in Srankfurt a. M. Nr. 442. 

Pädagogik im Grundriß von Profefjor 
Dr. W., Rein, Direktor_des ancoo- 

r. 12. ° Seminars an der Univ. Sena, 
— Gefcdichte der, von Oberlehrer Dr. 

5. Deimer in Wiesbaden. Nr. 145. 
Palängeogrophie. Geologiihe Ge- 

jgiste der Meere und Seftländer von 
r. Sranz Aofjmat in Mit 6 

Sarten. Nr. 406. 
Paläoklimalologie von Dr. Wild, A. 

Ehardt in Weilburg (Lahn). Ar. 482. 
Paläontologie von Dr. Aud. Koernes, 

Brofeflor an der Univerfität Graz. 
it 87 Abbildungen. Ar. 95. 

— und Abjlammungslehre von Dr. 
Karl Diener, Profeilor an der Univerj. 
Dien. Mit 9 Abbildungen. Nr. 460. 

Paläjlina. Qandes- u. Volkskunde 
Baläftinasv. Lic.Dr. Guftausölicher 
i. Halle. M.8 Vollbild.u. 1. Nr. 345. 

Parallelperfpekfive. Rechhwinklige 
und EL H AUronomelrie von 
Bidle or $. Vonderlinn in Münfter, 

it 121 Figuren. Nr. 260. 

ten. 
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Berfonennamen, Die deutfchen, von 
Dr. Rud. Kileinpaul in Leipzig. Ar. 422. 

Pelrographie von Dr. W. Bruhns, 
Profefjor an der Univerfität_ Straß. 
burgi.&. Mit 15 Abbild. Nr. 173. 

Pflanze, Die, ihr Bau und ihr Leben 
von Profefior Dr. E. Dennert, Mit 
2 Holder Mr 44. ; 

— Morphologie u. Organographie 
der Pilanzen von Prof, Br. % 
Nordhaujen, Privatdoz. a. d. Univerfit, 
Kiel. Mit 123 Abbildungen. Ar. 141, 

— SZellenlehre und Unatomie der 
Hlanzenv. Dr. 5, Miehe, Prof. a.d. 

Univ, Leipzig. Mit 79 Abb, Nr. 556. 
Pilangenbaufehre, Ackerbaus und 

flanzenbaulehre von Dr. Paul 
ippert in Effen und Ernft Langen- 

be&k in Groß-Lichterfelde. Nr. 232, 
Pilanzenbiologie von Dr. W. Migula, 

Profeffor an der Korftakademie Cife- 
nah. Mit 50 Abbildungen. Nr. 127. 
HA nn 

emie I: anzenernährung von 
Pilan Karl ran ‚ii cr fefor.D 

anzengeographie von Profeffor Dr. 
Ludwig Diels in Marburg (Seljen). 

r Nr. 389. 
Pilanzenkrankheiten von Dr. Werner 

Seien. Bruck, Privatdozent in Giehen. 
it 1 farb. Taf. u. 45 Abbild. Nr. 310. 

Pilanzenreich, Das. Einteilung des 
gefsmten Pilanzenreihs mit den wid. 
tigften und bekannteiten Arten von 
Dr. 5, Reinedte in Breslau und Dr. 
DB. Migula, Profeffor an der Forft- 
akad, Eifenah. Mit50 Big. Nr. 122, 

Pflanzenreichs, Die Stämme des, 
von Privatdozent Dr. Robert Pilger, 
Auftos am Agl. Botanifchen Garten in 
Berlin. Dahlem. Mit 22 Abb. Nr. 485, 

Pflanzenwelt, Bie, der Gewäfler 
vonDr.W. Migula, Prof, a.d. Koritak. 
Eijenad. Mit 50 Abb. Nr. 158. 

Pharmakognofie. Don Apotheker 5. 
Scmitihenner, Alfift. a. Boten. Sntit. 
d. Techn. Hodhfch, Karlsruhe. Nr. 251. 

Pharmazeutische Chemie von Privat. 
pogent Dr. &. Mannheim In Bonn. 

Pit ode, & fehichfe, Klaiiiich ifologie, Ge) ed.hla en, 
v. Dr. han Kroll, ord. Prof. a. d, 
Univ. Münfter in Weltfolen. Nr. 367, 

Philofophie, Einführung in, die, 
von Dr. Dar Wentfher, Brofeffor an 
der Univerfität Bonn. Nr. 281,



Philofophie, Gefch. der, IV: Neuere 
Bhilofophieb. Kantv.Dr.3.Baud, 
Prof. a. d. Univ. Salfe a.S. Nr. 394. 

— — Y: Immanuel Sant von Dr. 
Bruno Baud), Rrofelior an der Uni« 
verfität Halle a. 6. 536, 

— Saupiprobleme der on Dr. Georg 
Simmel, Brof.a.d.Univ.Berlin.Rr.500. 

— Piychoingie und Rogik zur Einf. 
in die Philofophie von Profefior Dr. 
Th. Elfenhans, Mit13 Figuren, Nr. 14, 

Pholographie, Die. Bon 9. Fehler, 
Profeljor an der k. k. Gra. biihen D Kerr 
und Berfuhsanjtalt in Wien. Mit 
Tafeln und 42 Abbildungen. Nr. o% 

Payin, Zheoreflfche, von Dr. Guftan 
äger, Profeflor der Epofe an der 

Tehniihen Hodhlchule in Wien. I. Zeil: 
Mechanik und Aufti, Mit 24 Ab- 
bildungen. Nr. 7 

 —1i Zeil; ga © nd Wärme, Mit 
47 Abb, Tr. 

— — 11. Seil: Sleitrigusr und Magne- 
fismus, Mit 33 Abbildungen. Nr. 78. 

— — IV. Zeil: Giektromagnetiiche Lid 
_ Beidich Elektronik. M.21 Fig.Nr.374. 

ichte der, von Pal, A. Kiffer 
in ie aM, 1: Die Phyfik bis 
Newton. Mit 13 Figuren. Nr. 293, 

-— — 11: Die Phnfik von Newton bis zur 
Gegenwart, Mit 3 Figuren, Nr. 294, 

Bhylikatijch« "Chemilche e Rechenauf« 
aben von Feier D r.R. Übegg u. 

Nrivaldogent D Sadur, beide an 
der Univerfität Breslau, Nr. 445. 

Phyiikaliiche Au abeniammiung 
von „ ler, Brofeffor der Ma- 
an u. Hyfik am Gymnafium in 

Boy ide den Ref en, van 243, 
a e gormelfammlung von 

6. abler, ‚Peoel for am Gymnafium 
Im. 65 Siguren. Nr. 136. 

Hogikatie e De areohaeet oden D. 
r. Din. ahrdf, Oberl,a.d. berreal- 

iulei. Gr.-Lichterf, M,495._Nr. 301. 
Phnfiologiiche Chemie von Dr. med. 

KZegahn in Berlin. I: Affimila- 
Han, Mit 2 Tafeln. Nr. 240 

— — NH: Siffimilafion. MitiTaf. Nr. 24. 
waylihe eographie von Dr. Siegm. 

ünther, Prof. a. d. Kgl.Tehn. Hodid). 
2 pnfitehesie ai ooird Bar $6- 

e Meereskunde von Brof. Dr. 
FAN Scoit, Abteilungsoorfieher bei 
der eu Seewarte in Hamburg. Mit 
39 Abbild. Im Tert und 8 Taf. Ar. 112. 

Plaftik, Die, des Abendlandes von 
Dr. Hans Stegmann, Direktor des 
Sayerifhen Nationalmufeums in Mün- 
den. Mit 23 Tafeln. Ar. 116. 

— Die, Teil Beginn des 19. Jahr» 
hunderis von U, Seilmeyer in Mün- 
hen. Mit 41 DBollbilden. Nr. 321. 

2Blaltdeuffche Wundarten von Dr. 
Hubert Grimme, Profeffor an der Uni- 
verfität Sreiburg (Scdweiz). Nr. 461. 

Poetik, Denutfche, von Dr. 8. Borinski, 
„rof. a. der Univ. Münden. Nr. 40. 

Bolnitine Beichichte von Dr. Elemens 
Brandenburger in PBoien. Nr. 338, 

Bortugiefifche Kileraturgefchichte 
von Dr. Karl von Reinhardiloeftner, 
Brafellor ander Königlichen Zedmiiden 
ohihule Münden. Nr. 213. 

RVoftrecht von Dr. Alfred: Wolhe, Poft- 
injpehlor in Bonn. Nr, 4 

Rrepluftwerkzeuge, Diem von Dipl.- 
Ing. B. Sitis, Oberlehrer an der Aaif. 
Zechnüjhen Schule in Straßburg. Mit 
82 en Nr. 493 

Breußiiches Stantsreiil von Dr. Srib 
Stier-Somlo, Profefjor an der Univer- 

Pinchlateie, Zorenfiche,von Beofe alrie, Sorenfifche, von vofeffor 
Dr. n. Wengandt, Direktor der Irren- 
anftalt Sriedrihsberg in Hamburg. 
2 Bändchen. Nr. 410 und 4il. 

Biyhologie und Rogik_zur Gain 
" die Silofophte von Prof, Dr. T 
Elfenhans. Mit 13 Figuren. Nr, ik 

Pinchophnfik, ermih der, von 
Prof or Dr. © "3 Ein Zipps In Leipzig. 

it 3 Figuren, 
Bumpen Deukkwarler: u. Druck 

In t-Ahlagen. Ein Aurger Überblick 
von Dipl.-Ing. Rudolf ogdt, Re 
gen rungsbaumeiffer a, in Aachen. 

it 87 Abbildungen. Kr. 2X. 
Ganelenpunde der deutichen Gex 

ichte von Dr. Cart Jacob, Prof. an 
f niv, Tübingen, 1. Band. Nr. 279, 

Radivakttivttäl von Dipl.-Ing. Wilhelm 
Srommel. Mit 21 Abbild. Nr. 317. 

Rechnen, Das, in der Technik und 
feine Hilfsmittel (Rechenfhieber, Reden- 
tafeln, Rechenmafdhinen ujw.) von Inge- 
nieur Soh, Eugen Mayer in reis 
burg i, Br. Mit 30 Abbild. Nr. 405. 

— Kaufmännijches, von Prof. Richard 
Zuft, Dberlehrer an der Öffentlichen 
Sandeistepranflalt der Dresdener Kauf- 
mannfaft, IL. Nr, 139, 140, 187.     
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Aedjt des Bürgerlich. Gefegbumes. 
Fan Bud: Migemeiner Ei I in 
teitung — Lehre von den Perfonen u. 
von den Saden von Dr. Raul Derl- 
mann, Pofeffor an der Univerfität 
Erlangen. Nr. 447, 

— — Il: Erwerb und Berluft, Geltend- 
madhung und Schuß der Rechte von 
Dr. Paul_Dertmann, Profefjor an 
der Univerfität Erlangen. Nr. 448. 

— Zweltes Buh: Schuldreht, 1. Ab- 
teilung: Allgemeine ot von Dr. 
Paul Dertmann, Profefjor an der 
Univerfität Erlangen. Mr. 323. 

— — 11. Abteilung : Die einzelnen Schuld- 
verhältniffen. Dr. BaulDertmann, Sirof- 
an der Univerfität Erlangen. Nr. 324, 

— Drittes Bud: Sadhenredht von Dr. $. 
KArebfhmar, Oberlandesgeridtsrat_ in 
Dresden. I: Allgemeine Lehren. Be 
fi und Eigentum. Nr. 480. 

— —ll: Begrenzte Rede. Nr. 481. 
— Bierles Buch: Kamilienreht von Dr. 

. Keinrid Tibe, rofallor an der Unl« 
verfität Oötlingen. Ar. 305, 

Nechisiehre, Allgemeine, von Pro- 
feffor Dr. Th. Sternberg in Berlin, 
1: Die Methode. Nr, 169. 

— — Il: Das Syffem. Rr. 170, 

Redhisichug, Der internationale ge- 
werbliche, von 3, Neuberg, Kailerl, 
Regierungsrat, Mitglied des Kallerl, 
Batentamts zu Berlin. Nr. 271. 

Redelehre, Deutfiche, von Hans Probft, 
Gpmnaflalprof. in Bamberg. Nr. 61. 

Redefchrift fiehe: Stenographte. 

Reichsfinanzen, Die Entwicklung 
der, von Präfident Dr. R. van der 
Borght in Berlin, Nr. 427, 

Religion, Die Entwicklung der 
hrijtllichen, innerhalb des Neuen 
Teftaments von Brofeffor Dr. Lic. 
Carl Glemen. Nr. 388. 

— Die, des Sudenfuns im Seifalter 
des Sellenismus und der Römerherr- 
haft von Lic. Dr. W. Staerk (Neu- 
teftamentl. Zeitgeihichte 11.) Mit einer 

lanfkizze. Nr. 326. 
Religionen der Nalurvölker, Die, 

von Dr. Th, Adhelis, Profellor in 
a et Ihe Me fl, Mori d 

eligionswiffenfchaft, ri er 
vergleichenden, von Profefior Dr. 
TH. Ahelis in Bremen. Nr. 208,   
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Aenallfance, Die Aulier der ARer 
naiflance. Geflttung, Sorfchung, 
Dichtung von Dr. Robert 5. Arnvıv, 
Prof. an der Univerfität Wien. Nr. 189. 

Reptilien. Das Tierreich II: Rep 
titten und Amphibien. Bon Dr. 
Sranz Werner, role for an der Uni- 
verfität Wien. Mit 48 Abb. Nr.383. 

ARheinprovinz, Randeskunde der, 
von Dr. ®. Steinehe, Direktor des 
Realgymnaflums in Efien. Mit 9 Abb, 
3 Kärthen und 1 Karte. Ar. 308. 

Niechfioffe, Aiherifche Sle_ und 
Riechfloffe von Dr. 5. Rocuffen in 
Ming. Mit 9 Abbildungen, Nr. 446. 

Roman. Gefchichte des deuffchen 
Romane Sn: Heiftenfe aan 

manifche Sprachwilfenfchaft von 
Dr. Adolf Samen, Brivatdogent an d. 
Univ. Wien. 2 Bände. Nr. 128, 250. 

Römifche Alterlumskunde von Dr. 
Leo Blod in Wien. MS Bollb. Ar. 45. 

ARömifche GSeichichte von Realgym- 
nafial-Direktor Dr. Sul. Roc) in Grune- 

Römifch Riterar fchichle von D ömifche Riterafurge! evon Dr. 
Hermann Ioahim inHamburg. Nr.52. 

Admilche und asiegifche yiholo= 
ie von Prof. Dr. Hermann Steuding, 

gehen des Symnafiums in Schneeberg. 
vr, 27, 

Aupland, Auffifche Geichichte von 
r. Wilh. Reeb, Oberlehrer am Ofter- 
pmrafium in Mainz, Qr. 4. 
andeskunde des Europäijchen 

Aublands nebit Sinnlands von 
Brofefior Dr: N Philippfon in Halle 
a.6. Nr. 359. 

QAuffifch> Deutfches Gefprädsbuc, 
in: Eric) Berneker, Profeffor an 
der Univerfität Münden. Mr. 68. 

Auffiiche Grammalik von Dr. Erid 
Berneker, Profeffor an der Univerfi- 
tat Münden, Nr. 66. 

Auffifche Sandelskorreipondenz von 
dr. Sheodor ‚von Kawraysky in Xeip- 
ig. Nr. 3ig . 

Auffifches Kejebuch mit Glofar von 
Dr. Grid) Berneker, PBrofeflor an der 
Univerfität Münden. Nr. 67. 

Aufiiihe Literatur von Dr. Grid 
Boehme, Lektor a. der Handelshodhlchule 
Berlin. 1. Teil: Auswahl moderner 
Profa und Poefiemit ausführlichen An- 
merkgn. u. Nkzentbezeihnung. Nr. 403.



QAuffifche Niteratur von Dr. Erid 
Boehme, Lektor an der Kandelshocdh- 
hule Berlin. I. Zeil: Beesonons 
apınnas, Pasckassı. Mit Unmerk. 

und Akzentbezeichnung. Nr. 404. 
QAuififche Biteraturgeihichle von Dr. 

eorg Polonskif in München. Nr. 166. 
Auifiiches Vokabelbuch, Kleines, 

von Dr. Eric) Boehme, Rektor an ter 
Sandelshohihule Berlin. Nr. 475. 

Sachenrecht. Recht d. Bürgerl. Ge=- 
feßbuches. Dritles Buch: Sachen= 
recht von Dr. 5. fireßichmar, Ober- 
landesgerihtsrat in Dresden. 1: All. 
pemeine Lehren. Befig und Eigentum. 
k: Begrenzfe Rede, Nr. 480, 481. 

Sadıs, Sans. Ausgewählt und erläuf. 
von Prof. Dr. Sulius Sahr. Ar. 24. 

Sadjfen. Sächfifche Gefchichte von 
giofefloe Dito Raemmel, Rektor des 

ikolaigpmnafiums 3. Leipzig. Nr. 100. 
— Randeshunde des Königreichs 

Sadıjfen von Dr. $. Jemmrid, Ober- 
lehrer am NRealgymnafium in grauen. 
Mit 12 Abb. und | Karte. fir. 258, 

Säugeliere. Das Tierreich I: Säuge- 
tiere von Oberjludienrat Profefjor Dr. 
Kurt Lampert, Borfteher des König- 
lichen Naturatienkabinetts in Stuttgart. 
Mit 15 Abbildungen. Nr. 282, 
aftenkonfiruktionen von Profeffor 

. DBonderlinn in Münfter, Mit 114 
Figuren. Nr. 236. 

Schmalipurbahnen (Siein-, Arbeits- 
und Seldbahnen) dv. Dipl.-Ing. Auauft 
Soshart in Kharlottenburg, Mit 
99 Abbildungen. Nr. 524, 

Schmaroner und Schmerokerfium 
na der Tierwelt. Erfte Einführung 

in die Herifhe Schmaroberkunde von 
Dr. Stanz vd. Wagner, a. o. Profefior 
an der Univerfität Graz. Mit 67 
Abbildungen. Nr. 151. 

Schreiner = Arbeiten. Ziichler- 
(Schreiner-J Arbeiten I: Mates 
rialien, Sandwerkszeuge, Ala- 
Ichinen Einzelverbindungen, 
Sußböden, Senffer, Zeniferla= 
den, Treppen, Aborle von Prof. 
€, Biehweger, Arditekt in Köln. Mit 
623 Fig. auf 75 Tafeln. Nr. 502. 

Schuldrecht, Aecht des Bürgerl. 
Seienbuches. Zweiles Bud: 
Schuldrecht. I. Abteilung: Allge- 
meine Rehren von Dr. Paul Dertmann, 
Prof. a. d. Univ. Erlangen. Rr.323. 

S 

Schuldredht. Aecht des Bürger, 
Seienbuchen. Zweites Bud: 
Schuldrecht. I. Ubtellung: Die 
einzelnen Schuldverhälnifie von Dr. 
gaul Dertmann, Prof. an der Univ. 

tlangen. Nr. 324. 

Schule, die deuffche, im Austande 
von Kans AUmrhein, Direkior der 
deutfchen Schule in Lüttih. Nr. 259. 

Schulhaus. Die BaukunjldesSchul- 
aujes von Profeffor Dr.-Ing. 

" mit Vetterlein in Darmftadt. I: Das 
Schuldaus. Mit 38 Abbildungen. IT: 
Die Schulräume — Die Nebenanlagen. 
Mit 31 Abbildungen, Nr, 443 u. 444. 

Schulpraris. Methodik der Volksihule 
von Dr. R. Senfert, Seminardirektor 
in Zichopau. Ar. 50. 

Schwedtich-deufich. Geiprächsbuch 
von Sohannes Neuhaus, Dozent an 
der Univerfität Berlin, Nr. 555. 

Scwediiches Lefebuch zur Einfüh- 
rung in die Siennfnis des heufigen 
Schwedens mit Wörterverzeihnis non 
Sohannes Neuhaus, Dozent an der 
Univerfität Berlin. Nr. 554. 

Schweiz, Schwelzerifche Gefchichte 
m r. ee aprofellor en 
der Univerfität Zürih. Nr. 188. 

— Landeskunde der Schweiz von 
Brof. Dr. 5. Waljer in Bern. Mit 16 
Abbildungen und I Karte. Nr. 398. 

Schwimmanitalten. Öffentl. Bade- 
und Schwimmanffalten von Dr. 
Karl Wolff, Stadt-Oberbaurat in Han- 
noper. it 50 Siguren. Ar. 380. 

Seemadt, Die, in der deutjchen 
Sefchichte von Wirkt. Admiralitäts- 
tat Dr. Ernft von Kalle, Profefior an 
der Univerfität Berlin. Ar. 370. 

GSeerecht, Das deutliche, von Dr. Otto 
Brandis, Oberfandesgerichtsrat in Sam- 
burg. I. Alfgemeine Lehren: Perfonen 
und Sadjen des Geerehis. Mr. 386. 

— -— 11. Die einzelnen jeeregtlihenSchuld- 
verhälmmiffe: Verträge des Seeredts u. 
außervertraglihe KHaftung. Nr. 387. 

GSeifenfabrikalion, Die, die Seifen- 
analyje n. d. Sterzenfabrikafion 
v. Dr. Karl Braun 1. Berlin. (Die Sette 
und Hfe 11.) Mit 25 Abbild, Nr. 336. 

Semitifche Sprachwilfenichaft von 
Dr. €. Brodelmann, Profefjor an der 
Univerfität Königsberg. Nr. 291,   
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Silikafe. Snduflrie der Gilikale, 
der künjtlihen Baufteine u. des 
Mörtels von Dr. Guftan Rauter in 
Charlottenburg. I: Glas und kera- 
milhe Snöuftrie. Mit 12 Taf. Nr. 233. 

— — 1: Die Induftrie d. künftlichen Bau- 
feine und des Mörtels. vw 12 Io 
fein. Rr, 234. 

Simplicius Simplicijfinus von Sans 
Sakob Chriftoffel vo. Grimmelshaufen. 
In Yuswahl herausgegeben von Pro- 
feffor Dr. $. Boberfag, Dozent an der 
Univerfität Breslau. Nr. 138, 

Skandinavien, Randeskunde von, 
(Schweden, Tlorwegen und Dänemark) 
von Heinrich Ser, Sreisihulinipektor 
in Sireuzburg. it 11 Abbildungen 

Sunic Sure: Nr. echt : D 
avifche Riterafurge ev. Dr. 
Sofef Karäjek in Wien I: Her Lite 
ratur bis zur Wiedergeburt, Ar. 277. 

— — 1: Das 19. Sahrhundert, Nr. 278, 
Soziale Srage. Die Entwiclung 

er _Tozial. Frage von Profefior 
Dr. Serdin. Tönnies. Nr. 353, 

Soziologie von Profeffor Dr. Thomas 
& helis nz ae Sadiı 

panien. Spanifche Gejchichfe von 
Dr. Guflav Dierks. Nr. 266. 

— Randeskunde_ der Gberiichen 
Salbinfel v. Dr. Sri Regel, Prof, 
an der Univ. Würzburg, Mit 8 Kärt- 
hen und 8 Abbildungen im Tert und 
1 Aarte in Sarbendruk, Nr. 235. 

Spanifche andelshorrefpondenz 
von Dr. Alfredo Nadal de Mariez- 

& lan an Be je D 
paniiche Ziteralurgejchichte v. Dr. 
Aubdolf Beer, Mien. ? 1. ner. 168. 

Speicher. Snöuffrielle und gewerb= 
liche Bauten (Speicher, Lagerhäufer 
und Sabriken) von Arditekt Heinrich 
Salzınann in Däfletterf, Il: Speidyer 
u. Zagerhäufer. AUE121 Fig. Ar.512. 

Staafslehre, Allgemeine, von Dr. 
Hermann Rehn, Profeffor an der Uni« 
verfität Straßburg 1. E. Nr. 358. 

Staatsredt, Allgemeines, von Dr. 
Sulius_ Haljchek, Prof. d. Achfe a. d. 
Univ, Göttingen. 3Bdh. Nr.415—417. 

Staatsteedht, Preupifches, von Dr. 
Sriß Stier-Somlo, Prof. a. d. Univer- 
fität Bonn. 2 Seile Nr. 298, 299. 

Stammeskunde, Deufjche, von Dr. 
Rudolf Much, a. 0. Prof. a. d. Univ. 
Wien. M.2 Kart.u.2Taf. Nr. 126.   
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Statik von W. Hauber, Dipf.- Ing. 
1. Teil: Die Grundlehren. der 
Statik jtarrer Siörper. Mit 
82 Siguren. Ar. 178. 

— — 11. Seil: Angewandte Statik. 
Mit 61 Siguren, Ar, 179. 

GSteinhauerarbeifen. Maurer» und 
Steinhauerarbeilen von Profefior 
Dr. phil. und Dr.-Ing. Eduard 
Schmitt in Darmitadt, 3 Bändchen. 
Mit vielen Abbildgn. Nr. 419-421. 

Stenographie. Geichichie der Ste- 
nographie von Dr. Arthur Ment in 
Königsberg i, Pr. Nr, 501. 

Stenographie n. d. Syitem 0.5.8. 
Gabelsberger ».Dr.AlibertSchranm, 
Landesamtsalt, in Dresden. Nr. 246. 

— ie ztedeicheift des Gabels= 
bergerjchen Syftems von Dr. Al- 
bert Schramm, Landesamtsaffeffor 
in Dresden. Nr. 368, 

— Rehrbud) d. Bereinfachlen Deuts 
fchen Sanographie (Einig.-Spften 
Siolze-Schrey) nebit Scrafet, Refe- 
ftücen und einem Anhang von Dr. 
Amjel, Studienrat des Aadeltenkorps 
in Bensberg. Nr. 86. 

— Redeichrift. Lehrbudh) der Rede- 
fchrift des Spitems Gtolze-Schrey nebjt 
Kürzungsbeifp., Zejeftücken, Schläffel 
und einer Anleitung zur Steigerung der 
ftenographiichen Zerligkeit von Hein- 
ri Dröfe, amtl, bad. Landtagsfteno» 
graph in Karlsruhe (B.). Nr. 494. 

Stereochemie von Dr. E., Wedekind, 
tofelfor an der Univerfität Tübingen, 
it 34 Abbildungen. Nr. 201, 

Siereomelrie von Dr. R. Glafer in 
Stutigart. Mit 66 Siguren. Nr. 97. 

Stenerfyiteme des Auslandes, Die, 
von Geh. Oberfinanzrat D. Schwarz 
in Berlin. Nr, 426. 

Stilkunde v. Prof. Karl Dito Sarkmann 
in Stuttgart. Mit 7 Vollbildern und 
195 Zertilluffrationen. Nr, 80. 

Stöhiomelriihe Aufgabenfamns 
lung von Dr. Wilh. ‚Sapett, Dberl. 
an der Oberrealichule in Groß-Lichter- 
felde. Mit den Refultaten. Nr. 452, 

Strakenbahnen von Dipl.-Ing. Auguft 
Boshart in Nümberg. Mit 68 Ab- 
bildungen, Nr. 559, 

Stralegie von Löffler, Major im Agl. 
Sädjf. Kriegsmin. in Dresden. Nr, 505. 
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Ströme und Spannungen in Stark» 
[romnegen v. 3% Herzog, Dipl.- 

lektroingenieur in Budapeft u. Cla- 
rence eldmann, ghrofelor der Elektro. 
technik in Delft. Mit 68 Abb. Nr. 456. 

GSübdfeegebiel. Die deutfchen Solo» 
nien Il: Das Gäpfeegebiet und 
Siauffchou von Prof. Dr. A, Dove, 
M. 16 Taf. u, 1 lithogr. Karte, Nr. 520, 

almud, Die Entftehung d. TZalınuds 
v.Dr.6.$unk in Boskowib. Nr.479. 

nifch-Chemifche Analyfe v. Dr. 
Lunge, Da d. Eidg. Molpfechn, 

Schufei. Züri. Mit 16 Abb, Nr. 195. 
chniihes Wörterbuch, enthaltend 
die widtigften Ausdrüde des Ma- 
Ichinenbaues, Schiffbaues und der Elek- 
trotehnik von Erich Arebs in Berlin. 

1. Zeil: Deutfh-Englifh, Nr. 395. 
— 11. Zeil: Englifh-Deutih. Nr. 396, 
— II. Seit: Deutih-Sranzdi. Ar. 453. 

— —- WW. Zeil: Sranzdf.-Deuffh. Nr. 454. 
Technologie, Allgemeine hemifche, 

von Dr. Guft. Bauter in ne 
burg. Nr, 113, 

— Mecjanijche, v. Geh. Hofrat Prof. U. 
Kiüdicke i. Braunfhweig. Tr. 340, 341. 

Zeerjarbiloffe, Die, mitbefond. Berük- 
fütgung der fonthetifhen Methoden v. 

r. Hans Buderer, Brof. a, d. Königl. 
® Bed. et oa Mr ai. 

elegraphenrecht von BoltinfpektorDr. 
jur, Alfred Wolke in Bonn. I: Ein- 
leitung. Geihihtlihe Entwicklung. Die 
Stellung des_ deufichen Telegraphen- 
wefens im öffentlihen Rechte, allge- 
meiner Teil._Nr. 509. 

— — 11: Die Stellung des deufih, Tele- 
graphenwejens im öffentlihen Redte, 
bejonderer Teil. Das Telegraphen- 
Strafredht, Rechtsverhältnis der Tele 
graphie zum ublikum. Nr. 510. 

ZTelegraphie, Die elekiriiche, v. Dr. 
Lud. Rellfiab. Mit 19 Fig. Ar. 172. 

Zeilameni. Die Entite ung des 
Alten Zeftamenis von Lic. Dr. W. 
Staerk, Rrof. a. d. Univ. Sena. Nr.272. 

— Die Entflehung des Neuen Teila- 
ments von Profellor Lic. Dr. Carl 
Clemen in Bonn. Nr. 285. 

Zerlil-Gnduflrie, 1: Spinnerei und 
wirnerei von Prof. Mar Gürtler, 

Geh. Regierungsrat im Kgl. Kandesge- 
werbeamt, Berlin, M. 39 Fig, \r.181. 
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Zertil-Induftrie, 11: Weberel, Wir- 
erei, Bofnmentiererei, Spigen- 

u. Gardinenfabrikation u. Filz» 
abrikationv. Prof. M. Gürtler, Geh. 
egierungsr. t. Rgl. Randesgewerbeamt 

v Berlin. Mit 29 Figuren. Nr. 185. 
— 11: Wäfcherei, Bleicherei, Zär- 

berei und ihre Siljsitoffe von 
Dr. With. Mofjot, Brof._ a. d. Preuß. 
höheren Fahjdule für Tertifinduftrie 
in Krefeld. Mit 28 Figuren, Nr. 186. 

Thermodynamik (Technifhe_ Wärme- 
lehre) v._&. Walther u. M, Röttinger, 
Diplom-Ingen. M.54 Fig. Nr. 242. 

— Die thermodnnamiihhen Grund- 
Tagen der ärmehraft- und 
Stältemafchinen von ._ Röb 
finger, Diplom-Ingenieur in Mann- 

hirin \ ia 1. ® {chichle von Dr. Ernj üringliche Ge eoon Dr. Emit 
Sale sense. Nr, 352, 

Zierbiologie, rih_der Biologie 
der Tiere von Dr. Heinrih Simroth, 
Prof. an der Univ, Leipzig. Nr. 131. 

Ziere, Entwichlungsgeioht te der, 
von Dr. Sohs. Meijenheimer, Brofeffor 
der Zoologie an der Univerfität Sena. 
1: Burhung, Brimitivanlagen, Larven, 
Sormbildung, Embroonalhüffen. Mit 
48 Figuren. Nr. 378, 

— — 1: Drganbild. M.46 Fig. Nr.379. 
Ziergeographie v. Dr. Arnold Sacobi, 

Prof. der Zoologie a. d. Agl. Forftaka- 
demie zu Tharandt. M.2 Hart. Nr.218. 

Zierkunde von Dr. Sranz vo. Wagner, 
Besieflor an der Univerfität Graz. 

it 78 Abbildungen. Nr. 60, 
Zierreich, Das, I: Säugeltere von 

DOberftudienr. Brof. Dr. Aurt Qamperl, 
Borft. d. Kal. Naturalienkabinelts in 
Stuttgart. 

— Il: Reptilien und Amphibien 
von Dr. ayrans Werner, Profeflor a. 
en Fr mit 48 Fo ja >. 

— IV: Sifche von tofefjor Dr. 
Mar Raufder in Neapel. Nr. 356. 

— VI: Sie wirbellojen Tiere von 
Dr. Ludwig Böhmig, Profeffor der 
Zoologie am der Univerfität Graz. 
l: Urfiere, Schwänne, Neffeltiere, 
Rippenquallen und Würmer, Mit 
74 Anıten, Nr. 439, . 

— — Il: fitebje, Spinnentiere, Taufend- 
füher, Weichliere, Moostierhen, Arm- 
füher, Stadelhäufer und Manteltiere, 
Mit 97 Figuren, Nr. 440. 

0 

Mit 15 Abbild. Nr. 282. - 
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